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Beginn der Sitzung: 9.04 Uhr.

Prasident Bernd Busemann:

Meine Damen und Herren! Namens des Prasidi-
ums darf ich lhnen zunéachst einen guten Morgen
winschen und Sie willkommen heil3en!

(Zurufe: Guten Morgen, Herr Prasident!)
- Das gefallt uns immer noch gut.
(Heiterkeit)

Ich er6ffne die 11. Sitzung im 5. Tagungsabschnitt
des Niedersachsischen Landtages der 17. Wahl-
periode.

Tagesordnungspunkt 33:
Mitteilungen des Prasidenten

Ich darf die Beschlussfahigkeit des Hauses fest-
stellen. Ich denke, die Schriftfiihrer zur Rechten
und zur Linken sehen das genauso.

Geburtstag hat heute die Abgeordnete Frau
Dr. Silke Lesemann.

(Beifall)

Frau Dr. Lesemann, ich tbermittle Ihnen im Na-
men des ganzen Hauses herzliche Gluckwinsche!
Gesundheit und Wohlergehen fir das vor Ihnen
liegende neue Lebensjahr!

Zur Tagesordnung: Wir beginnen die heutige Sit-
zung mit Tagesordnungspunkt 34, den Dringlichen
Anfragen. AnschlieBend setzen wir die Beratungen
in der Reihenfolge der Tagesordnung fort. Die
heutige Sitzung soll gegen 16.45 Uhr enden.

Die mir zugegangenen Entschuldigungen teilt Ih-
nen nunmehr Herr Schriftfihrer Brinkmann mit.

Schriftfihrer Markus Brinkmann:

Meine Damen und Herren! Fir die heutige Sitzung
hat sich entschuldigt von der Fraktion der FDP
Herr Christian Durr.

Prasident Bernd Busemann:
Danke schon. - Wir kommen nun zu

Tagesordnungspunkt 34:
Dringliche Anfragen

Es liegen vier Dringliche Anfragen vor. Die fur die
Behandlung Dringlicher Anfragen geltenden Ge-
schaftsordnungsbestimmungen setze ich als all-
gemein bekannt voraus. Sie wissen, finf Fragen
hat jede Fraktion. Ich weise, wie Ublich, besonders
darauf hin, dass einleitende Bemerkungen zu den
Zusatzfragen nicht zulassig sind. Um dem Prasidi-
um den Uberblick zu erleichtern, bitte ich, dass Sie
sich schriftich zu Wort melden, wenn Sie eine
Zusatzfrage stellen mochten.

(Unruhe)

- Aber es geht erst los, wenn alle sitzen und die
notige Konzentration hergestellt haben.

Ich rufe die erste Dringliche Anfrage des Tages
auf:

a) Was hat Minister Wenzel unternommen, um
fir mehr Transparenz bei MOX-Transporten zu
sorgen? - Anfrage der Fraktion der FDP -
Drs. 17/301

Die Dringliche Anfrage wird vorgetragen von Herrn
Dr. Gero Hocker. Bitte sehr!

Dr. Gero Hocker (FDP):

Herr Prasident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Was hat Minister Wenzel unternommen,
um flir mehr Transparenz bei MOX-Transporten zu
sorgen?

Minister Stefan Wenzel hat in der 8. Plenarsitzung
am 30. Mai 2013 im Rahmen einer Dringlichen
Anfrage der CDU-Fraktion erklart, dass eine Ande-
rung der Transparenzkriterien bei MOX-Trans-
porten nur mdglich sei, wenn es gelinge, die ande-
ren Bundeslander zu Uberzeugen. Dazu sei es
notwendig, die Meinung dieser Lander zu Gberpri-
fen. Wortlich sagte er dazu: ,Wir werden sehen,
was bei dieser Prifung herauskommt und ob das
am Ende gelingt.”

Vor diesem Hintergrund fragen wir die Landesre-
gierung:

1. Welche Anstrengungen hat Minister Wenzel
bisher unternommen, um die rechtlichen Bedin-
gungen flr eine grofere Transparenz gegenlber
den Landkreisen bei MOX-Transporten zu schaf-
fen?

2. Mit welchen Landern wurde bisher gesprochen,
und was waren die genauen Ergebnisse dieser
Gesprache?
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3. Wie stellt sich die Landesregierung die ge-
wiinschte Transparenz bei MOX-Transporten im
Einzelnen genau vor?

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Prasident Bernd Busemann:

Danke schon. - Fur die Landesregierung antwortet
Umweltminister Wenzel.

Stefan Wenzel, Minister fur Umwelt, Energie und
Klimaschutz:

Herr Prasident! Sehr geehrte Damen und Herren!
Sehr geehrter Herr Dr. Hocker, die Gesetzeslage
hat sich seit dem letzten Monat nicht verandert. Ich
bin aber gern bereit, noch offene Fragen zu dem
Thema zu beantworten.

Wie bereits auf Nachfrage im Mai-Plenum ausge-
fuhrt, sind die Regelungen der Informationsweiter-
gabe infolge der sogenannten 48-Stunden-
Meldung das Ergebnis eines zwischen Bund und
Landern vereinbarten Verfahrens. Fur den polizei-
lichen Schutz der Transporte sind diese Regelun-
gen in der KoSiKern abgestimmt worden. Die
KoSiKern ist eine der Innenministerkonferenz un-
tergeordnete Kommission zur Sicherung und zum
Schutz kerntechnischer Einrichtungen und Trans-
porte. Um bei der Informationsweitergabe Ande-
rungen zu erreichen, mussen wir auch die anderen
Lander einbinden. Fir eine grundsatzliche Ande-
rung der bestehenden Praxis missen wir am Ende
das Einverstandnis der anderen Lander erreichen.

Aber ich bleibe dabei: Ich halte es fur sachgerecht,
die unteren Katastrophenschutzbehdrden im Re-
gelfall zu informieren.

(Beifall bei den GRUNEN - Zuruf von
der FDP: Was ist denn kein Regel-
fall?)

Im Rahmen des MOX-Einsatzes in niedersachsi-
schen Atomkraftwerken haben wir in einer Phase 1
alle uns vorliegenden Argumente geprift. Anlass
war die Katastrophe von Fukushima. Gleichzeitig
haben wir festgelegt, dass wir in einer Phase 2 in
eine vertiefte Prufung auch mit externem Sach-
verstand einsteigen. Diese vertiefte Prifung wird
auch Aspekte des Transports und der Entsorgung
der Brennelemente bertcksichtigen. Wir sind da-
bei, die notwendigen Vorbereitungen zu treffen,
um diese vertiefte Prifung vorzunehmen. Es wird
sich daher auch zeigen, welche Wege aufgrund
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der Ergebnisse der Gefahrdungsanalyse kinftig
gegangen werden kdnnen.

Vor diesem Hintergrund wird veranlasst, dass sich
die zustandige Gefahrenabwehrbehérde mit den
unteren Katastrophenschutzbehdrden in Verbin-
dung setzt. Vor dem Hintergrund der Ereignisse im
Hamburger Hafen ist dabei zu prifen, ob fir alle
potenziell zu erwartenden Gefahrguttransporte ge-
nerell geeignete Einsatzmittel zur Verfiigung ste-
hen. Situationen wie in Hamburg missen unter al-
len Umstanden vermieden werden.

(Beifall bei den GRUNEN und Zu-
stimmung bei der SPD)

Dies vorangestellt, beantworte ich die Dringliche
Anfrage im Namen der Landesregierung wie folgt:

Zu 1: Die Landesregierung prift derzeit, wie unter
Berlicksichtigung der rechtlichen Bedingungen
eine grélere Transparenz gegenlber den Land-
kreisen als untere Katastrophenschutzbehdrden
bei MOX-Transporten geschaffen werden kann. In
Abstimmung mit mehreren Ressorts wird geprift,
welche Wege im Rahmen der Informationsweiter-
gabe maoglich sind, um eine Uber die generelle
Einsatzbereitschaft der Einsatzkrafte der unteren
Katastrophenschutzbehoérde hinausgehende Be-
nachrichtigung fir spezielle Einzelfalle wie z. B.
MOX-Transporte zu erreichen. Die Landesregie-
rung strebt grundsatzlich eine einvernehmliche
Lésung mit den anderen Bundeslandern an, damit
sich im Rahmen des Transportvorganges bei
Uberschreitung von Landesgrenzen keine Ande-
rungen bei den Informationen zur Transportsituati-
on ergeben.

Vonseiten des Umweltministeriums wurde das
Thema der Unterrichtung der unteren Katastro-
phenschutzbehdrde bei MOX-Transporten kirzlich
in die Sitzung des Hauptausschusses des Bund-
Lander-Ausschusses fur Atomkernenergie am
13./14. Juni eingebracht. Vom BMU wurde dabei
zugesagt, zu prifen, inwieweit es mdglich ist, die
unteren Katastrophenschutzbehdrden einzubezie-
hen. Alle Bundeslander waren mit dieser Vorge-
hensweise einverstanden.

Zu 2: Bisher fanden keine bilateralen Gesprache
mit einzelnen Bundeslandern zu dem Thema statt.
Bei der Befassung mit diesem Thema wird, wie
bereits ausgefiihrt, der Weg Uber die zustandigen
Bund-Lander-Gremien gesucht. Hier sitzen alle
Lander mit am Tisch.

Zu 3: Dariber hinaus befiirwortet die Landesregie-
rung die frihere Praxis, die das Bundesamt fir
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Strahlenschutz getbt hat, namlich sofort nach
Erteilung der Transportgenehmigung Angaben aus
der Genehmigung direkt auf der Internetseite des
BfS zu verdffentlichen.

Ich danke lhnen fiirs Zuhoren.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Prasident Bernd Busemann:

Vielen Dank, Herr Minister. - Zur ersten Zusatzfra-
ge hat sich fiir die FDP Herr Dr. Hocker gemeldet.

Dr. Gero Hocker (FDP):

Herr Prasident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Herr Minister Wenzel, vor dem Hinter-
grund, dass Sie in der Plenarsitzung am 30. Mai
ausgeflihrt haben, dass es, um mehr Transparenz
bei den MOX-Transporten herstellen zu kénnen,
erforderlich sei, auch die anderen Lander davon zu
Uberzeugen, frage ich Sie, warum Sie dieses The-
ma bei der Umweltministerkonferenz selber in der
Zeit vom 5. bis zum 7. Juni nicht auf die Tagesord-
nung gesetzt haben.

(Jens Nacke [CDU]: So wichtig war’s
wohl nicht, was?)

Prasident Bernd Busemann:

Danke schon. - Herr Minister, bitte sehr!

Stefan Wenzel, Minister fir Umwelt, Energie und
Klimaschutz:

Herr Dr. Hocker, wie Sie wissen, war das Thema
beim Landerausschuss fur Atomkernenergie, in
dem die Experten zu diesem Thema zusammen-
sitzen, auf der Tagesordnung. Dort konnte zwi-
schen allen Landern Einvernehmen daruber erzielt
werden, das BMU um Prifung zu bitten. Insofern
haben wir einen allerersten Schritt in diesem Ver-
fahren erfolgreich bewaltigt. Ob das am Ende zu
dem gewlnschten Ergebnis fuhrt, werden wir se-
hen.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Prasident Bernd Busemann:

Danke schon, Herr Minister. - Die nachste Zusatz-
frage stellt fur die Fraktion der CDU Herr Abgeord-
neter Oesterhelweg.

Frank Oesterhelweg (CDU):

Herzlichen Dank, Herr Prasident. - Herr Minister,
vor dem Hintergrund der Diskussion Uber die Fra-
ge der Information der Offentlichkeit und eines
Zitats aus der letzten Sitzungswoche - ich zitiere
nur diesen einen Satz des Ministers im O-Ton: ,Die
vertrauliche Behandlung der genauen Termine von
Transporten mit Kernbrennstoffen ist eine wesent-
liche Voraussetzung flir die Gewahrleistung des
erforderlichen Schutzes gegen Stérmalinahmen
und sonstige Einwirkungen Dritter” - frage ich:
Bleibt es bei der im Zitat gedulierten Einschat-
zung?

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

Prasident Bernd Busemann:

Danke schon. - Herr Minister!

Stefan Wenzel, Minister fir Umwelt, Energie und
Klimaschutz:

Grundsatzlich ja, mit den Ausnahmen, die ich |h-
nen genannt habe, um z. B. sicherzustellen, dass
die unteren Katastrophenschutzbehdrden Be-
scheid wissen.

(Beifall bei den GRUNEN und Zu-
stimmung bei der SPD)

Prasident Bernd Busemann:

Danke schon. - Die nachste Zusatzfrage stellt fir
die Fraktion der FDP Herr Dr. Birkner. Bitte sehr!

Dr. Stefan Birkner (FDP):

Herr Prasident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Vor dem Hintergrund, dass im Wahlpro-
gramm der Grinen zur Landtagswahl 2013 festge-
stellt wird, dass der Einsatz der MOX-Technologie
in Reaktoren und die Transporte dieses Materials
hochriskant seien, frage ich die Landesregierung,
warum Minister Wenzel dem Einsatz der MOX-
Brennelemente in den Kernkraftwerken Emsland
und Grohnde zugestimmt hat.

(Beifall bei der FDP und Zustimmung
bei der CDU)

Prasident Bernd Busemann:

Danke schon. - Herr Minister Wenzel!
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Stefan Wenzel, Minister fir Umwelt, Energie und
Klimaschutz:

Herr Prasident! Sehr geehrte Damen und Herren!
Herr Dr. Birkner, Sie finden auf der Website des
BfS schatzungsweise 20 oder 30 Seiten - mogli-
cherweise sogar mehr -, auf denen ausfihrlich
dargelegt wird, was die Prifung zu Phase 1 erge-
ben hat, und auf denen verdeutlicht wird, dass wir
in einer Phase 2, einer vertieften Priifung, auch
externen Sachverstand heranziehen wollen. Dort
wird niedergelegt, auf welche alten Genehmigun-
gen hier Bezug genommen werden musste. Ich
meine, beim Atomkraftwerk Grohnde lag eine Ge-
nehmigung von 1986 vor, die 2002, bei der Ande-
rung des Atomgesetzes, bestatigt wurde. Insofern
bohren wir hier ein dickes Brett. Aber wir sind mit
der Prufung in Phase 1 den Weg gegangen, hier
nach Fukushima zu einer neuen Bewertung zu
kommen. Wir hoffen auf lhre Unterstlitzung, auch
im Rahmen der Bewertung in Phase 2.

(Beifall bei den GRUNEN und Zu-
stimmung bei der SPD)

Prasident Bernd Busemann:

Danke schon, Herr Minister. - Die nachste Zusatz-
frage stellt fir die Fraktion der FDP der Abgeord-
nete Bode.

Jorg Bode (FDP):

Herr Prasident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Vor dem Hintergrund, dass im Landtags-
wahlprogramm von Biindnis 90/Die Griinen gefor-
dert wurde, dass die noch aus Altvertrdgen vor-
handenen MOX-Restmengen in Spezialbehalter zu
verpacken, zwischenzulagern und spater in ein ge-
eignetes Endlager zu bringen seien, frage ich die
Landesregierung: Was hat sie bisher unternom-
men, um diese Forderung umzusetzen, oder wann
wird sie damit beginnen?

(Zustimmung bei der FDP)

Prasident Bernd Busemann:
Danke schon. - Herr Minister Wenzel!

Stefan Wenzel, Minister fir Umwelt, Energie und
Klimaschutz:

Herr Prasident! Sehr geehrte Damen und Herren!
Sehr geehrter Herr Bode, ich muss mich in einem
Punkt korrigieren: Die Informationen zu Phase 1
stehen nicht auf der Website des Bundesamts flr
Strahlenschutz, sondern auf der Website des nie-
dersachsischen Umweltministeriums.
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Zu lhrer Frage, Herr Bode. Genau das, was Sie
angesprochen haben, ist Gegenstand des Prifver-
fahrens, das hier Thema ist. Der MOX-Einsatz war
urspriinglich ein Vorgehen, das auch aus Griinden
der Verhinderung von Proliferation geeignet er-
schien; das hat man in vielen Prifverfahren unter-
sucht. Aber meines Erachtens muss man diese
alten Bewertungen nach Fukushima einer grindli-
chen Analyse unterziehen. Dies umfasst im Zu-
sammenhang mit dem Einsatz in Kernkraftwerken
z. B. die Frage: Wie wirkt das auf den Reaktorstahl
und im Hinblick auf Versprédung? - Es geht um all
diese Fragen der Sicherheit von Kernkraftwerken.

Hinzu kommt die Frage der Sicherheit von Trans-
porten und des Umschlags beispielsweise in Ha-
fen.

Der dritte Prifgegenstand wird sein: Was heil}t das
z. B. im Hinblick auf Entsorgungsfragen? - MOX-
Brennelemente haben z. B. ganz eigene Eigen-
schaften, die hinsichtlich der Lagerdauer und der
Bewertung der Probleme, die hinterher bei der
Endlagerung entstehen kénnen, zu beachten sind.
All das ist Gegenstand der Prufungsphase 2 und
wird von uns sehr intensiv untersucht werden.

(Beifall bei den GRUNEN)

Prasident Bernd Busemann:

Danke schon, Herr Minister. - Die nachste Zusatz-
frage stellt der Abgeordnete Bosse von der Frakti-
on der SPD.

Marcus Bosse (SPD):

Herr Prasident! Meine Damen! Meine Herren! Ich
frage die Landesregierung: Gibt es Katastrophen-
schutzplane im Rahmen des Streckenverlaufes,
und werden die Katastrophenschutzbehdrden
dementsprechend vorher iber den Streckenverlauf
informiert?

(Jens Nacke [CDU]: Er hat doch
schon flinfmal gesagt, dass er das
zwar mochte, aber noch nicht ge-
macht hat!)

Prasident Bernd Busemann:
Danke schon. - Herr Minister!

Stefan Wenzel, Minister fur Umwelt, Energie und
Klimaschutz:

Sehr geehrter Herr Bosse, in der Regel haben
Standorte mit Atomkraftwerken Sonderplane fir
den Katastrophenschutz. Fir die Transportstre-
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cken gibt es solche Sonderplane nicht. Natlrlich
muss da seitens der Katastrophenschutzbehdrden
trotzdem immer sichergestellt sein, dass alle
Einsatzmittel im Zweifel verfigbar sind oder dass
bekannt ist, welche Stelle, welche Institution Gber
die notwendigen Einsatzmittel verfiigt. Gerade
nach dem Ereignis in Hamburg - man hatte erwar-
tet, dass die Berufsfeuerwehr einer solchen Grof3-
stadt Gber alle notwendigen Einsatzmittel verfiigt -
werden wir auch hier in Niedersachsen noch ein-
mal sehr ernsthaft Uberprifen, ob das tatsachlich
der Fall ist.

(Beifall bei den GRUNEN und Zu-
stimmung bei der SPD)

Prasident Bernd Busemann:

Danke schén. - Wenn ich das richtig sehe, dann
hat sich Frau Staudte zu diesem Punkt gemeldet.
Bitte sehr! Sie kdnnen die erste Zusatzfrage fiir die
Fraktion der Griinen stellen.

Miriam Staudte (GRUNE):

Vielen Dank. - Herr Prasident! Sehr geehrter Herr
Minister, vor dem Hintergrund, dass die letzte Lan-
desregierung in den vergangenen funf Jahren eini-
ges hatte tun kénnen, um fir mehr Transparenz
bei den MOX-Transporten zu sorgen,

(Beifall bei den GRUNEN und Zu-
stimmung bei der SPD)

frage ich Sie: Ist es aus lhrer Sicht eigentlich
glaubwirdig, dass die FDP, die in den letzten finf
Jahren zwei Umweltminister gestellt hat, jetzt -
nachdem wir erst vor 21 Tagen Uber dieses Thema
debattiert haben - hier so darauf insistiert, dass in
diesen drei Wochen noch kein endgiiltiges Ergeb-
nis vorgelegt werden konnte?

(Beifall bei den GRUNEN und Zu-
stimmung bei der SPD - Dr. Gero Ho-
cker [FDP]: Er hat es doch angekiin-
digt! Er hat es doch versprochen!)

Prasident Bernd Busemann:

Herr Minister Wenzel, bitte sehr!

Stefan Wenzel, Minister fir Umwelt, Energie und
Klimaschutz:

Sehr geehrter Herr Prasident! Sehr geehrte Damen
und Herren! Sehr geehrte Frau Staudte, es ehrt
uns natdrlich, zu hoéren, was uns die Opposition
alles in drei, vier Monaten zutraut.

(Beifall bei den GRUNEN und Zu-
stimmung bei der SPD - Dr. Gero Ho-
cker [FDP]: Das sind lhre eigenen An-
spriiche! Wir messen Sie nur an lhren
eigenen Anspriichen!)

Der Unterschied ist meines Erachtens, dass die
alte Landesregierung nie vorhatte, von dem Ubli-
chen Prozedere abzuweichen. Herr Minister Schi-
nemann hat am 28. August 2009 ausgefuhrt, dass
die Wegstrecke von Transporten geheim zu halten
ist. Dann hat er gesagt:

,Daran haben wir uns in der Vergangenheit
gehalten, und ich sehe auch keinen Anlass,
davon abzuweichen.”

Das war die alte Praxis.

Wir wollen mit dem von mir beschriebenen Verfah-
ren zum einen prufen: Ist MOX-Einsatz heute noch
vertretbar? Ist die Sicherheit heute noch gewahr-
leistet?

Zum anderen wollen wir, dass die unteren Katast-
rophenschutzbehdérden, wie u. a. von zwei Landra-
ten angemahnt, im Zweifel wissen, wenn in ihrem
Landkreis ein solcher Transport durchgefiihrt wird.
Es ist im Einzelfall z. B. immer wichtig, dass man -
wenn man weil}, dass mdglicherweise ein Unfall
mit einem ganz anderen Gefahrenpotenzial pas-
siert ist - nicht erst die Ortsfeuerwehr zum Einsatz-
ort schickt. Dann verbietet es sich, Einsatzkrafte
dorthin zu schicken, die nicht tber die notwendige
Erfahrung oder die notwendige Ausbildung verfii-
gen. Dann muss von vornherein dafiir gesorgt
werden, dass z. B. Spezialeinheiten zum Einsatz
kommen. Das wollen wir sicherstellen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Prasident Bernd Busemann:

Danke schon, Herr Minister. - Die nachste Zusatz-
frage stellt Dr. Stefan Birkner von der Fraktion der
FDP. Bitte sehr!

Dr. Stefan Birkner (FDP):

Herr Prasident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Vor dem Hintergrund, dass nach dem Un-
fall in Fukushima die Sicherheit aller deutschen
Kernkraftwerke Uberprift wurde, dass diesen Si-
cherheitstiberpriifungen - so etwa fiir Grohnde und
fur Emsland - der genehmigte Anlagenzustand und
damit auch der Einsatz von MOX-Brennelementen
zugrunde lag und dass sich daraus keine Griinde
ergeben haben, die eine Neubewertung des Ein-
satzes von MOX-Brennelementen in Kernkraftwer-
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ken, besonders in Grohnde und auch im Emsland,
erfordern, frage ich die Landesregierung: Was fir
Prufprogramme und Fragestellungen werden in der
von lhnen beschriebenen Phase 2 - im Detail,
wenn es geht, bitte - geprift, die im Rahmen des
Stresstests nach Fukushima, bei dem die MOX-
Brennelemente mit abgeprift worden sind, nicht
enthalten waren? Was also wird zusatzlich gepruft,
welche neue Erkenntnisse erwartet man sich da-
von, und wie genau sieht der Zeitplan dazu aus?

(Zustimmung bei der FDP und bei der
CDU)

Prasident Bernd Busemann:
Danke schon. - Herr Minister!

Stefan Wenzel, Minister fir Umwelt, Energie und
Klimaschutz:

Sehr geehrter Herr Prasident! Sehr geehrte Damen
und Herren! Herr Dr. Birkner, ich darf noch einmal
auf das Protokoll vom 28. August 2009 zurtickgrei-
fen. Angesichts der Ausfiihrungen des damaligen
Umweltministers, man plane, das ,Plutonium so
lange zu verbrennen, bis davon auf der Welt nichts
mehr vorhanden ist®, frage ich mich wirklich, mit
welchem Sachverstand man in der Vergangenheit
an diese Prifung herangegangen ist.

(Beifall bei den GRUNEN - Ulrich Wa-
termann [SPD]: Null!)

Das war vor Fukushima. Das Zitat von Herrn Minis-
ter Sander offenbart aber tief greifende Missver-
stéandnisse Uber den Charakter und die Sicher-
heitsanforderungen des Stoffes, mit dem wir es
hier zu tun haben. Insofern werden wir nicht nur
die Fragen diskutieren, die wir haben oder die die
Experten bisher gepruft haben, sondern wollen
durch die Heranziehung externer Experten auch
sicherstellen, dass jede Frage, die in diesem Zu-
sammenhang eine Relevanz hat, wirklich geprift
wird. Da geht es z. B. um die Versprédung von
Reaktorstanhl.

Gucken Sie einmal, wie kritisch auch bei E.ON
intern darlber diskutiert wird! Ich stelle lhnen ger-
ne einen Vortrag zur Verfiigung, den ein Reaktor-
sicherheitsbeauftragter von E.ON in den USA ge-
halten hat. Darin werden sehr substanzielle Nach-
teile und Gefahrdungspotenziale von MOX-Ele-
menten im Betrieb diskutiert. Das muss hinterfragt
werden.

Sie wissen, dass es unterschiedliche Stresstests
gegeben hat. Die EU, der Bund - jeder hat sich ein
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anderes Priifdesign gegeben. Mein Eindruck in
diesem Zusammenhang war immer: Es ist nicht
sichergestellt, dass wirklich alle Parameter tatsach-
lich bereits gepruft sind.

Vor allen Dingen treibt mich um: Ich habe bisher
keine vollstandige Analyse der Ereignisse in Fu-
kushima gelesen. Ich habe bisher keine abschlie-
Rende Analyse gesehen, die tatsachlich erklart,
wie es zu den Ereignissen in Fukushima kam.
Vieles ist da Teilwissen, vieles ist da auch Desin-
formation.

Natlrlich kann man eine abschlieBende Beurtei-
lung erst dann vornehmen, wenn man sich auch
diese Frage und die Gefahrdungspotenziale noch
einmal anguckt. Wir werden noch in diesem Herbst
zu einem Fachgesprach einladen und werden da
auch externen Sachverstand hinzuziehen. Mogli-
cherweise werden wir auch ein zweites oder ein
drittes Fachgesprach fihren. AnschlieRend werden
wir zu einer Bewertung kommen.

(Beifall bei den GRUNEN und Zu-
stimmung bei der SPD)

Prasident Bernd Busemann:

Danke schon, Herr Minister. - Die nachste Zusatz-
frage stellte der Abgeordnete Martin Baumer von
der Fraktion der CDU.

Martin Baumer (CDU):

Herr Prasident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Vor dem Hintergrund, dass ich glaube,
dass es hier heute Morgen nicht Aufgabe der Lan-
desregierung ist, Fragen zu stellen, sondern eher
Antworten zu liefern, und vor dem Hintergrund,
dass ich in den Redebeitragen von Herrn Minister
Wenzel sehr haufig Worte wie ,priifen”, ,analysie-
ren”, ,untersuchen“ und ,Phasen gehdrt habe,
stelle ich die Frage: Herr Minister, wann ist lhre
Phase der prifenden Untersuchungsanalyse ab-
geschlossen, und wann kann dieses Haus damit
rechnen, dass Sie in diesem Fall Ergebnisse lie-
fern?

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP - Jens Nacke [CDU]: Diese
Wahlperiode wird schon ausreichen!)

Prasident Bernd Busemann:

Herr Minister, bitte sehr!
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Stefan Wenzel, Minister fir Umwelt, Energie und
Klimaschutz:

Herr Prasident! Sehr geehrte Damen und Herren!
Herr Baumer, wir haben vor, die Prifung in der
Phase 2 vor Abschluss der nachsten Revision im
Emsland und in Grohnde abzuschlieRen.

(Beifall bei den GRUNEN - Zurufe von
der CDU und von der FDP: Wann ist
das?)

Prasident Bernd Busemann:

Danke schon. - Die nachste Zusatzfrage stellt der
Abgeordnete Oesterhelweg fir die CDU-Fraktion.

Frank Oesterhelweg (CDU):

Vielen Dank, Herr Prasident. - Herr Minister, vor
dem Hintergrund lhres doch recht massiven Ein-
satzes fir die Information der Offentlichkeit anléss-
lich der MOX-Transporte im vergangenen Jahr
frage ich nicht nur mich, sondern auch Sie: Warum
wollen Sie das jetzt nicht mehr?

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU
und bei der FDP)

Prasident Bernd Busemann:
Herr Minister, bitte sehr!

Stefan Wenzel, Minister fur Umwelt, Energie und
Klimaschutz:

Herr Prasident! Sehr geehrte Damen und Herren!
Sehr geehrter Herr Oesterhelweg, ich weill nicht,
ob Sie das missverstanden haben. Wir wollen die-
se kritische Prifung vornehmen. Ich habe hier
auch beim letzten Mal deutlich gemacht, dass ich
den Einsatz von MOX-Brennelementen nach den
Erfahrungen in Fukushima kritisch sehe.

(Jens Nacke [CDU]: Das glaubt Ihnen
keiner mehr! - UIf Thiele [CDU]: Sie
haben das nicht kritisch gesehen! Sie
haben hier getobt!)

Ich habe aber auch deutlich gemacht, dass es seit
1986 - bestatigt durch die Atomgesetznovelle von
2002 - ein Regelwerk gibt, das vorsieht, MOX-
Brennelemente einzusetzen.

Deswegen ware es vielleicht schon, wenn man hier
in drei Monaten Veranderungen erreichen kénnte.
Alles, was wir tun, muss aber am Ende auch
rechtssicher sein und vor Gerichten Bestand ha-
ben.

(Dr. Gero Hocker [FDP]: Das hatten
wir mal sagen sollen! Dann ware was
los gewesen!)

Herr Oesterhelweg, gucken Sie sich einmal auf der
Website an, was wir bereits geprift haben. Wir
kénnen auch gerne dariiber reden, was Sie in der
Phase 2 noch geprift wissen wollen, was wir mog-
licherweise noch nicht vorgesehen haben. Wir sind
fur alle Hinweise und Anregungen sehr offen.

Ich danke lhnen.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD - Dr. Gero Hocker [FDP]: Sie re-
gieren aber doch! - Jens Nacke [CDU]:
Sie tragen doch die Verantwortung da-
fur, dass die kreuz und quer durch das
Land fahren! Jetzt prifen Sie bis zum
Sankt-Nimmerleins-Tag! Wann ist denn
die Revision?)

Prasident Bernd Busemann:

Danke schon Herr Minister. - Die fiinfte und letzte
Zusatzfrage stellt Herr Dr. Hocker flir die Fraktion
der FDP.

Dr. Gero Hocker (FDP):

Herr Prasident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Herr Minister Wenzel, vor dem Hinter-
grund, dass Sie im letzten Plenum ausgefuhrt ha-
ben - ich darf das kurz zitieren - ,Ich komme gern -
wenn Sie eine Ausschusssitzung machen, kann
das auch gern offentlich geschehen - auch zu allen
Fragen des MOX-Einsatzes und auch zu der Fra-
ge, ob er kiinftig noch vertretbar ist oder nicht",
frage ich die Landesregierung: Wie bewerten Sie
die Weigerung der Regierungsfraktionen von SPD
und Grinen, einem Wunsch auf Unterrichtung in
der letzten Umweltausschusssitzung ber MOX-
Transporte nachzukommen?

(Jorg Bode [FDP]: Gekniffen!)

Prasident Bernd Busemann:

Danke schon. - Herr Minister!

Stefan Wenzel, Minister fir Umwelt, Energie und
Klimaschutz:

Herr Prasident! Sehr geehrte Damen und Herren!
Herr Dr. Hocker, wenn ich mich recht erinnere,
haben Sie am Freitag vor der am Montag stattfin-
denden Sitzung drei Unterrichtungswiinsche ge-
habt:
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(Dr. Gero Hocker [FDP]: Sie haben
die immer erst Montagmorgen einge-
reicht!)

zum Hochwasser an der Elbe, zu dem Thema, das
Sie ansprachen, und zu einem dritten Thema.

Angesichts der Ereignisse an der Elbe haben wir
gesagt: Wir unterrichten sehr gerne - auch in einer
solch kurzen Frist Uber das Wochenende - Uber die
Hochwassersituation.

Wir unterrichten auch gerne Uber das Thema
MOX-Transporte.

Wenn es lhnen wirklich so ernst ist, gehe ich aber
davon aus, dass es Ilhnen auch gelingen wird, sich
fristgerecht an den Ausschuss zu wenden und es
auf die Tagesordnung setzen zu lassen.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD - Dr. Gero Hocker [FDP]: Das
sagt der Richtige! Der Minister kneift!
Das ist das Credo!)

Prasident Bernd Busemann:

Danke schdn Herr Minister. - Die nachste Zusatz-
frage kommt von der Fraktion der CDU.

Herr Kollege Hocker und meine Damen und Her-
ren, ich darf um etwas Ruhe bitten. Die Gerausch-
kulisse ist durchgangig nicht so, dass man sie als
optimal bezeichnen méchte. Das gilt fiir die Redner
sowie die Zuhorer. Etwas mehr Disziplin ist schon
angesagt.

Fir die CDU hat das Wort Herr Oesterhelweg.

Frank Oesterhelweg (CDU):

Vielen Dank, Herr Prasident. - Ich frage die Lan-
desregierung: Wie wirde die niedersachsische
Polizei einsatztaktisch und personell auf eine vor-
herige Veréffentlichung der MOX-Transporte rea-
gieren?

Prasident Bernd Busemann:
Danke schon. - Herr Minister!

Boris Pistorius, Minister fiir Inneres und Sport:

Sehr geehrter Herr Prasident! Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Die Polizei wirde bei entspre-
chenden Mitteilungen in Kooperation mit den Ka-
tastrophenschutzbehérden und den &rtlichen Be-
hérden da, wo es Anhaltspunkte dafiir gibt, friihzei-
tig die Sicherheitsplane erarbeiten, die Begleitung
sicherstellen und eine Analyse der Transportstre-
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cke vornehmen, wie es erforderlich ist, um die
notige Sicherheit herzustellen.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Prasident Bernd Busemann:

Danke schon. - Die nachste Zusatzfrage kommt
von der Fraktion Bindnis 90/Die Grinen. Frau
Korter!

Ina Korter (GRUNE):

Herr Prasident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Vor dem Hintergrund der Frage, die Frau
Staudte vorhin schon einmal kurz angerissen hat,
frage ich die Landesregierung: Welche Initiativen
sind der Landesregierung bekannt, die die Vor-
gangerregierung unternommen hat, um mehr
Transparenz bei den Atomtransporten herzustel-
len?

(Zustimmung bei den GRUNEN und
bei der SPD - Dr. Gero Hocker [FDP]:
Darum geht es doch gar nicht! Das ist
doch lhr eigener Anspruch! Wir haben
das nie versprochen!)

Prasident Bernd Busemann:

Danke schon. - Herr Minister Wenzel!

Stefan Wenzel, Minister fir Umwelt, Energie und
Klimaschutz:

Herr Prasident! Sehr geehrte Damen und Herren!
Sehr geehrte Frau Korter, mir sind keine Initiativen
bekannt. Mir ist nur bekannt, dass sich der Bun-
desumweltminister dafiir eingesetzt hat, dass das
Bundesamt fir Strahlenschutz die erteilten Ge-
nehmigungen auf der Website des BfS nicht mehr
veroffentlicht.

(Zustimmung bei den GRUNEN und
bei der SPD - Miriam Staudte [GRU-
NE]: Genau das Gegenteil also!)

Prasident Bernd Busemann:

Vielen Dank, Herr Minister. - Die nachste Zusatz-
frage kommt noch einmal von der Fraktion Bund-
nis 90/Die Grinen von Frau Korter. Bitte!

(Jens Nacke [CDU]: Noch solch eine
Frage von gestern? - Gegenruf von
Grant Hendrik Tonne [SPD]: Das ge-
fallt nicht!)
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Ina Korter (GRUNE):

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Vor
dem Hintergrund der Debatte heute und der Ver-
wirrung, die zum Teil in meiner Region aufgrund
von Presseerklarungen der CDU-Fraktion entstan-
den ist, frage ich die Landesregierung, ob es sich
ihr erschliel3t, ob die CDU-Fraktion und die FDP-
Fraktion im Landtag eigentlich mehr Transparenz
bei den Atomtransporten wollen oder weniger.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD - Jens Nacke [CDU]J: Jetzt bin ich
gespannt, ob Sie die Verwirrung von
Frau Korter auflédsen kénnen! Die alte
Landesregierung konnte das nicht!)

Prasident Bernd Busemann:

Herr Minister!

Stefan Wenzel, Minister fir Umwelt, Energie und
Klimaschutz:

Herr Prasident! Sehr geehrte Damen und Herren!
Sehr geehrte Frau Korter, ich habe die Auseinan-
dersetzung Uber diese Frage in der Vergangenheit
sehr aufmerksam beobachtet. Mein Eindruck war,
dass sich die alte Landesregierung immer gegen
mehr Transparenz gestemmt hat. Das ist auch
durch das Vorgehen des Bundesumweltministers
in Bezug auf seine nachgeordnete Behorde doku-
mentiert. Dort wurde die eingeschrankte Transpa-
renz, die bis vor etwa einem Jahr vorhanden war,
wieder zurlckgefahren. Von daher kann ich lhren
Eindruck nur bestatigen.

(Zustimmung bei den GRUNEN und
bei der SPD)

Prasident Bernd Busemann:

Danke schdn. - Die nachste Zusatzfrage stellt fur
die Fraktion der CDU der Abgeordnete Martin
Baumer.

Martin Baumer (CDU):

Herr Prasident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich frage die Landesregierung: Erhdht eine
vorherige Bekanntmachung eines Transports die
Gefahr eines Anschlages auf diesen Transport?

(Zustimmung bei der CDU)

Prasident Bernd Busemann:

Herr Minister!

Boris Pistorius, Minister fir Inneres und Sport:

Sehr geehrter Herr Prasident! Meine Damen und
Herren! Wenn es in der Vergangenheit eine vorhe-
rige Bekanntmachung gab, dann hat diese, zumin-
dest nach den Erkenntnissen der Polizei, nicht zu
einer konkreten Erhéhung der Anschlagsgefahr
gefihrt. Trotzdem kann man das natirlich nicht
ausschlieRen. Das ist die Feststellung, die man
treffen muss. Deswegen gehen die Polizei, die
Katastrophenschutzbehérden bzw. die verantwort-
lichen Ministerien sehr verantwortlich damit um.

(Zustimmung bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Prasident Bernd Busemann:

Vielen Dank, Herr Innenminister. - Meine Damen
und Herren, zu der Dringlichen Anfrage a liegen
keine weiteren Wortmeldungen vor, sodass ich zu
der nachsten Dringlichen Anfrage Ubergehe.

b) Spricht der Ministerprasident im rot-griinen
Streit um die Verkehrspolitik in Niedersachsen
ein Machtwort? - Anfrage der Fraktion der CDU -
Drs. 17/299

Der Abgeordnete Heineking wird diese Anfrage
vortragen. Bitte sehr!

Karsten Heineking (CDU):

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Die
verkehrspolitischen Ziele, die sich aus der Koaliti-
onsvereinbarung von SPD und Bindnis 90/Die
Grinen ergeben, werden von Abgeordneten der
Koalitionsfraktionen und Regierungsmitgliedern
seit Amtsantritt der Landesregierung in unter-
schiedlicher Weise interpretiert:

Wirtschaftsminister Olaf Lies hat sich mehrfach
zum Bau der A 20 und der A 39 bekannt und in
einer Presseinformation am 11. Marz 2013 ,un-
missverstandlich® erklart: ,Ich will, dass die A 20
und die A 39 gebaut werden.”

(Zustimmung von Bjérn Thimler [CDU])

In gleicher Weise hat sich auch der Ministerprasi-
dent auf einer offentlichen Veranstaltung des CDU-
Wirtschaftsrates eingelassen: ,Weil bekannte sich
zum Ausbau der A 39. Autobahnen brachten rele-
vante wirtschaftliche Effekte” (Braunschweiger Zei-
tung, 9. Mai 2013).
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Gleiches wiederholte Stephan Weil beim Jahres-
empfang der Industrie- und Handelskammer Liine-
burg-Wolfsburg: ,Die A 39 ist ein richtiges und
notwendiges Projekt. Wir sollten sie bauen® (Lan-
deszeitung, 5. Juni 2013).

Dem stehen AuBerungen von Abgeordneten der
Koalitionsfraktionen entgegen, die anderer Mei-
nung sind.

So erklarte der niedersachsische Landtagsabge-
ordnete Thomas Schremmer (Biindnis 90/Die Gri-
nen) in der Tageszeitung Die Welt am 18. Februar
2013: ,Ich glaube nicht, dass in Niedersachsen
irgendeine neue Autobahn gebaut wird, mit diesem
Koalitionsvertrag schon gar nicht.”

Susanne Menge, verkehrspolitische Sprecherin der
Fraktion Blindnis 90/Die Grlnen, erklarte in einer
Presseerklarung vom 25. Februar 2013:

,<Unsere Aufgabe ist es, mit wenig Mitteln so
gut wie mdoglich unsere Infrastruktur nach-
haltig sicherzustellen.”

(Ronald Schminke [SPD]: Das ist
doch gut!)

,0er Neubau von StralRen ist ganz sicher da-
fur nicht die geeignete Strategie. ... Realis-
tisch heilt das fur Niedersachsens Ver-
kehrspolitik, dass in den nachsten Jahren
kein Spatenstich gesetzt werden kann.*

Die Abgeordneten der Koalitionsfraktionen bieten
zudem klagewilligen Kommunen direkte Unterstit-
zung gegen die A 39 an.

Die Aller-Zeitung berichtete in ihrer Ausgabe vom
7. Mai 2013:

,Grinen-Politiker geben sich am Tappenbe-
cker Sportzentrum beinahe die Klinke in die
Hand. lhre Position ist klar und wurde auch
gestern noch einmal bekraftigt: ,Wir sind ge-
gen die Autobahn und gehen davon aus,
dass sie nicht finanzierbar ist’, sagte die ver-
kehrspolitische Sprecherin Susanne Menge.
Die Alternative? Ein Ausbau der B 4. Miriam
Staudte: ,Die Argumente sprechen flr uns.
Aber die Autobahn zu verhindern, wird ein
langer Prozess.” Heiner Scholing sagte: ,Um
die A 39 zu verhindern, sollten auch die be-
troffenen Gemeinden im Planfeststellungs-
verfahren Einwande erheben.™

Die Landeszeitung berichtet am 8. Juni 2013:

,Die grinen Landtagsabgeordneten Miriam
Staudte und Heiner Scholing sagen, dass
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ein Bau der A 39 keine positiven wirtschaftli-
chen Effekte bringen wiirde.”

Der Ministerprasident hat sich bislang zu den un-
terschiedlichen Auffassungen der Koalitionspartner
zur A 39 nicht geaulert.

(Miriam Staudte [GRUNE]: Sie erzah-
len nichts Neues!)

Dabei hatte er auf dem Sonderparteitag der nie-
dersachsischen SPD in Hannover nach Abschluss
der Koalitionsverhandlungen laut Braunschweiger
Zeitung vom 17. Februar 2013 noch bekraftigt:

,Weils erste Botschaft an die Griinen ... ,Die
SPD muss darauf achten, dass die Wirt-
schaft erfolgreich sein kann’, sagt der SPD-
Mann beim Parteitag.”

Mit Blick auf die Ein-Stimmen-Mehrheit der rot-
grunen Koalition im Landtag stellt sich die Frage,
ob die gegenteiligen Positionen innerhalb der Koa-
lition zu einer dauerhaften Selbstblockade in der
Verkehrspolitik fuhren, die Wachstum und Be-
schaftigung in Niedersachsen nachhaltig negativ
beeinflusst.

Vor diesem Hintergrund fragen wir die Landesre-
gierung:

1. War die Ende Marz 2013 beim Bund eingereich-
te Anmeldeliste fir den Bundesverkehrswegeplan -
wie von Minister Lies am 25. April 2013 gegentber
der Nordwest-Zeitung behauptet - im Kabinett ab-
gestimmt?

2. Kann die Landesregierung ausschlief3en, dass
ablehnende AuRerungen von Abgeordneten der
Regierungskoalition etwas am bisherigen Be-
kenntnis der Landesregierung zum Ausbau der
Hinterlandanbindungen andern?

3. Unter welchen Voraussetzungen wird der Minis-
terprasident bei den koalitionsintern umstrittenen
Verkehrsthemen von seiner Richtlinienkompetenz
Gebrauch machen, um seinem im Wahlkampf ge-
gebenen Versprechen, beim Ausbau der Ver-
kehrsprojekte sei jetzt der Norden dran (Nordwest-
Zeitung, 15. November 2012), Nachdruck zu ver-
leihen?

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Prasident Bernd Busemann:

Danke schdn, Herr Heineking. - Fur die Landesre-
gierung antwortet der Minister fiir Wirtschaft, Arbeit
und Verkehr, Herr Lies. Bitte sehr!
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Olaf Lies, Minister fur Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr:

Herr Prasident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Die neue Landesregierung setzt auf eine
nachhaltige und damit zukunftsfahige Politik, die
soziale Gerechtigkeit, wirtschaftlichen Erfolg und
Okologische Vernunft miteinander verbindet. Dies
spiegelt sich auch in der Verkehrspolitik wider.

(Bjorn Thimler [CDU]: Klingt wie eine
Regierungserklarung!)

Gerade beim Verkehr werden die aktuellen grof3en
politischen Herausforderungen besonders deutlich.
Zu diesen Herausforderungen zahlen Veranderun-
gen der Bevdlkerungsstruktur, Verknappung der
naturlichen Ressourcen und der &6konomische
Strukturwandel. Gleichzeitig gilt es, den Anforde-
rungen der Schuldenbremse gerecht zu werden.

Die Koalitionsvereinbarung ,Erneuerung und Zu-
sammenhalt - nachhaltige Politik fir Niedersach-
sen“ enthalt daher weitreichende Aussagen zur
kinftigen Verkehrspolitik. Fir die hierin genannten
Ziele treten die Regierungsparteien unmissver-
standlich ein.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Zum neuen Stil der Landesregierung gehoéren ein
verbesserter Umgang mit Demokratie und Trans-
parenz. Wir wollen mehr Demokratie wagen.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Viel zu lange wurde in Niedersachsen ein obrig-
keitsstaatlicher Politikstil betrieben. Beteiligung
wurde zu sehr auf die Stimmabgabe bei Wahlen
reduziert. Wir verstehen modernes Regieren als
einen lebendigen Austausch zwischen Bevolke-
rung, Landesparlament und Landesregierung.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Hierzu zahlt auch der Meinungsaustausch von
Abgeordneten. Der Inhalt der Koalitionsvereinba-
rung ist bei den bisherigen politischen Diskussio-
nen nicht infrage gestellt worden.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die
Neuaufstellung des Bundesverkehrswegeplans
2015 ist ein aktuelles und zentrales Vorhaben die-
ser Landesregierung. Die Landesregierung hat
zum Vorgehen, zu den Inhalten, zum Zeitplan und
zu anderen Aspekten bereits auf diverse Fragen im
Landtag bzw. in Ausschiissen und auch aus eige-

ner Initiative heraus umfangreiche Auskunft gege-
ben. Gerne wiederhole ich aber hierzu den aktuel-
len Stand:

Stichwort Schiene: Niedersachsen hat im Marz
2013 fir den Verkehrstrager Schiene folgende
Projektvorschlage fristgerecht beim Bund einge-
reicht: Malnahmen flir den Knoten Hamburg,
Bremen und Hannover, alle bisherigen Maf3nah-
men des Bundesverkehrswegeplans fiir die Wed-
deler Schleife, Rotenburg—Verden, die Amerikali-
nie, Langwedel-Uelzen, Uelzen—Stendal, Nien-
burg—Minden, Oldenburg—Leer, Minden-Seelze,
Léhne—-Elze—Braunschweig, Oldenburg-Wilhelms-
haven und die Y-Trasse bzw. - so vermerkt - die
entsprechenden Alternativen dazu, die derzeit von
der Bahn bearbeitet werden, zusatzliche Mal3nah-
men an kleineren Knoten sowie neue Mallnahmen
an den Strecken Oldenburg—Osnabrtick, Norden—
Emden, Cuxhaven-Bremerhaven und Cuxhaven—
Stade. Zusatzlich ist eine neue Sammelposition
.Hafenhinterlandverkehr fir die generelle Durch-
fihrbarkeit kleinerer und mittlerer Malnahmen zur
Verbesserung Hafenhinterlandanbindung ange-
meldet worden.

Neben diesen genannten Punkten ist bei der Ein-
reichung der Vorschlage auf einen moglichen wei-
teren Containerterminal in Wilhelmshaven hinge-
wiesen worden. Sollte in der Laufzeit des Bundes-
verkehrswegeplans 2015 ein weiterer Container-
terminal in Wilhelmshaven eingerichtet werden,
sind die vorhandenen Anbindungen an das Hinter-
land hierauf zu priifen. Sollte ein weiterer Ausbau
erforderlich sein, wird das Land diesen Bedarf
beim Bund melden.

Wasserstrallen: Die Anmeldung der Projektvor-
schlage flr den Bundesverkehrswegeplan - Teil
Wasserstralde - erfolgte bereits im Dezember 2012
unter der alten Landesregierung. Die Anmeldun-
gen entsprachen im Wesentlichen den noch nicht
umgesetzten MaRnahmen des bisherigen Bundes-
verkehrswegeplans aus 2003. Als wesentliche
neue MaRnahme ist die Anmeldung einer neuen
Schleuse - Schiffshebewerk Scharnebeck bei LU-
neburg - zu nennen, die, glaube ich, dringend - - -

(Zustimmung von Helge Limburg
[GRUNE])

- Den Applaus nehmen wir gerne mit.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

- Da sind wir uns doch einig.
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Ich méchte bei dieser Gelegenheit aber auch auf
den Erfolg hinweisen, dass der Kistenkanal wei-
terhin als Wasserstralle in den transeuropaischen
Netzen gefuhrt wird. Ich finde, man darf deutlich
machen: Hier hat das parteilibergreifende Enga-
gement in Niedersachsen wirklich Erfolg gehabt.
Herzlichen Dank dafir an alle Fraktionen und Par-
teien!

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und
bei den GRUNEN)

Anders als bei den Schienenwegen und Wasser-
strallen ist das Land bei den Bundesfernstrallen
als Auftragsverwaltung fir den Bund tatig. Der
Bund bedient sich auf grundgesetzlicher Basis der
Verwaltung der Lander. Im Februar 2013 wurde
vom Bundesministerium fir Verkehr, Bau und
Stadtentwicklung die Grundkonzeption des Bun-
desverkehrswegeplans Strafle mit folgenden Eck-
punkten verdffentlicht: eine klare Schwerpunktset-
zung fir Uberregional wichtige Malknahmen insbe-
sondere beim Autobahnnetz und die Aufteilung der
Investitionsmittel zwischen Autobahnen und Bun-
desstralRen im Verhaltnis von 70 : 30 %. Angekin-
digt wird ebenfalls, dass zukulnftig dem Erhalt der
vorhandenen Substanz gegeniber dem Aus- und
Neubau Vorrang gegeben wird. Das begrifien wir
ausdrucklich, weil es auch der Zielsetzung dieser
Landesregierung entspricht.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Die Lander sind aufgefordert, alle Stral3enprojekte
bis September 2013 beim Bundesministerium zur
Bewertung anzumelden. Ich habe die Absicht,
diese Anmeldeliste der Projekte zur weiteren Be-
wertung durch den Bund noch vor der Sommer-
pause dem Kabinett vorzulegen. Die formelle Pri-
fung der Vorhaben ist entsprechend weit fortge-
schritten. Der Bund fihrt dann eine intensive Be-
wertung der einzelnen Projektvorschlage durch.
Entscheidend sind nattrlich die jeweiligen Kosten,
der verkehrliche Nutzen der MalRhahmen sowie die
Auswirkungen auf die Umwelt.

Wir werden uns diese Bewertungsergebnisse ge-
nau anschauen und dann die Prioritatenliste der
Landesregierung erstellen. Dies wird sicherlich
nicht vor Herbst 2014 mdglich sein, weil voraus-
sichtlich erst dann die Daten und Fakten des Bun-
des vorliegen werden. Da es eine Prioritatenliste
der Landesregierung sein wird, kann es zu unter-
schiedlichen Meinungen und Bewertungen von
Koalitionspartnern im Prozess, aber nicht im Er-
gebnis kommen.
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Leider hat es der Bund versaumt, ein Gesamtbud-
get fur den Bundesverkehrswegeplan zu nennen.
Nur zur Orientierung: Die im Land flir den Ausbau
bzw. den mehrstreifigen Ausbau von Bundesfern-
strallen aufgewendeten Haushaltsmittel belaufen
sich im Durchschnitt auf 200 Millionen Euro jahr-
lich. Allein die Projekte A 20 mit der festen Elbque-
rung und die A 39 werden mindestens 3 Milliarden
Euro kosten. Die Realisierung dieser Projekte wir-
de nach bisheriger Finanzierungslinie mehr als 15
Jahre in Anspruch nehmen und den gesamten
Zeitraum des neuen Bedarfsplans ausflllen. Es
gabe dann keinerlei Spielraum fiir andere Projekte
in Niedersachsen. Das ist ein Grund mehr, dem
Bund die Notwendigkeit von Investitionen im Nor-
den deutlich zu machen. Wir werden also Projekte
in Abschnitten und Alternativen denken und priifen
mussen. Jede andere verantwortlich handelnde
Landesregierung muisste dies auch tun. Ich meine,
es gebietet die Ehrlichkeit, auf diese Zahlen hin-
zuweisen.

Dies vorausgeschickt, beantworte ich Ihre Fragen
wie folgt:

Zu Frage 1: Die im Marz beim Bund eingereichte
Liste mit Projektvorschlagen fir den Bundesver-
kehrswegeplan Teil Schiene entspricht dem Koali-
tionsvertrag. Dies betrifft z. B. die darin konkret
benannten MaRnahmen wie den Ausbau der Stre-
cke Rotenburg—Verden und der Amerikalinie Lang-
wedel-Uelzen. Dariber hinaus wird im Koalitions-
vertrag der Bedarf einer leistungsfahigen Hinter-
landanbindung thematisiert. Aulerdem sind diese
Vorschldge konform zum Kabinettsbeschluss aus
dem Dezember 2012.

Zu Frage 2. Ja.

(Zustimmung von Helge Limburg
[GRUNE])

Zu Frage 3. Eine angemessene Berlicksichtigung
der norddeutschen Lander bei den Investitionen in
die Verkehrsinfrastruktur in Bezug auf alle Ver-
kehrstrager ist nicht die Frage der Richtlinienkom-
petenz innerhalb der Landesregierung, sondern
eine Frage der Verteilungsgerechtigkeit unter den
Bundeslandern und deshalb eine berechtigte, weil
unerfilllte Forderung an diese Bundesregierung.
Die Landesregierung wird sich jedenfalls gemein-
sam mit der Konferenz der norddeutschen Lander
und der Kistenverkehrsministerkonferenz dafir
einsetzen, dass der Ausbau der Hafenhinterland-
anbindung endlich auch bei der Bundesregierung
eine grolRere Bedeutung gewinnt.
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(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Dies habe ich im Rahmen vieler Gesprache mit
meinen Kollegen - Senator Horch und Senator
Gunthner - deutlich gemacht. Ich fordere auch die
Fraktionen von CDU und FDP auf, sich im Interes-
se des Landes dieser Forderung anzuschlief3en.

Danke schon.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Prasident Bernd Busemann:

Vielen Dank, Herr Minister Lies. - Zu einer ersten
Zusatzfrage hat sich fir die Fraktion der CDU noch
einmal der Kollege Heineking gemeldet.

Karsten Heineking (CDU):

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Stehen
Sie, Herr Minister Lies, unter Bericksichtigung
aller Untersuchungen zur A 39 auch weiterhin zu
Ihrer am 11. Marz 2013 in einer Pressemitteilung
verkindeten Aussage: ,Ich will, dass die A 20 und
die A 39 gebaut werden.“? - Ich stelle diese Frage
vor dem Hintergrund der vorhin bei der Einbrin-
gung zitierten Aussage von Frau Staudte, die sag-
te: Alle Untersuchungen beweisen, dass statt der
A 39 kostenglinstigere und naturvertraglichere
Alternativen zur Verfligung stehen. - Kénnen Sie
die Vorteile und die positiven Effekte

(Dr. Gabriele Andretta [SPD]: Wie vie-
le Fragen sind das? - Grant Hendrik
Tonne [SPD]: Wie viele Fragen stellt
er?)

eines Neubaus der A 39 und der A 20 nennen?

Prasident Bernd Busemann:

Herr Kollege Heineking, ich werte das als zwei
Fragen. - Der Herr Minister antwortet.

Olaf Lies, Minister fur Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr:

Sehr geehrter Herr Prasident! Sehr geehrter Herr
Heineking, ich stehe immer zu den von mir ge-
machten Aussagen.

Wir befinden uns zurzeit in einem Verfahren. Das
Kabinett wird eine Liste zur Bewertung beschlie-
Ren, die dem Bund vorgelegt wird. Dort werden
genau die Fragen, die Sie eben angesprochen
haben, geklart, namlich die Vorzige der unter-
schiedlichen Verkehrstrager und der unterschiedli-

chen Projekte. Wir gehen davon aus, dass die
Landesregierung auf der Grundlage der ihr dann
vorliegenden Bewertungen - ich habe vorhin davon
gesprochen, dass sie voraussichtlich im Herbst
des nachsten Jahres vorliegen werden - eine eige-
ne Bewertung dahin gehend vornehmen wird, in
welcher Form diese Projekte angemeldet werden.

Ansonsten ist, glaube ich, deutlich geworden, dass
wir jetzt an der Stelle sind, an der alle Argumente
fur und wider die einzelnen Projekte deutlich ge-
macht worden sind. Sie haben auch mehrfach
mich zitiert und darauf hingewiesen, dass ich das
an allen Stellen deutlich gesagt habe. Die ab-
schlieRende Bewertung der Frage, welche Projekte
finanziert werden, nimmt nicht das Land vor - da
bitte ich um lhr Verstandnis -, sondern das behalt
sich der Bund vor, weil er letztendlich auch die
Mittel daflr bereitstellt. Insofern warten wir die
Bewertung durch den Bund ab und werden dann
auf der Grundlage der Bewertung durch den Bund
die entsprechenden Prioritdten im Land Nieder-
sachsen festlegen.

(Zustimmung bei den GRUNEN)

Prasident Bernd Busemann:

Danke schon. - Die nachste Zusatzfrage stellt fir
die Fraktion der FDP der Abgeordnete Bode.

Jorg Bode (FDP):

Herr Prasident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Vor dem Hintergrund, dass die Landesre-
gierung hier heute erneut bestatigt hat, dass es in
Fragen der Verkehrspolitik - insbesondere im Be-
reich Stral’e - durchaus einen offenen Dissens
zwischen den Koalitionspartnern gibt

(Johanne Modder [SPD]: Haben Sie
nicht zugehoért? - Helge Limburg
[GRUNE]: Sie haben nicht zugehort!)

und man sich darum bemiht, am Ende ein ge-
meinsames Ergebnis fur die Anmeldung in Berlin
zu finden, habe ich eine Frage zu einem konkreten
Projekt, das zwischen beiden Koalitionspartner
strittig ist, namlich zur A 39. Herr Minister Wenzel
war vor Kurzem in Uelzen, und dazu gab es am
17. Juni einen Bericht in der Allgemeinen Zeitung,
aus dem ich jetzt zitiere - - -

(Zurufe von der SPD und von den
GRUNEN)
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Prasident Bernd Busemann:

Herr Kollege Bode, konzentrieren Sie sich bitte auf
die Frage!

Jorg Bode (FDP):
Ich frage deshalb Minister Wenzel vor dem Hinter-

grund seines Zitates in der Allgemeinen Zeitung.
Das Zitat lautet:

,D0ann hat der Bund die Aufgabe, fur die
Projekte, auch fir die A 39 und den Ausbau
der B 4 als Alternative, eine Kosten-Nutzen-
Rechnung aufzustellen.”

Und weiter:

,Lagen diese Ergebnisse vor, werde deut-
lich, welche MaRnahme die sinnvollere sei.”

Vor dem Hintergrund dieses Zitates frage ich die
Landesregierung: Kann diesem Artikel enthommen
werden, dass sich beide Koalitionspartner darauf
verstandigt haben, die Entscheidung des Bundes
dariber, welche Variante die sinnvollere ist, zu
akzeptieren, und werden dann beide Koalitions-
partner mit Nachdruck flr diese Variante - etwa die
A 39 oder den B-4-Ausbau - eintreten?

(Zustimmung bei der FDP und bei der
CDU)

Préasident Bernd Busemann:
Das war eine Frage mit viel Hintergrund. - Herr
Minister!

(Jens Nacke [CDU]: Alle Fragen sind
mit sehr viel Hintergrund!)

Olaf Lies, Minister fur Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr:

Ob die Frage so viel Hintergrund hatte, will ich jetzt
nicht bewerten.

(Beifall bei der SPD)

Herr Prasident! Sehr geehrter Herr Bode! Wir als
Abgeordnete und als Vertreter der Landesregie-
rung haben an verschiedenen Stellen klare Positi-
onen deutlich gemacht.

(Jens Nacke [CDUJ: Nee!)

Ich will das hier noch einmal sagen. Ich bin sehr
froh, dass wir in einem Land leben, in dem jeder
Abgeordnete eine klare Position und Haltung ein-
nehmen kann.

(Zustimmung bei der SPD und bei den
GRUNEN)
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Deshalb begrife ich alle Diskussionen, die wir im
Land mit allen Betroffenen, allen Initiativen und
allen Verbanden fluihren.

(UIf Thiele [CDU]: Schwierig ist, dass
die Koalitionsfraktionen unterschied-
lich klare Positionen vertreten!)

Nichtsdestotrotz wird eine abschlieende Bewer-
tung - so habe ich es vorhin gesagt - vom Kabinett
vorgenommen. Grundlage fir die Bewertung wer-
den aber natlrlich die Ergebnisse sein, die vom
Bund kommen. Deshalb gestehen Sie der Landes-
regierung bitte zu, dass sie beide Ubereinbringt,
namlich die Bewertung des Bundes mit seiner
Festlegung - Nutzen-Kosten-Faktor, Auswirkungen
auf Umwelt und Natur - und die Priorisierung, die
die Landesregierung im nachsten Jahr erarbeiten
mit der Festlegung erarbeiten wird, was fiir Nieder-
sachsen wichtig ist. Ich glaube, ganz entscheidend
dabei ist, was in enger Abstimmung mit den ande-
ren norddeutschen Bundeslandern fir Nord-
deutschland wichtig ist.

(Zurufe von der CDU)

- Wenn Sie keine Antwort wollen, kann ich aufho-
ren.

Diese Dinge, namlich sowohl die Bewertung durch
den Bund mit einer fachlich-sachlichen Zahlenbe-
wertung als auch die politische Priorisierung des
Landes Niedersachsen, sind die Grundlagen, die
fir das Kabinett letztlich entscheidend sind, wenn
es darum geht, dem Bund einen Vorschlag fir eine
Priorisierung zu unterbreiten.

(Beifall bei der SPD)

Prasident Bernd Busemann:

Danke schon, Herr Minister. - Die nachste Zusatz-
frage stellt von der Fraktion der CDU der Kollege
Bley.

Karl-Heinz Bley (CDU):

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Wir
haben festgestellt, dass Herr Lies die Sache um-
schreibt. Ich personlich bin aber der Meinung, dass
bislang noch keine Antworten auf die hier gestell-
ten Fragen gegeben worden sind.

(Zustimmung bei der CDU - Grant
Hendrik Tonne [SPD]: Herr Kollege
Bley, dann missen Sie zuhoéren! Das
scheint ein grundsatzliches Problem
zu sein!)



Niedersdchsischer Landtag - 17. Wahlperiode - 11. Plenarsitzung am 20. Juni 2013

Wir haben festgestellt, dass es beim Thema
A 20/A 39 im Lande Uneinigkeit gibt. Auch Frau
Susanne Menge hat an Minister Lies Kritik getibt,
und zwar nicht nur hier; denn es heildt: ,Menge
(GRUNE) eindeutig gegen Ausbau der E 233.¢

(Zurufe von der SPD und von den
GRUNEN)

Prasident Bernd Busemann:
Sie missen fragen!

Karl-Heinz Bley (CDU):

Ich sage das, damit der Minister weil3, worauf es
ankommt.

Es gab ein Wortgefecht im Oldenburger Rat, wo
sich Frau Menge und Herr Krogmann - - -

(Zurufe von der SPD und von den
GRUNEN: Frage! Frage!)

Prasident Bernd Busemann:

Herr Kollege Bley, bringen Sie lhre Frage bitte auf
den Punkt!

Karl-Heinz Bley (CDU):

Ich frage die Landesregierung: Wie reagiert sie
unter Bericksichtigung ihrer eigenen Positionie-
rung zur Bahnumfahrung Oldenburg auf die be-
schriebene rot-griine Streitigkeitsthematik?

Prasident Bernd Busemann:
Herr Minister!

Olaf Lies, Minister flr Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr:

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Herr
Bley, ich hoffe, den Kern Ihrer Frage noch analy-
sieren zu konnen.

(Zustimmung bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Was den Ausbau der Strecke Oldenburg angeht,
gibt es eine Anmeldung des Landes Niedersach-
sen zum Bundesverkehrswegeplan, Teil Schiene.
In dieser Anmeldung ist vorgesehen, dass der
Ausbau durch die Stadtstrecke Oldenburg - Be-
standsstrecke - erfolgen soll.

Parallel dazu - ich habe vorhin ausgefiihrt, dass
das angemeldet worden ist - soll fir den Fall zu
erwartender zunehmender Verkehre infolge einer
Weiterung des JadeWeserPorts eine Alternativpru-
fung vorgenommen werden.

Da es eine sehr intensive Diskussion und auch ein
Gutachten der Stadt Oldenburg gibt, das sie in
Auftrag gegeben hat, um zu klaren, welche Varian-
ten maoglich sind, wird uns die Stadt in der nachs-
ten Woche - sie hat uns eingeladen - ihr Gutachten
vorstellen.

Ich glaube, dass ein solcher Dialogprozess gut und
richtig ist. Ich will aber an dieser Stelle betonen,
dass es ein grofles Anliegen der Landesregierung
ist, das niedersachsische Erfolgsprojekt JadeWe-
serPort auch als Erfolg fortzusetzen. Daflr brau-
chen wir zlgig eine elektrifizierte Anbindung.

Ich hoffe, dass es uns im Dialog gelingen wird,
einen Anklang zu erzielen. Es ist auch das Ziel der
Koalitionsvereinbarung, die Interessen des Landes
Niedersachsen, die Interessen des JadeWeser-
Ports und natlrlich auch die Interessen der Blrge-
rinnen und Burger angemessen zu bericksichti-
gen. Ich glaube, dass dies im Interesse eines zU-
gigen Larmschutzes und eines zugigen Abbaus
der héhengleichen Bahnibergange ein guter und
wesentlicher Schritt ware. Ich glaube, dass es
angemessen ist, dass eine Landesregierung, die
sich vornimmt, in einen Dialog einzutreten, dies
auch ernst zu nehmen. Deshalb werden wir diesen
Dialog in der nachsten Woche in Oldenburg fort-
setzen. Ich glaube, dass diese Landesregierung
damit ein gutes Bild abgibt.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Prasident Bernd Busemann:

Danke schon, Herr Minister. - Die nachste Zusatz-
frage stellt fir die Fraktion Bindnis 90/Die Griinen
der Kollege Thomas Schremmer.

Thomas Schremmer (GRUNE):

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Lieber
Herr Bode, vor dem Hintergrund, dass Herr Heine-
king mich richtig zitiert hat- Zitat vom 18. Fe-
bruar -, vor dem Hintergrund, dass wir uns in der
Regierungskoalition unzweifelhaft einig dartber
sind, dass die alte Landesregierung eine Anmel-
dung zum Bundesverkehrswegeplan vorgelegt hat,
die dermafen unrealistisch ist, dass wir sie Uber-
prifen muassen, vor dem Hintergrund, dass in die-
ser Frage kein Zentimeter Raum zwischen dem
Minister Lies und beiden Regierungsfraktionen
besteht,

(Zurufe von der CDU und von der
FDP: Oh!)
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und eingedenk dieser Vorbemerkungen frage ich
die Landesregierung, welchen Einfluss die auf
250 Millionen Euro geschatzten Bestandserhal-
tungsmalBnahmen fir die Bundesfernstral’en in
den nachsten Jahren und die 550 Millionen Euro
fur die bereits geplanten Neubauten von Bundes-
fernstral’en auf den Finanzrahmen der zukinftigen
Verkehrspolitik dieser neuen Landesregierung, die
realistisch mit diesen Dingen umgeht, nehmen
wird.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Prasident Bernd Busemann:
Danke schon. - Herr Minister!

Olaf Lies, Minister flr Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr:

Herr Prasident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Herr Schremmer, herzlichen Dank fiur die
Frage. Sie gibt mir die Gelegenheit, noch mal aus-
zuflihren, welcher enorme Bedarf - da sind wir uns,
glaube ich, einig - in Zukunft auf uns zukommt.

So sind 250 Millionen Euro pro Jahr notwendig, um
die Bundesfernstral’en inklusive der Ingenieur-
bauwerke in Niedersachsen zu erhalten. Es sind
weitere 550 Millionen Euro notwendig, um die be-
reits im Bau befindlichen Projekte fertigzustellen.
Das bedeutet: In die Realisierungsphase kdnnen
Neubauprojekte dann eintreten, wenn nach Abzug
der Vorbelastungen - also der Projekte, die quasi
begonnen wurden - ein Spielraum fur Neubeginn
besteht. Das ist die Voraussetzung.

Der Bund hat in der Vergangenheit - das muss
man sagen- den Spielraum erfreulicherweise
mehrfach durch unerwartete Sonderfinanzierungen
erhéht. Nur dadurch ist es dazu gekommen, dass
wir in Niedersachsen im Durchschnitt etwa 200
Millionen Euro jahrlich fir den Neubau und den
mehrstreifigen Ausbau aufwenden konnten. Ob
das im mehrjdhrigen Finanzrahmen des Bundes-
verkehrswegeplans so bleibt, ist im Moment noch
gar nicht absehbar.

Fir die Stralen- und Brlckenerhaltung an den
Bundesfernstrallen in Niedersachsen besteht ak-
tuell ein jahrlicher Mittelbedarf in Héhe von ca. 250
Millionen Euro, wozu der Bund dem Land letztlich
auch in dieser GréRRenordnung Gelder zugewiesen
hat.

Ich will das beschreiben: Wir haben inzwischen
sowohl an Landesstralen als auch an Bundes-
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strallen die Situation, dass Ingenieurbauwerke -
also Briicken - nicht mehr die Lasten aufnehmen
kdnnen, fur die sie genehmigt wurden.

(Gabriela Konig [FDP]: Das ist schon
seit den 90er-Jahren so!)

- Es macht es aber nicht besser, dass Sie zehn
Jahre lang zugesehen haben. Dann hatte man
vielleicht mal handeln missen.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Wir erleben im Moment eine Situation - - -

(UIf Thiele [CDU]: Das wissen Sie und
Ihre Mitarbeiter doch besser! - Gegen-
ruf von Helge Limburg [GRUNE]: Herr
Thiele, wollen Sie nicht lieber eine
Zusatzfrage stellen? Sie haben doch
noch genug Zeit!)

Das ergibt zumindest im Moment die Situation,
Herr Thiele, dass wir statt einer Wegstrecke von 30
oder 40 km aufgrund des Nichtsubstanzerhalts der
Ingenieurbauwerke inzwischen eine Wegstrecke
von uber 200 km haben.

Dabei geht es nicht nur um den Einfluss, den zu-
satzliche Fahrten auf Umwelt und Natur haben,
sondern auch um den Einfluss auf unsere Unter-
nehmer. Unsere Unternehmer haben langere Stre-
cken zu fahren, und sie arbeiten dadurch mogli-
cherweise unwirtschaftlicher.

Das ist natlrlich auch der Tatsache geschuldet,
dass in den letzten Jahren - vor allen Dingen in
den letzten zehn Jahren - nicht an der Substanz
gearbeitet wurde, sondern dass es zu einem Sub-
stanzverzehr gekommen ist. Ich glaube, das mer-
ken wir ganz deutlich sowohl bei den Landestra-
Ren als auch bei den Bundesstrallen. Man muss
schon Uberlegen, wer in den letzten zehn Jahren
daflr die Verantwortung getragen hat.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Im angesprochenen Neubaubereich warten mo-
mentan in unserem Bundesland sechs Vorhaben
auf eine Finanzierung durch den Bund. Spielraum
fir Neubeginn - das habe ich gesagt- wird aber
nur bestehen, wenn die in der Vorbelastung be-
findlichen MalRnahmen abgewickelt sein kdnnen.
Daflr, wann diese Projekte in den Bau gehen kon-
nen, ist natlrlich auch die Haushaltsentwicklung
des Bundes ein ganz entscheidender Faktor.
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Ich will das noch einmal sagen: Wir haben eine
Reihe von Projekten, die genehmigt sind, die plan-
feststellerisch abgeschlossen sind, die wir bauen
koénnten, fir die aber die finanziellen Mdglichkeiten
gar nicht da sind. Menschen, Orte und Kommunen
warten z. B. auf Umgehungsstrallen. Wenn es
aber nicht gelingt, diese Umgehungsstralten jetzt
zu beginnen, dann gehen sie erneut ins Verfahren.
Wenn sie aber erneut ins Verfahren gehen, dann
wird eine génzlich neue Uberpriifung vorgenom-
men.

Durch die Tatsache, die Sie nun einmal mit zu
verantworten haben, dass es eine sehr gro3e Zahl
an Wunschlisten gibt, haben Sie auch die Situation
geschaffen, dass sich diejenigen, die eigentlich
Uber Jahre in der Hoffnung waren, ein Projekt noch
realisiert zu bekommen, jetzt der Tatsache ausge-
setzt sehen, dass sie sich mit Projekten in Konkur-
renz befinden, die bisher gar nicht zur Debatte
standen, die Sie aber- ich darf das so sagen -
durch die Verfahrensart: ,Sammeln wir doch alle
Winsche, die da sind“ mit auf die Liste genommen
haben.

Ich glaube, da ist die alte Landesregierung auch in
Verantwortung, denen, die bisher fest davon aus-
gegangen sind, dass sie eine Chance auf Realisie-
rung haben, zu erkldren, warum diese Chance
durch ihr Handeln geringer geworden ist.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN - Jens Nacke [CDU]: Sie
kaschieren, dass mit den Griinen
nichts hinzukriegen ist! Das macht ihr
jedenfalls gut!)

Prasident Bernd Busemann:

Danke schon, Herr Minister. - Die nachste Zusatz-
frage stellt Frau Abgeordnete Vockert von der
Fraktion der CDU.

Astrid Vockert (CDU):

Herr Prasident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich frage die Landesregierung, ob ihr bekannt ist,
dass Herr Minister Lies in 6ffentlichen Erklarungen
den Bau der A 20 von der Zustimmung seines GruU-
nen-Koalitionspartners abhangig gemacht und den
Baubeginn zumindest fir die kommenden finf
Jahre ausgeschlossen hat.

(Gerd Ludwig Will [SPD]: Weil die
Planung nicht fertig ist!)

- Es geht nicht um die 113 km insgesamt, Herr
Will, sondern auch um erste Bauabschnitte, flr die

schon der Planfeststellungsbeschluss vorgelegt
werden kann.

Ich schlielRe gleich eine zweite Frage an die Lan-
desregierung an: Kann sie vor diesem Hintergrund
nachvollziehen, dass in der Bevdlkerung des ge-
samten Elbe-Weser-Dreiecks ein sehr grof3er Un-
mut vorherrscht, wenn immer wieder - wie auch
heute hier - gemeinsame Ziele der Regierungspar-
teien - wie Sie es eingangs gesagt haben - formu-
liert werden - d. h. es steht etwas auf dem Papier -,
diese aber vor dem Hintergrund des Streits in der
Koalition nicht umgesetzt werden, wenn also kein
Kilometer Bundesautobahn gebaut wird? Kann sie
nachvollziehen, dass insofern eine grof’e Unzu-
friedenheit und Verdrossenheit vorherrscht?

(Zustimmung bei der CDU)

Prasident Bernd Busemann:

Vielen Dank, Frau Kollegin Vockert. - In der Tat, es
waren zwei Fragen. Damit ist das Fragekontingent
der CDU-Fraktion erschopft. Wir nehmen die wei-
teren Wortmeldungen sozusagen von der Wartelis-
te. - Herr Minister, bitte sehr!

Olaf Lies, Minister fur Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr:

Herr Prasident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Sehr geehrte Frau Vockert, ich will das der
Transparenz halber sagen: Wir beide sind Mitglied
im Parlamentarischen Beirat der A 20. Das darf
man hier wohl offen benennen. Ich glaube, dass
ich als jemand, der aus der Region kommt, an
vielen Stellen meine klare Haltung zur A 20 immer
deutlich gemacht habe.

(Jens Nacke [CDU]: Sie waren Vorsit-
zender, Herr Minister! Vielleicht soll-
ten Sie das der Klarheit halber hinzu-
fugen!)

- Nein, Stellvertreter.

(Jens Nacke [CDU]: Oh! Ich bitte um
Entschuldigung!)

Aber das macht ja nichts. Man kann sich ja mal
tduschen, Herr Nacke.

(Jens Nacke [CDU]: Stellvertreter
reicht aber auch! Bekennen Sie sich
zur A 20!)
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Prasident Bernd Busemann:

Keine Dialoge! Es geht um Frage und Antwort.
Frau Vockert hat gefragt, und der Minister antwor-
tet.

(Zuruf von der SPD: Herr Nacke, Sie
mussen die Antwort ertragen! - Ge-
genruf von Jens Nacke [CDUJ: Nicht
so nervds werden, liebe Freunde! Ich
weill ja, dass das Thema ganz
schlecht ist!)

Olaf Lies, Minister flr Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr:

Sehr geehrte Frau Vockert, ich habe dazu eine
klare Haltung, die ich unmissverstandlich deutlich
gemacht habe. Wir werden genau diese Haltung
auch weiterhin einnehmen.

(Jens Nacke [CDUJ: Ihr kriegt mit den
Grinen nichts hin! Das ist die Wahr-
heit! Weil die Grinen innovations-
feindlich sind!)

- Nein, nicht die Griinen! Die Griinen sind ein guter
Koalitionspartner, mit dem wir hervorragende Re-
gierungsarbeit fur Niedersachsen machen.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Aber die Realisierung der A 20 ist nicht ausschliel3-
lich abhangig von der Position, die wir haben.
Deswegen warten wir die Bewertung durch den
Bund ab.

Ich will es deutlich sagen: Was fir ein Bild ist das,
das hier immer skizziert wird, dass wir diese Pro-
jekte wollten? - Es gibt einen klaren Beschluss im
Koalitionsvertrag: Die Planung far A 20 und A 39
werden fortgesetzt.

Ich finde, mit dem, was Sie immer zu verbreiten
versuchen, dort gebe es einen Stopp oder eine
Bremse, verunsichern Sie! Mit der Art, die Sie
praktizieren, verunsichern Sie das Land. Sorgen
Sie nicht nur dafir, dass die Planungen weiterge-
fuhrt werden, sondern sorgen Sie auch dafur, dass
der Bund klare Prioritaten festlegt! Das ist namlich
die Entscheidung des Bundes und nicht die Ent-
scheidung der Landesregierung an dieser Stelle.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN - Jens Nacke [CDU]: Kim-
mern Sie sich um den Baubeginn!)

- Warum haben Sie keine Frage gestellt, Herr Na-
cke, wenn Sie eine Frage haben?
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(Jens Nacke [CDU]: Kimmern Sie
sich um den Baubeginn, anstatt hier
Nebelkerzen zu werfen! - Zurufe von
der SPD und von den GRUNEN: Hal-
lo! Hey! Ruge!)

Prasident Bernd Busemann:

Bitte keine Dialoge! - Herr Minister, antworten Sie
bitte weiter auf die Frage von Frau Vockert!

Olaf Lies, Minister fur Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr:

Insofern, Frau Vockert, erwarten wir - - -

(Jens Nacke [CDU]: Wenigstens von
der A 29 bis zum Tunnel!)

- Ich weild nicht, ob Herr Nacke mit mir redet oder
was er da macht. Ich bin ein bisschen - - -

(Unruhe)

Prasident Bernd Busemann:

Herr Minister, ich habe das schon klargestellt. Frau
Vockert hat gefragt, und Sie antworten auf Frau
Vockert. Herr Minister, bitte sehr!

(Jens Nacke [CDU]: Wenigstens von
der A 29 bis zum Tunnel! - Unruhe)

Olaf Lies, Minister fur Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr:

Deshalb bleibt es bei der klaren Haltung. Das Vor-
gehen gestaltet sich so: Der Bund wird die Bewer-
tung vornehmen, und wir werden mit einer - ich
hoffe, guten und klaren - Bewertung durch den
Bund eine gute Grundlage haben, um auch im
Land Niedersachsen ein klares Signal fur die Fort-
setzung der Arbeiten an der A 20 zu geben. Aber
das kdnnen wir nicht machen, bevor uns die Be-
wertung durch den Bund vorliegt.

Ich glaube, das ist es, woran wir jetzt konzentriert
arbeiten mussen. Bitte jetzt nicht ein Jahr lang - so
lange wird es leider dauern, weil der Bund so lan-
ge braucht - die Verunsicherung durch das Land
treiben! Sagen Sie vielmehr konsequent: Wir war-
ten die Diskussion ab, die sich durch die Bewer-
tung des Bundes ergibt. Das ist serids, das ist
anstandig, das hilft den Unternehmern und den
Menschen in der Region. Die Unruhe und die De-
batte schiren gerade Sie, und die helfen nieman-
dem in diesem Land.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)
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Prasident Bernd Busemann:

Danke schon, Herr Minister. - Die nachste Zusatz-
frage wird von der Fraktion der FDP vom Herrn
Kollegen Hermann Grupe gestellt.

(Ronald Schminke [SPD]: Er fragt jetzt
nach der A 7!)

Hermann Grupe (FDP):

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Vor
dem Hintergrund, dass es unterschiedliche Positi-
onierungen des Verkehrsministers und des Land-
wirtschaftsministers zum Ith-Tunnel gibt, frage ich
die Landesregierung: Gilt die Position des Ver-
kehrsministers, der mir auf eine Kleine Anfrage
geantwortet hat - ich zitiere -: ,Nach den derzeit
vorliegenden Erkenntnissen ist die Verlegung der
B 240 von Fdlziehausen bis Eschershausen (mit
[th-Tunnel) fur eine Meldung zum neuen BVWP
vorgesehen. Die laufende Planung wird im Rah-
men der gegebenen Ressourcen fortgefihrt.“?
Oder gilt die mehrfach geduRerte Positionierung
des Landwirtschaftsministers fir die Landesregie-
rung, der sich gegen den Ith-Tunnel ausgespro-
chen hat und der sich jlingst mit der rot-griinen
Mehrheit im Kreistag in Holzminden von diesem
Projekt verabschiedet hat?

(Sabine Tippelt [SPD]: Das stimmt
nicht!)

Ich frage also die Landesregierung: Gilt die aus
meiner Sicht sehr konstruktive und von mir aus-
dricklich begrifite - - -

Prasident Bernd Busemann:

Herr Kollege, die Frage ist eigentlich schon kom-
plett.

Hermann Grupe (FDP):

Gilt die Position des Verkehrsministers - - -

Prasident Bernd Busemann:

- - - oder die des andern? - Danke.
(Beifall bei der FDP)

Herr Minister!

(Ronald Schminke [SPD]: Warum
fragt niemand nach der A 7? Was ist
denn da los?)

Olaf Lies, Minister flr Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr:

Herr Prasident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Sehr geehrter Herr Grupe, der Bund wird
auch fir den Ith-Tunnel eine Bewertung vorneh-
men mussen. Wir alle wissen, dass der Bund zu-
nachst einmal fiir sich festlegen wird, ob der Nut-
zen-Kosten-Faktor dort bei geschatzten 6 000
Fahrzeugen am Tag, glaube ich, und bei einem
Investitionsvolumen, das wahrscheinlich sehr hoch
sein wird - es wird mindestens auf 200 Millionen
Euro geschatzt -, so hoch ist, dass eine solche
MaRnahme umgesetzt werden kann. Das muss der
Bund bewerten. Vorher kdnnen wir nicht sagen, ob
wir eine Chance auf Realisierung haben.

Weil es uns aber nicht ausschliellich um die Frage
nach einer einzelnen Malinahme, sondern um die
nach einer Verkehrsanbindung geht, muss es doch
unser Ansatz sein, wie wir eine Losung fir die Ith-
Querung finden, wie auch immer sie dann aus-
sieht. Das grole Interesse dieser Landesregie-
rung - ich glaube, das ist an verschiedenen Stellen
zu unterschiedlichen Themen deutlich geworden -
ist, die Rdume Niedersachsens gut und richtig zu
erschliel3en.

Deswegen muss es unser gemeinsames Anliegen
sein - mit welcher Ldsung auch immer; das mus-
sen wir zunachst einmal der Bewertung durch den
Bund Uberlassen -, dafir zu sorgen, dass alle
Raume Niedersachsens, auch Sidniedersachsen,
infrastrukturell verniinftig angebunden sind. Das
sind die Herausforderung und die Aufgabe, die
diese Landesregierung wahrnehmen wird.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN - Sabine Tippelt [SPD]: Das
nachste Mal richtig informieren, bevor
man eine Frage stellt!)

Prasident Bernd Busemann:

Danke schon. - Die nachste Zusatzfrage stellt der
Kollege Bode von der FDP-Fraktion.

(Zuruf)

Jorg Bode (FDP):
- Keine Angst.

Herr Prasident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Da meine Frage eben nicht beantwortet
worden ist, wiederhole ich sie und formuliere sie
vielleicht etwas anders, damit sie auch verstanden
wird.

901



Niedersdchsischer Landtag - 17. Wahlperiode - 11. Plenarsitzung am 20. Juni 2013

Vor dem Hintergrund, dass Minister Stefan Wenzel
als Minister in Uelzen und auch bei der Allgemei-
nen Zeitung in Uelzen war - nicht als Blirger Stefan
Wenzel -, frage ich die Landesregierung:

(Grant Hendrik Tonne [SPD]: Ist ein
Minister kein Biirger?)

Minister Stefan Wenzel sagte, dass die Alternativ-
bewertung zwischen dem Bau der A 39 oder dem
Ausbau der B 4 vom Bund durchgefiihrt wird, wo-
bei sich eine Variante als die sinnvollere heraus-
stellt. Wird sich auch Minister Stefan Wenzel, so-
fern sich der Bau der A 39 als sinnvollere Variante
herausgestellt hat, gemeinsam mit der Landesre-
gierung fir den Bau der A 39 einsetzen?

(Beifall bei der FDP und Zustimmung
bei der CDU)

Prasident Bernd Busemann:

Danke schon. - Herr Wenzel ist nicht hier. - Herr
Lies!

Olaf Lies, Minister fur Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr:

Herr Prasident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Sehr geehrter Herr Bode, eigentlich dachte
ich, dass Sie den Ablauf noch ziemlich genau ken-
nen.

(Helge Limburg [GRUNE]: Das ist
schon vier Monate her!)

- Okay.

Aber ich bin gerne bereit, diesen Ablauf zu be-
schreiben und zu erklaren.

In der politischen Diskussion geht es darum, dass
es ein Projekt A 39 gibt. Fur dieses Projekt kennen
wir logischerweise aber nicht die abschlielende
Bewertung durch den Bund.

Diese Landesregierung - ich habe das vorhin be-
tont -, der es besonders wichtig ist, Rdume zu
erschlief3en, sagt: Wir kdnnen an der Stelle nicht
ausschlieBlich auf das eine Projekt setzen. Wenn
es vom Bund nicht akzeptiert wird, haben wir gar
keine alternative Variante. Deshalb prifen wir pa-
rallel dazu den Ausbau der B 4.

(Jorg Bode [FDP]: Vielleicht sollte er
das beantworten?)

- Nein, es ist besser, wenn ich das beantworte. Ich
bin der zustéandige Ressortminister. Ich glaube, Sie
sollten mir zugestehen, hierauf die Antwort zu ge-
ben.
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(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Der Bund wird eine Bewertung vornehmen. Paral-
lel dazu werden wir Bewertungskriterien vorlegen,
nach denen wir priorisieren werden. Die Bewertung
des Bundes und die Priorisierung des Landes wer-
den gemeinsam dazu fuhren, dass wir festlegen, in
welcher Prioritédt wir welche MalRnahme fir richtig
und umsetzbar halten.

Ich bitte aber um Verstandnis: Da bislang weder
die Bewertung des Bundes vorliegt noch die Fest-
legung der Kriterien zur internen Bewertung des
Landes abgeschlossen ist, kann eine Antwort auf
Ihre Frage an dieser Stelle nicht gegeben werden.
Das miussten Sie meines Erachtens selber am
besten wissen. Es ist ein kontinuierlicher Prozess,
der beides beinhaltet: die Bewertung des Bundes
und die Bewertung des Landes.

Und dann kommt auch noch ein weiterer Effekt
hinzu. Selbst, wenn wir etwas prioritar festlegen,
obliegt es dem Bund- und abschlielfend dem
Bundestag -, in seiner Verantwortung zu entschei-
den, welche der Mallnahmen dann in den ,Vor-
dringlichen Bedarf Plus®, wie es neuerdings heif3t,
und welche in den ,Weiteren Bedarf* kommen. Das
ist das klare Vorgehen.

Wenn man einen Prozess, den man gehen will,
beschreibt, aber schon am Anfang des Prozesses
eine Antwort geben mdchte, die sich eigentlich erst
aus der Abfolge des Prozesses ergibt, dann ist das
unserités. Und da diese Landesregierung keine
unseridse Politik macht, ist die Antwort, dass wir
diesen Prozess abwarten werden.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Prasident Bernd Busemann:

Danke schon, Herr Minister. - Die nachste Zusatz-
frage stellt fir die Fraktion der FDP Frau Konig.

(Zuruf von Ronald Schminke [SPD] -
Heiterkeit)

Gabriela Kénig (FDP):

Herr Prasident! Unter anderem vor dem Hinter-
grund, dass Planungen immer sehr lange dauern
und dass, wie wir eben gehdrt haben, sich die
Landesregierung auch an die Schienenprojekte
halten will, die eingereicht worden sind - dazu ge-
hort z.B. die Strecke Oldenburg—Osnabriick -,
frage ich die Landesregierung: Wann rechnen Sie
damit, dass die Bewertung der Baulichkeiten der
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Bahnumgehung Oldenburg - von Wilhelmshaven
nach Oldenburg oder auch nach Osnabrick - vor-
liegt?

Prasident Bernd Busemann:

Danke schon. - Herr Minister!

Olaf Lies, Minister fir Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr:

Herr Prasident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Frau Konig, ich versuche einmal, auf den
Kern lhrer Fragen zu kommen. Ansonsten korrigie-
ren Sie mich bitte.

Bei Ihrer ersten Frage ging es um die Bewertung
einer Maflnahme Oldenburg—Osnabrick. Die muss
ja erst noch erfolgen, und sie erfolgt im Rahmen
des Bundesverkehrswegeplans 2015.

Wer die Strecke Oldenburg—Osnabriick kennt -
und wir kennen sie -, der weil}, dass dort ein er-
heblicher Bedarf besteht. Die Strecke ist einspurig.
Es gibt eine grofle Anzahl von Bahnibergangen,
die nicht beschrankt sind, wo also noch Erweite-
rungen moglich sind. Hier muss erst einmal erar-
beitet werden, welche Perspektiven es fir diese
Strecke gibt und welche Kosten dafiir anfallen
wurden.

Anders ist allerdings die Frage nach bei der Um-
fahrung Oldenburg zu beantworten. Bisher gibt es
eine Anmeldung fur die Bestandsstrecke. Die Stadt
Oldenburg hat die Vorstufe eines Gutachtens in
Auftrag gegeben, das erarbeiten soll, welche Al-
ternativen zu der Bestandsstrecke bestehen. Die-
ses Gutachten ist, wie Sie vielleicht der Presse
entnommen haben, gestern im Verkehrsausschuss
des Rates der Stadt Oldenburg vorgestellt worden.
Stefan Wenzel und ich sind eingeladen worden,
uns den Entwurf dieses Gutachtens in der nachs-
ten Woche anzuschauen.

Ich meine, dass wir uns die Mihe machen sollten,
uns das Gutachten zunachst einmal anzusehen,
anstatt voreilig zu einer Bewertung zu kommen.
Insofern mochte ich Sie um Verstandnis bitten,
dass ich mich erst aullere, wenn wir das Gutach-
ten gesichtet haben und abschatzen kénnen, in-
wieweit das Ganze tatsachlich realisierbar ist.

Jetzt will ich aber auch noch einmal das wiederho-
len, was ich gerade gesagt habe: Wir haben das
grolle Projekt JadeWeserPort. Die Anbindung des
JadeWeserPorts ist dem Wirtschafts- und Ver-
kehrsminister ein sehr groRes Anliegen - weil der
Erfolg des JadeWeserPorts auch davon abhangt,

dass er vernlinftig angebunden ist. - Sie nicken mit
dem Kopf.

Ich kann nur sagen: Das Projekt JadeWeserPort ist
2001 auf den Weg gebracht worden. 2003 haben
Sie die Regierungsverantwortung Ubernommen -
und sich nicht gekimmert. Dieses Nichtkimmern
unter lhrer Aegide hat zur Folge, dass friihestens
im Jahr 2018 ein elektrifizierter Anschluss vorhan-
den sein wird. Das zeigt die Versaumnisse, die die
alte Landesregierung in den letzten Jahren zu
verantworten hat.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Prasident Bernd Busemann:

Fir die nachste Zusatzfrage hat sich fiir die Frakti-
on Biindnis 90/Die Grinen Frau Kollegin West-
phely gemeldet. Bitte sehr!

Maaret Westphely (GRUNE):

Sehr geehrter Herr Prasident! Liebe Abgeordnete!
Welche Kenntnisse hat die Landesregierung dar-
Uber, wie die Wunschliste der 241 Projekte, insbe-
sondere die sogenannte 65er Liste, die die alte
Landesregierung gerne zum Bundesverkehrswe-
geplan angemeldet hatte, eigentlich zustande ge-
kommen ist?

Prasident Bernd Busemann:
Danke schon. - Herr Minister!

Olaf Lies, Minister fur Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr:

Herr Prasident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Frau Westphely, ich mdchte Ihnen gerne
einen Uberblick geben, wie das entstanden ist:

Vom 8. bis zum 11. Oktober 2012 fanden auf Ein-
ladung der obersten Landesplanungsbehérde Re-
gionalkonferenzen in Hannover, in Oldenburg, in
Lineburg und in Braunschweig statt. Im Rahmen
dieses Konsultationsverfahrens wurden die bis
zum 30. November eingegangenen Vorschlage mit
den in den Regionalkonferenzen von der Stral3en-
bauverwaltung als Fachvorschlag eingebrachten
MaRBnahmen in einer Liste mit dem Stand
3. Dezember - das ist diese 65er Liste - zusam-
mengefasst.

Ohne eine fachliche Uberprifung der gelisteten
Projekte - z. B. daraufhin, ob ihre Umsetzung auf-
grund der ortlichen Gegebenheiten Uberhaupt
moglich ist - beschloss die Landesregierung in der
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Kabinettssitzung am 18. Dezember 2012 - also
wenige Wochen vor einem Wahltermin - die Pro-
jektliste fur die Bundesstrallen und beauftragte das
Ministerium far Wirtschaft, Arbeit und Verkehr, die
fachliche Uberprifung der noch ausstehenden
Projekte vorzunehmen. Die Ergebnisse daraus
sollten in den Anmeldeprozess einflieen, und
diese Anmeldung sollte fristgerecht beim Bund
erfolgen.

In der Offentlichkeit ist jedoch der Eindruck ent-
standen, dass das Land Niedersachsen eine Liste
mit 241 Projekten beim Bund angemeldet hat. Das
ist sachlich falsch. Die Landesregierung hat ledig-
lich - das war moglicherweise der zeitlichen Nahe
zu einem Wahltermin geschuldet - eine Liste mit
Projekten an den Bund geschickt. Aber diese Liste
ist vom Bund weder als Anmeldeliste anerkannt
noch als solche akzeptiert worden.

(Karl-Heinz Bley [CDU]: Voranmeldung!)
- Es gibt keine Voranmeldung.

Klar war auch, dass diese Liste erst dann zu einer
wirklichen Anmeldeliste werden kann, wenn diese
65 Projekte fachlich Uberpriift worden sind. Inso-
fern hat dort zumindest eine sehr grofe Verunsi-
cherung der Regionen und der Burger stattgefun-
den. Es ware sicher besser gewesen, von vorn-
herein zu sagen, welche Projekte uberhaupt eine
Chance auf Realisierung haben, als nur eine
Wunschliste zusammenzustellen.

(Beifall bei der SPD)

Prasident Bernd Busemann:

Danke schon, Herr Minister. - Die nachste Zusatz-
frage kommt von der Fraktion der FDP. Es ist ihre
funfte. Herr Kollege Forsterling!

Bjorn Forsterling (FDP):

Herr Prasident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Obwohl mich natirlich auch interessiert,
ob, wenn sich der Bund positiv zum Ausbau der
A 39 bekennen wirde, Stefan Wenzel das in der
Landesregierung ebenso machen wirde, frage ich
zum Grundverstandnis der Landesregierung zum
Ausbau der A 39: Teilt die Landesregierung die
Auffassung der Abgeordneten Scholing und Staud-
te, dass der Ausbau der A 39 keine positiven Ef-
fekte auf die Wirtschaft in diesem Raum héatte?

(Beifall bei der FDP)

Prasident Bernd Busemann:
Danke schon. - Herr Minister!
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Olaf Lies, Minister flr Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr:

Herr Prasident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Herr Forsterling, die Landesregierung und
die sie tragenden Fraktionen sind der Auffassung,
dass die A 39 ein wichtiges Projekt ist, und haben
deshalb im Koalitionsvertrag vereinbart, die Pla-
nung fir die A 39 fortzusetzen.

Die weiteren Entscheidungen flr die Realisierung
der A 39 kénnen erst dann erfolgen - das fiihrte ich
bereits aus -, wenn der Bund eine Bewertung vor-
gelegt hat. Das weitere Vorgehen hangt also da-
von ab, ob auch der Bund diese entsprechende
Forderung unterstiitzt. Die Landesregierung ist mit
den Planungsmitteln in erhebliche Vorleistung
getreten.

(Bjorn Forsterling [FDP]: Geben Sie
doch eine Antwort!)

Erst wenn der Bund das macht und wir das mit den
Kriterien des Landes in Einklang bringen, wird eine
abschlieBende Bewertung erfolgen.

(Zurufe und Lachen von der CDU)

- Wenn ich mich auf dieses Niveau herablassen
wollte, kdnnte ich Ihnen auch alle die Zitate vorle-
gen, als Sie in den letzten zehn Jahren andere
Aussagen vor Ort gemacht haben. Aber ich dach-
te, es geht hier um eine sachliche Diskussion.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN - Jens Nacke [CDU]: Es
geht darum, die Frage zu beantwor-
ten! Dazu sind Sie nach unserer Ver-
fassung verpflichtet!)

- Herr Nacke, haben Sie hier die Prasidentenfunk-
tion?

(Gerd Ludwig Will [SPD]: Herr Prasi-
dent, der stort schon wieder!)

Prasident Bernd Busemann:

Herr Nacke, ich darf um Ruhe bitten. Der Minister
antwortet.

Olaf Lies, Minister fir Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr:

Insofern, Herr Forsterling, gestehen wir - anders,
als das in der Zeit, in der Sie in Regierungsverant-
wortung waren, offenbar Ublich war - allen Abge-
ordneten dieses Parlaments eine freie Meinungs-
aullerung zu.
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Wir werden als verantwortliche Fraktion, als ver-
antwortliches Kabinett auf Grundlage der Sachbe-
wertung des Bundes und des Landes eine Ent-
scheidung vornehmen. Das ist ein sauberer Weg.
Wir verbieten niemandem in diesem Raum seine
freie Meinung. So weit darf es in diesem Parlament
nicht kommen.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Prasident Bernd Busemann:

Die nachste Zusatzfrage kommt von der Fraktion
der SPD. Herr Kollege Schminke, eigentlich sind
Sie dran. Aber Sie haben ja vorhin schon was ge-
fragt. War das lhre Frage?

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP - Bjoérn Thimler [CDU]: Genau!
Das kommt ins Protokoll! - Ronald
Schminke [SPD]: Ich habe aber nie
eine Antwort gekriegt, Herr Prasident!)

Wenn Sie mir den Hinweis erlauben: Ich habe bei
Ihnen schon funf bis sieben Fragen notiert. Aber
Sie sind dran!

(Jens Nacke [CDU]: Das ist verfas-
sungswidrig, was hier ablauft!)

Ronald Schminke (SPD):

Vielen Dank, Herr Prasident. - Liebe Kolleginnen
und Kollegen, meine Frage bezieht sich auf die
A 7, und ich hatte eigentlich gehofft, dass sie aus
Ihren Reihen gestellt wird. Dort wird der Bund - so
ist es geplant - ein OPP-Projekt, also ein Projekt in
offentlich-privater Partnerschaft, durchfiihren. Dazu
die Frage an die Landesregierung: Welche Ein-
schatzung hat die Landesregierung zu diesem
Projekt in Bezug auf die Kosten und auf die Bau-
zeiten? Welche Daten kann man dazu geben?

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Prasident Bernd Busemann:

Danke. - Herr Minister!

(Zurufe von der CDU und von der
FDP - Glocke des Prasidenten - Hel-
mut Dammann-Tamke [CDU]: Mus-
terbeispiel fiir OPP!)

Olaf Lies, Minister flr Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr:

Herr Prasident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Den AuRerungen der CDU- und der FDP-
Seite, zumindest der CDU-Seite, entnehme ich,
dass Sie schon eine vorgefasste Meinung haben.
Trotzdem will ich die Antwort auf die Frage gerne
vortragen.

(Angelika Jahns [CDU]: Sagen Sie
doch mal was dazu!)

Der Versuch der Vorgangerregierung, gemeinsam
mit dem Bund beim Thema OPP A 7 (ibereilt Fak-
ten zu schaffen, ist im Zuge des Regierungswech-
sels gescheitert. Das will ich erst einmal vorweg
sagen.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Ubrigens stehen die Landesregierung und die sie
tragenden Fraktionen von SPD und Grinen mit
ihrer Auffassung nicht allein da. Auch der Bundes-
rechnungshof sieht das von der Bundesregierung
favorisierte OPP-Beschaffungsvorhaben (iberaus
kritisch und hat dazu an vielen Stellen Anmerkun-
gen gemacht. So werden z. B. die vom Bundes-
verkehrsministerium fir die Vorlaufige Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchung gewahlten methodischen
Ansatze als problematisch angesehen.

Ich will einmal deutlich machen, was wir in den
letzten Tagen erlebt haben. Das richtet sich auch
an die Kolleginnen und Kollegen der Oppositions-
fraktionen, obwonhl sie nicht gefragt haben. Denn
es sollte uns ja schon darum gehen, wie wir mit
Geldern umgehen.

Die Aussagen des Bundesrechnungshofs zeigen
sehr deutlich, dass die OPP-Variante fiir die A7
unwirtschaftlich ist. Sie ist namlich 13 Millionen
Euro teurer. Das ist ein Fakt, den wir hier klar be-
nennen mussen.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Insofern entsprechen die Entscheidungen, die jetzt
abschlieBend in Berlin getroffen wurden, nicht
mehr dem, was wir hier im Landtag haufig gemein-
sam diskutiert haben: namlich dass man unter-
scheiden muss zwischen OPP-Projekten, die wirt-
schaftlicher sind - und denen wir uns dann auch
offnen wollen; das besagt Gbrigens auch die Koali-
tionsvereinbarung -, und den OPP-Projekten, die
nicht wirtschaftlicher sind, die eindeutig teurer sind
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und die damit eine Verschwendung von Steuermit-
teln waren.

Die Entscheidung, die der Bund gerade treffen will,
namlich den Ausbau der A 7 als OPP-Verfahren
durchzufihren, kostet den Steuerzahler 13 Millio-
nen Euro mehr.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Ich glaube, wir waren gut beraten, wenn das Par-
lament das klare Signal aussenden wirde, dass
diese 13 Millionen Euro nicht verschleudert und
verschwendet werden dirfen, sondern dass wir
das Projekt wie bisher durchfihren.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Daher lag es doch auch nahe, dass ich den Bun-
desverkehrsminister gebeten habe, die Hinweise
des Bundesrechnungshofs aufzugreifen und die
Vorlaufige Wirtschaftlichkeitsuntersuchung noch
einmal zu Uberarbeiten. Um nichts anderes habe
ich ihn gebeten. Wenn dabei dann andere, nach-
vollziehbare Zahlen herausgekommen waren, hat-
ten wir eine andere Grundlage fir die Diskussion
gehabt.

(Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann
Ubernimmt den Vorsitz)

Hier geht es ausschlieflich darum - diese Aussage
gestatten Sie mir bitte -, politisch motiviert ein
OPP-Projekt durchzudriicken, obwohl allen be-
wusst und klar ist, dass die klassische Variante
billiger ware. Ich darf fur meine Landesbehdrde fur
Straenbau sagen: Die wirden das hervorragend
umsetzen und hervorragend als Projekt realisieren.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:

Vielen Dank, Herr Minister. - Es liegt noch eine
Frage der Kollegin Susanne Menge, Fraktion
Blndnis 90/Die Griinen, vor.

(Ronald Schminke [SPD]: Herr Bode,
zugehort? - Heiterkeit bei der SPD -
Karl-Heinz Bley [CDU]: Jetzt wird die
letzte StralRe geknackt!)

Susanne Menge (GRUNE):

Sehr geehrter Herr Minister! Sehr geehrter Herr
Prasident! Darf man angesichts des Auftretens der
CDU und der FDP hier im Plenarsaal und insbe-
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sondere lhres Auftretens, Herr Bode, davon aus-
gehen, dass Sie, dass |lhr Haus in den vergange-
nen zehn Jahren, in denen lhre Koalition die Re-
gierung innehatte, Parameter entwickelt haben, um
wenigstens lhre 241 Projekte anhand vernlnftiger
Kriterien zu Uberprifen?

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Vizepréasident Klaus-Peter Bachmann:
Bitte, Herr Minister!

Olaf Lies, Minister fur Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr:

Herr Prasident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Es gibt solche Kriterien, und zwar die Be-
achtung der Ergebnisse der Regionalkonferenzen.
Dort wurden die wirtschaftlichen, die umweltfachli-
chen, die stadtebaulichen, die verkehrlichen und
die raumordnerischen Aspekte berlcksichtigt. Sie
missen in einer differenzierten fachlichen Raum-
analyse entsprechend bewertet werden.

Ich glaube aber, dass die Frage noch ein bisschen
Uber die eigentlichen Kriterien hinausgeht.

(Jorg Bode [FDP]: Das glaube ich nicht!)

- Doch! - Die Kernfrage ist ndmlich, wie viele der
angemeldeten Projekte auch tatsachlich hatten
realisiert werden konnen. Hatte die alte Landesre-
gierung wirklich erklaren dirfen, dass die 241 Pro-
jekte, bei denen sie den Kommunen und den Be-
troffenen das Signal gegeben hat ,Wir kiimmern
uns um euch® realisiert werden kénnen? - Ich mei-
ne nicht. Der alten Landesregierung hatte klar sein
mussen, dass diese Signale und Versprechungen
weit in die Zukunft gerichtet waren und Uber jahr-
zehntelange Zeitraume hinausgingen.

Ich glaube, dieses Kriterium muissen wir anlegen.
Die Menschen in unserem Land haben einen An-
spruch darauf, dass wir ihre Projekte nicht nur in
eine Planung einbeziehen, sondern dass wir ihnen
gegeniber auch annahernd verlassliche Aussagen
darlber machen, zu welchem Zeitpunkt sie mit
einer Realisierung rechnen kénnen. Es reicht eben
nicht aus, durchs Land zu fahren, jedem auf die
Schulter zu klopfen und zu sagen: Auch dein Pro-
jekt nehme ich mit auf. - Es wird Aufgabe der Lan-
desregierung sein, das zeitlich und fachlich zu
bewerten.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)
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Vizepréasident Klaus-Peter Bachmann:

Liebe Kolleginnen und Kollegen, zum Tagesord-
nungspunkt 34 b liegen keine weiteren Zusatzfra-
gen vor. Deswegen kdénnen wir die Beratung die-
ser Dringlichen Anfrage abschlief3en.

Wir kommen zur nachsten Dringlichen Anfrage. Ich
rufe auf:

c) Waren die Waldverkaufe unter Schwarz-Gelb
ein Verlustgeschéft fir das Land? - Anfrage der
Fraktion der SPD - Drs. 17/303

Die Anfrage wird eingebracht vom Kollegen Wiard
Siebels, dem ich das Wort erteilen.

Wiard Siebels (SPD):

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Waren
die Waldverkaufe unter Schwarz-Gelb ein Verlust-
geschaft fir das Land?

(Ronald Schminke [SPD] und Miriam
Staudte [GRUNE]: Ja!)

Nach Grindung der Anstalt Niedersachsische
Landesforsten wurde von der schwarz-gelben
Landesregierung 2004 per Kabinettsbeschluss der
Verkauf von Waldern und Immobilien der Landes-
forsten in H6he von 132 Millionen Euro angeord-
net.

Der Landeswaldanteil sank hierdurch erheblich,
obwohl die Holzpreise und Gewinne der Landes-
forsten unabhangig von den Verkaufserlésen deut-
lich stiegen. So stieg etwa der Preis fiir Holzpellets
pro Tonne nach Angaben des Deutschen Energie-
Pellet-Verbandes e. V. kontinuierlich von 175 Euro
im Jahr 2004 auf 263 Euro im Jahre 2013.

Kritiker bemangeln diesen von der alten Landesre-
gierung durchgefiihrten Verkauf von ,Tafelsilber*
angesichts deutlich gestiegener Holzpreise als
nicht nachhaltig und langfristigen Schaden fiir das
Land.

Gleichzeitig fanden auch ein erheblicher Personal-
abbau und die Zusammenlegung von Forstamtern
in Niedersachsen statt. Ein gemeinsames Waldpa-
pier zur Absegnung dieser Politik wurde von den
niedersachsischen Umweltverbanden wegen ihres
Erachtens einseitiger dkonomischer Ausrichtung
abgelehnt.

Wegen mangelnder Transparenz in Bezug auf
Daten Uber alte Buchenwalder wurde Niedersach-
sen im Herbst 2012 neben Hessen und Bayern

von der Umweltorganisation Greenpeace e. V. auf
Herausgabe von 6kologischen Daten verklagt.

Die neue rot-griine Landesregierung bekennt sich
ausdriicklich zum Erhalt der Landesforsten in der
offentlichen Hand und will laut Koalitionsvertrag
keinen Wald mehr verkaufen. Im Koalitionsvertrag
heilit es:

.,Der Wald als Arbeitsplatz wird zukiinftig
auch beachtliche neue Beschaftigungspo-
tenziale im Rahmen einer verantwortungs-
vollen und zukunftsfahigen Bewirtschaftung
der Walder bieten. Niedersachsen braucht
gut ausgebildete und tariflich entlohnte
Waldfacharbeiterinnen und Waldarbeiter so-
wie Forsterinnen und Forster.”

(Zustimmung bei der SPD)

,ES ist Aufgabe der Politik, den 6ffentlichen
Wald vorbildlich zu schitzen und zu bewirt-
schaften. Deshalb lehnt die rot-griine Koali-
tion einen weiteren Verkauf von Waldflachen
der Niedersachsischen Landesforsten und
eine Privatisierung der Landesforsten ab.
Sie wird das bisherige Waldbauprogramm
der Landesforsten (LOWE) unter starkerer
Berlcksichtigung von 06kologischen Stan-
dards und der Orientierung am Gemeinwohl
weiterentwickeln. Ein Beirat soll einen breite-
ren Konsens und mehr Beteiligungsmdglich-
keiten fir eine nachhaltig-6kologische Wald-
politik erzielen.*

Vor dem Hintergrund dieser Ausfiihrungen fragen
wir die Landesregierung:

1. Wie viele Hektar Wald wurden in den letzten
Jahren zu welchem Preis verkauft?

2. Wie bewertet die Landesregierung diese Wald-
verkaufe unter heutigen Preisen, im Hinblick auf
die langfristige Konsolidierung des Landeshaushal-
tes und im Hinblick auf die Gemeinwohlorientie-
rung des Landeswaldes?

3. Welche Malnahmen hat die Landesregierung
umgesetzt oder in Planung, um fiir mehr Okologie,
Transparenz und Gemeinwohlorientierung der
niedersachsischen Landesforsten zu sorgen?

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)
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Vizepréasident Klaus-Peter Bachmann:

Vielen Dank, Herr Kollege Siebels fur das Einbrin-
gen der Dringlichen Anfrage.

(Reinhold Hilbers [CDU]: Was ist dar-
an eigentlich dringlich?)

Fir die Landesregierung antwortet Herr Minister
Meyer.

Christian Meyer, Minister fur Erndhrung, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz:

Sehr geehrter Herr Prasident! Meine Damen und
Herren! Es ist angesprochen worden: Auf Be-
schluss der alten schwarz-gelben Landesregierung
vom 27. April 2004 wurde das Vermdgen der Lan-
desforstverwaltung unentgeltlich auf die zu grun-
dende Anstalt Niedersachsische Landesforsten
Ubertragen.

(Frank Oesterhelweg [CDU]: Sehr gu-
te Entscheidung!)

Das flr Forsten zustandige Ministerium, also das
ML, wurde gleichzeitig beauftragt, zur Konsolidie-
rung des Landeshaushalts im Zeitraum 2004 bis
2014 den Verkauf von Vermdgen der Landesforst-
verwaltung im Wert von insgesamt 130 Millionen
Euro - davon bis einschlieBlich 2007 mindestens
65 Millionen Euro - anzustreben. Es sollten alle
entbehrlichen bebauten Liegenschaften sowie bis
zu 15 000 ha Waldflachen, einschliellich Neben-
flachen, verauBert werden. 2005 - daher kommt
die Differenz- wurde das Abfihrungssoll von
130 Millionen Euro auf 132 Millionen Euro noch-
mals erhdht.

Gleichzeitig gelang es, den neu gegriindeten Be-
trieb Niedersachsische Landesforsten von der
Verlustzone in eine mittlerweile erhebliche Ge-
winnzone zu bringen

(Hans-Heinrich Ehlen [CDU]: Erfolgs-
story!)

und den Landeshaushalt durch Gewinnabfihrung
zuséatzlich - und im Gegensatz zum Verkauf von
»Tafelsilber” - dauerhaft zu entlasten.

Den Landesforsten ist es gelungen, ab 2006 Uber-
schisse im Forstwirtschaftsbetrieb zu erwirtschaf-
ten und zu wesentlichen Teilen an den Landes-
haushalt abzuflihren. Der Gewinn der Landesfors-
ten ohne Waldverkaufe stieg von 0,6 Millionen
Euro in 2006 auf jetzt 18,9 Millionen im Jahr 2012 -
fur diese Leistung ist auch den Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern der Landesforsten sehr zu dan-
ken -, und deshalb wird die anteilige Abfiihrung an
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den Landeshaushalt 2013 sogar 7 Millionen Euro
héher sein, als es im Haushalt der alten Landesre-
gierung veranschlagt war.

(Zustimmung bei der CDU)

- Aber der Gewinn konnte ja noch hoéher sein,
wenn wir noch mehr Walder hatten.

Meine Damen und Herren, vor dem Hintergrund
beantworte ich die Anfrage wie folgt.

Zu Frage 1: Der Beschluss zum Verkauf wurde im
Jahr 2004 noch von der damaligen Landesforst-
verwaltung umgesetzt, in der Folge dann von dem
Betrieb Niedersachsische Landesforsten. Es wurde
nicht nur Streubesitz verkauft, es wurden teilweise
auch groRere, zusammenhangende Waldflachen
verkauft. Die Abfiuhrung endete vorzeitig Ende
2012, wobei im Saldo rund 7 400 ha Waldflache
veraulert wurden. Das sind etwa 2,5 % der Lan-
deswaldflache, bezogen auf das Jahr 2003.

Der Durchschnittspreis fur verkauften Wald stieg
jahrlich deutlich und lag fir diesen Zeitraum bei
10 000 Euro je Hektar. Die Gesamtabfiihrung von
den 132 Millionen Euro teilt sich deshalb auf
100 Millionen Euro Waldverkaufe und 32 Millionen
Euro fir Verkaufe von Liegenschaften auf.

Zu Frage 2: Die neue Landesregierung hat den
Verkauf von Landeswald gestoppt. Eine Privatisie-
rung der Landesforsten schlieBen wir laut Koaliti-
onsvertrag aus. Mir ist bei den Besuchen vor Ort
auch sehr deutlich geworden, dass auch unsere
Forsterinnen und Forster kein Interesse an einer
Privatisierung unseres Landeswaldes haben.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Vielfach waren sie auch fachlich gegen den Ver-
kauf von Landeswaldern, insbesondere von groflie-
ren Revieren. Von daher sehe ich eine grofie
Ubereinstimmung der Auffassungen der Beschéf-
tigten mit den Zielen unserer neuen Landesregie-
rung.

Angesichts der deutlich gestiegenen Holzpreise
um bis zu 70 % in diesem Zeitraum und den Wert-
steigerungen des Landeshaushalts in einem ahnli-
chen Umfang kann man den Verkauf der 7 400 ha
ruckblickend in der Gesamtsumme und unter den
heutigen Preisen durchaus kritisch betrachten, wie
es die SPD-Fraktion mit ihrer Anfrage intendiert.
Denn Wald verkauft man nur einmal; dann ist er
weg.
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Unsere Walder werden heute nachhaltig und dau-
erhaft bewirtschaftet und tragen eben dauerhaft
zur Haushaltskonsolidierung bei. Wir wollen daher
die Landeswaldflache in der Gesamtsumme nicht
weiter reduzieren, sondern dort, wo es sich anbie-
tet und wo es sich wirtschaftlich lohnt, wieder eine
Vermehrung des Landeswaldes vornehmen.

Eines ist fur mich klar: Der Verkauf von Waldfla-
chen, der nicht fachlich, sondern eben - wie ande-
re Beteiligungsverkdufe auch - lberwiegend unter
finanziellen Gesichtspunkten getatigt wurde, ist
angesichts deutlicher Wertsteigerungen unserer
Walder durch steigende Holzpreise als Fehler ein-
zustufen, den Rot-Grin nicht fortfihren wird.

Meine Damen und Herren, waren die Landeswal-
der vollstandig im 6ffentlichen Eigentum geblieben,
stinden sie weiterhin dem Gemeinwohl vollstandig
zur Verfugung und waren nicht dem individuellen
Interesse der heutigen Eigentimer unterworfen.

Ich halte es fir richtig - und das erwartet der weit
Uberwiegende Teil unserer Blrgerinnen und Bir-
ger auch -, dass die langfristig angelegte und na-
turnahe Bewirtschaftung des Landeswaldes zum
Wohle der Allgemeinheit und unter Beachtung des
Nachhaltigkeitsgrundsatzes zu erfolgen hat. Ent-
sprechend wird es unter dieser Landesregierung
keine Verkaufe zur Konsolidierung des Landes-
haushalts mehr geben. Im Gegenteil, wir wollen
den Landeswald nach Méglichkeit mehren.

(Beifall bei den GRUNEN)

Zu Frage 3: Der Landeswald und die Landesfors-
ten sind vor allem durch die Uber 20-jdhrige Um-
setzung des LOWE-Programms zu einem leis-
tungsstarken Forstbetrieb und zu einem Leucht-
turm in Niedersachsen geworden. Auf diesem er-
folgreichen Weg werden wir aufbauen und die
Okologische Waldentwicklung und Waldnutzung im
Dialog weiterentwickeln.

(Bjorn Thiamler [CDU]: Das ist ja ein
Lob!)

Ich will einige Punkte erwahnen: Natirlich werden
wir der Okologie im Dreiklang mit Okonomie und
Sozialem wieder einen gré3eren Raum gewahren.
Es ist angesprochen worden, dass es die alte Re-
gierung versaumt hat, mit den Umweltverbanden
hier zu einem Konsens zu kommen. Wir werden
auch im Rahmen der Strategie des Bundes fir
Biologische Vielfalt unseren Beitrag leisten. Ich
freue mich sehr, dass jetzt endlich - ich kann mich
an andere Antrage hier im Landtag erinnern - auch
Bundeskanzlerin Merkel die Auffassung vertritt,

dass 5 % unserer Walder insgesamt stillzulegen
sind, dass sie sich endlich zu dieser Strategie flr
Biologische Vielfalt bekennt. Wir werden das nicht
nur im Landeswald umsetzen, sondern wir werden
auch an den Bund appellieren, dass das auch fir
die Bundeswalder in Niedersachsen gelten muss,
wenn es um natlrliche Waldentwicklung geht.

Meine Damen und Herren, bei den MalRhahmen,
die teilweise erst 2014 wirksam werden, haben wir
jetzt schon einiges umgesetzt. Ich nenne beispiel-
haft die Einfuhrung bleifreier Munition fur die Jager
im Landeswald. Dabei war ich mir mit den Landes-
forsten sehr einig, dass wir hier angesichts von
Bleivergiftungen bei Greifvogeln und von Bleibe-
lastungen im Wildfleisch vorangehen missen. Ich
erwarte mir auch von der Novelle des Jagdgeset-
zes einiges fur die okologische Entwicklung aller
Walder in Niedersachsen. Es kann nicht sein, dass
regional Uberhdéhte Wildbestdnde zulasten von
Wald und Natur dauerhaft geduldet werden.

Zum Thema Transparenz und Dialog werden wir
zeitnah einen Waldbeirat mit 18 dem Wald nahe-
stehende Personlichkeiten und Verbandsvertretern
einladen, der uns dann auch beraten soll. Wir wer-
den im Hinblick auf unsere Walder mehr Transpa-
renz darstellen. Die Leistungen fir das Gemein-
wohl, die der Betrieb Niedersachsische Landes-
forsten im Auftrag des Landes erbringt - ich denke
da an Umweltbildungsarbeit oder Naturschutz-
maflnahmen -, werden fortgeflhrt, und zwar auch
im Bereich der Waldmoore. Wir beabsichtigen, das
Budget fir den Ubertragenen Aufgabenbereich
aufrechtzuerhalten und damit diesen Teil der Ge-
meinwohlleistung abzusichern. Dabei wirde ich
mir sogar eine Starkung der Waldumweltbildung,
des Waldnaturschutzes und der Ausbildung gera-
de auch junger Menschen in waldnahen Berufen
wiinschen.

Ich fasse zusammen: Fir die Landesregierung
sind unsere Walder und die Menschen, die dort
arbeiten und ihn genieRen, deutlich mehr wert.

Danke schon.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Vizepréasident Klaus-Peter Bachmann:

Vielen Dank fiir die Beantwortung dieser Dringli-
chen Anfrage, Herr Minister Meyer. - Wir kommen
zu den Zusatzfragen. Die erste Frage wird vom
Kollegen Oesterhelweg von der CDU-Fraktion
gestellt, dem ich das Wort erteile.
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Frank Oesterhelweg (CDU):

Herzlichen Dank, Herr Prasident. Ich frage die
Landesregierung, wie viel Wald seit 2003 an wel-
chen Standorten und in welcher GréRenordnung
nicht ver-, sondern gekauft worden ist.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:
Bitte, Herr Minister Meyer!

(Bjorn Thimler [CDU]: Das ist eine
lange Liste!)

Christian Meyer, Minister fir Ernahrung, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz:

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Ja, es
ist eine lange Liste. Das betrifft natlrlich beide
Punkte. Die genauen Standorte kénnen wir lhnen
gerne nachreichen. Ich kann Ihnen eine Ubersicht
geben. Insgesamt sind 9 779 ha zwischen 2004
und 2012 verkauft worden. Ich kann es auch noch
nach Jahren und GréRe aufschlisseln. Angekauft
worden sind 2 317 ha. Deshalb kommen wir auf
diese 7 500 ha Landeswald netto weniger als vor-
her. Ich kann lhnen noch vorgetragen, in welchem
Jahr wie viel Hektar gekauft worden sind. Ich kann
Ihnen das aber auch gerne zum Protokoll nachrei-
chen, wenn Sie das wiinschen.

(Frank Oesterhelweg [CDU]J: Inklusive
der einzelnen Standorte bitte, Herr
Minister!)

- Inklusive einzelner Standorte, die neu gekauft
wurden. Das kdnnen wir lhnen gern nachreichen.
Ich kann jetzt immer nur Gesamtsummen nennen,
wie viel Hektar in welchem Jahr gekauft und ver-
kauft worden sind, und auch etwas zur Bestimmt-
heit der GroRe sagen. Zum Beispiel waren
2 400 ha jeweils Uber 200 ha grofte Waldgebiete.
Es sind also nicht nur kleine Flachen verkauft wor-
den.

(Beifall bei der SPD - Frank Oester-
helweg [CDU]: Und die entsprechen-
den Wertgutachten!)

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:

Die nachste Zusatzfrage stellt Herr Kollege Ronald
Schminke von der SPD-Fraktion. Er hat das Wort.

Ronald Schminke (SPD):

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich bin bestimmt
nicht neugierig, aber ich weil® gern viel und des-
halb frage ich nach. In den kommenden Jahren
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werden sehr viele Waldarbeiter und Forster in den
verdienten Ruhestand gehen. Wie will die Landes-
regierung dies kompensieren? Ist daran gedacht,
fur ausreichend qualifiziertes Personal zu sorgen?
Was will die Landesregierung da tun? - Herr Minis-
ter, Sie haben eben kurz anklingen lassen, dass
Sie sich darum bemihen, verstarkt auszubilden.
Welche Zahlen kdnnen Sie uns dazu nennen?

(Frank Oesterhelweg [CDU]:: Das wa-
ren drei Fragen!)

- Das war eine Frage!

(Zustimmung bei der SPD)

Vizepréasident Klaus-Peter Bachmann:

Herr Minister!

Christian Meyer, Minister fir Ernahrung, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz:

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Ich
kann lhnen zumindest sagen, es stimmt, dass die
alte Landesregierung in diesem Zeitraum -ich
muss noch einmal nachsehen - 25 % des Perso-
nals abgebaut hat. Die Zahl der Vollzeiteinheiten in
Landesforsten ist von 1 629 auf 1 217 gesunken.
Wir bilden jetzt weiter aus und stellen damit Ersatz.

Zur Frage der Vorruhestandsregelungen sind wir in
einem engen Dialog mit den Beschaftigten. Ich bin
sehr optimistisch, dass wir auf der nachsten Ver-
waltungsratssitzung eine Vorruhestandsregelung
im Sinne der Beschaftigten und gerade auch der
Waldarbeiterinnen und Waldarbeiter hinbekommen
werden und angesichts der Tatsache, dass wir den
Wald weiterhin behalten wollen, auch Nachbeset-
zungen vornehmen.

Dieses Jahr bilden wir immerhin 20 Forstinspekto-
ranwarterinnen und -anwarter aus, zusatzlich 10
Forstreferendare. Bei den Forstwirtinnen und
Forstwirten haben wir zurzeit 32 Auszubildende
pro Jahr. Wir sehen es nicht so, dass der Perso-
nalabbau und die massive Reviervergré3erung in
diesem Tempo weiter fortgesetzt werden sollten.
Wir wollen, dass gerade junge Menschen Zu-
kunfts- und Beschéftigungspotenziale in den Wal-
dern haben.

Angesichts der weiter steigenden Gewinne, Holz-
preise und der steigenden Anforderungen an unse-
ren Wald, was auch die Aufgaben der Forster be-
trifft - es geht ja nicht nur um Holzeinschlag, son-
dern die Forster sind auch zustandig fur die Bil-
dung junger Menschen und fir die Lenkung von
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Tourismus etc. -, sind wir im Gesprach, dass die
Beschaftigten dort besser gewlrdigt werden.

(Zustimmung bei den GRUNEN)

Vizepréasident Klaus-Peter Bachmann:

Danke, Herr Minister. - Das Wort hat der Kollege
Uwe Strimpel von der SPD-Fraktion zu einer Zu-
satzfrage.

Uwe Strimpel (SPD):

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Der
Minister hat den Waldbeirat angesprochen. Kénn-
ten Sie noch etwas differenzierter und genauer
ausfihren, wie weit Sie mit der Einrichtung sind
und was Sie sich davon versprechen?

(Zustimmung bei der SPD)

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:
Bitte, Herr Minister.

Christian Meyer, Minister fir Ernahrung, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz:

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Wir
mussten feststellen, dass der Dialog zwischen
Kommunen, Gesellschaft, Umweltverbdnden und
den Landesforsten in vielen Fallen abgerissen ist.
Es gab viele Konflikte. In der Anfrage sind mehrere
Klagen angesprochen worden. Es gibt noch eine
Klage von Greenpeace. Wir sind aber sehr optimis-
tisch, dass wir da zu einer Einigung kommen. Es
gab auch Klagen vom BUND.

Es gibt immer wieder vor Ort harte Diskussionen
mit den Kommunen dariber, wann welche Mal}-
nahmen im Wald getroffen werden. Deshalb haben
wir im Koalitionsvertrag angekiindigt, einen breit
besetzten Waldbeirat zu all diesen Fragen aus
Vertretern der Forst- und Holzwirtschaft, des Na-
turschutzes, der Wissenschaft und der Berufsver-
bande zu besetzen. Die Einladungen werden der-
zeit an die Verbande verschickt.

Wir werden 18 Personen in den Waldbeirat beru-
fen. Darunter sind vier Naturschutzverbande. Es
sind Jagdverbande, Vertreter der Waldbesitzer.
Genossenschaftswald, Landeswald, Bundeswald,
Kommunalwald, Kirchen- und Stiftungswald wer-
den vertreten sein. Die Wissenschaft wird vertreten
sein. Berufsverbande - sowohl der Bund deutscher
Forstleute als auch die IG BAU -, die forstlichen
Lohnunternehmer, das Holz be- und
-verarbeitende Gewerbe sowie Tourismus und
Freizeit werden vertreten sein.

Das sind die Gruppierungen, die wir zurzeit mit
dem Ziel ansprechen, einen neuen und gemein-
sam getragenen dialogorientierten Konsens zur
Zukunft unserer Walder in Niedersachsen zu erzie-
len.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:
Herr Kollege Siebels stellt die nachste Zusatzfrage.

Wiard Siebels (SPD):

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Es ist
ausgefuhrt worden, dass die Landeswaldbewirt-
schaftung in den vergangenen Jahren mit Uber-
schissen erfolgt ist. Ich frage Sie, Herr Minister,
kénnen Sie im Detail ausfihren, worauf sich das
vor allen Dingen zurlckfihren lasst?

Vizepréasident Klaus-Peter Bachmann:
Bitte schon, Herr Minister!

Christian Meyer, Minister fir Ernahrung, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz:

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Dies
lasst sich zum einen natirlich auf die gute Arbeit
unserer Beschaftigten in den Landesforsten zu-
rickfuhren. Zum anderen ist der Rahmen so be-
schrieben, dass der Durchschnittserlds je Festme-
ter deutlich gestiegen ist. Die Holzpreise pro Fest-
meter, die die Landesforsten im Schnitt erlést ha-
ben, betrugen 2005 36,60 Euro. 2012 lagen wir
bei 62 Euro. Das ist ein weitgehend kontinuierli-
cher Anstieg, weil die Nutzung und die Holzpreise
insgesamt steigen.

Es ist aber nicht so, dass wir in den letzten Jahren
mehr eingeschlagen haben, als nachwéachst. Die
Erlése sind in diesem Zeitraum um 71 % je Fest-
meter gestiegen. Auch die Wertigkeit der Walder
ist deutlich gestiegen. Von daher ist es aus Sicht
einer vernunftigen, nachhaltigen und langfristig
denkenden Finanzpolitik Unsinn, weitere Walder
zu verkaufen, wenn man diese hohen Ertrage ha-
ben kann.

Man koénnte fiktiv ausrechnen, wie es ware, wenn
wir heute die Walder verkaufen wirden, die in den
vergangenen Jahren verkauft worden sind. Ange-
sichts der starken Steigerung bei den Boden- und
Grundstlickspreisen kommt man auch auf Steige-
rungsraten von 60 bis 70 %. Das ist natirlich indi-
rekt dem Landeshaushalt verlorengegangen. Von
daher sehen wir es als Fehler an, dass so viel
Wald zu den damaligen Preisen verkauft worden
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ist, die deutlich geringer waren als die heutigen
Preise.

(Zuruf von der SPD: Ich hatte schon
so etwas vermutet!)

Vizepréasident Klaus-Peter Bachmann:

Danke. - Jetzt fragt Herr Kollege Janf3en von der
Fraktion Biindnis 90/Die Griinen.

Hans-Joachim JanRen (GRUNE):

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Vor
dem Hintergrund, dass nicht nur dkologisch weni-
ger wertvolle Waldflachen verduRert worden sind,
frage ich die Landesregierung, wie sie den Verkauf
insbesondere von Waldschutzgebieten, die unter
Natura 2000 oder ahnlichen Schutzkategorien ge-
fuhrt wurden oder werden, aus heutiger Sicht be-
wertet.

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:
Herr Minister Meyer, bitte!

Christian Meyer, Minister fir Ernahrung, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz:

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Ja, es
ist leider so. Wir bedauern, dass unter den verkauf-
ten Flachen auch einige mit FFH-Gebieten sind.
Nach unserer Summierung liegen mindestens
400 ha darin. Es ist natiirlich ein besonderes Ubel,
wenn solche Flachen mitverkauft werden.

Es gab im letzten Jahr sogar eine grolte Anzeige
der Landesforsten, bei der ein gréfteres Waldge-
biet im Landkreis Hildesheim mit FFH-Anteilen
ausgeschrieben wurde. Zum Gliick ist es am Ende
nicht verkauft worden. Aber es gab die Absicht und
es gab Anzeigen, um groRere Waldgebiete zu
verkaufen. Es gab auch in meiner Region, im
Landkreis Holzminden, die Absicht, Naturschutz-
walder zu verkaufen, die dann aber dank des Wi-
derstandes von Kommunen nicht verkauft worden
sind. In der Gesamtsumme sind aber 400 ha FFH-
Gebiete verkauft worden. Die Auflagen bleiben
naturlich dieselben; aber aus Sicht des Landes ist
der Verkauf von Naturschutzwaldern besonders
bedauerlich.

(Zustimmung bei den GRUNEN und
bei der SPD - Helmut Dammann-
Tamke [CDU]: In der Konsequenz
brauchen wir dann nur noch Schutz-
gebiete auf Staatsflachen auszuwei-
sen, weil nur da Sicherheit besteht!)
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Vizepréasident Klaus-Peter Bachmann:

Danke schon. - Das Wort hat die Kollegin Geuter,
SPD-Fraktion, zu einer Zusatzfrage.

(Zuruf von Helmut Dammann-Tamke
[CDU] - Gegenruf von Wiard Siebels
[SPD]: Die Fragen bitte schon schrift-
lich einreichen!)

Renate Geuter (SPD):

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Vor
dem Hintergrund der Tatsache, dass es Kritik der
Birgerinnen und Birger nicht nur am Ausverkauf
des Landes durch Verkauf von Waldflachen, son-
dern auch Ausverkauf durch ein erhdhtes Ausmaf}
an Holzeinschlag gegeben hat, frage ich die Lan-
desregierung: Plant sie in dieser Hinsicht irgend-
welche Veranderungen oder neue Malinahmen?

(Zustimmung bei der SPD und bei den
GRUNEN - Zurufe von der CDU)

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:

Ein Hinweis an das ganze Haus - ich beziehe mich
auf lhren Zwischenruf, Herr Kollege Siebels -:
Durch Zwischenruf gestellte Fragen gelten als
nicht gestellt und mussen auch nicht beantwortet
werden.

Herr Minister Meyer, bitte!

Christian Meyer, Minister fur Erndhrung, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz:

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Ich will
die Frage von Frau Kollegin Geuter beantworten.

Naturlich wird es dadurch Veranderungen geben,
dass wir die Strategie flr biologische Vielfalt auch -
ich betone: auch - in den Landeswaldern umsetzen
und eine langfristigere Waldentwicklung betreiben
werden. Insgesamt werden wir dem Naturschutz
und dem Gemeinwohl einen héheren Rang geben.

Hinsichtlich der Klimawirksamkeit des Waldes geht
es um Aufwuchs. Deshalb darf man keinesfalls
mehr Holz aus den Waldern holen, als nach-
wachst. Es muss immer noch einen Puffer geben,
um eine Klimawirkung zu erzielen.

Was die Vergangenheit angeht, bewegte sich der
Holzeinschlag - bis auf den AusreilRer im Jahr
2007, als der Orkan Kiyrill einen Holzeinschlag von
2,46 Millionen Festmetern verursacht hat- zwi-
schen 1,7 und 1,8 Millionen Festmeter.

Uns liegt daran, mit den Kommunen, den Verban-
den und dem Waldbeirat einen Konsens darlber
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zu erzielen, wie wir dort in Zukunft nachhaltiger
wirtschaften kénnen. Es ist aber nicht das Ziel,
moglichst schnell viel zu fallen, um schnell viel
Geld einzusammeln, sondern darum, es so zu
machen, dass es erstens gemeinwohlorientiert und
nachhaltig ist und zweitens vernlinftige Preise
erzielt werden kénnen, wie sie zurzeit vorhanden
sind.

(Zustimmung bei den GRUNEN und
bei der SPD)

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:

Danke schon. - Das Wort zu einer Zusatzfrage hat
jetzt der Kollege Lutz Winkelmann von der CDU-
Fraktion.

Lutz Winkelmann (CDU):

Herr Minister Meyer, ich frage Sie, ob Sie bei lhrer
Aussage bleiben, dass der Verkauf von Landes-
wald in der Vergangenheit wirtschaftlich falsch
gewesen sei, wenn ich Ihnen folgende nachweis-
bare Fakten dazu vorhalte: Im Jahre 2002 betrug
der Zuschussbedarf der Landesforsten jahrlich
immerhin 77,3 Millionen Euro. Durch den Verkauf
von Landesflachen, die zumeist forstlicher Spilitter-
besitz waren, gelang es, bezogen auf den Haus-
haltsplan 2013, den jahrlichen fir die Forstverwal-
tung zu erkennenden Zuschussbedarf auf
16,6 Millionen Euro jahrlich zu reduzieren, was
einen jahrlichen Vorteil fir den Landeshaushalt
von Uber 60 Millionen Euro ausmacht.

Vizepréasident Klaus-Peter Bachmann:
Herr Kollege, bitte die Frage!

Lutz Winkelmann (CDU):

Wenn Sie dies, aber auch den Umstand berlck-
sichtigen, dass die forstfachliche Betreuung bei
diesen Flachen durch Vertrag in der Regel weiter-
hin von den Landesforsten geleistet wird, bleiben
Sie dann bei Ihrer Aussage, der Verkauf von Lan-
deswaldflachen sei wirtschaftlich nicht sinnvoll
gewesen?

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:

Das war jetzt eine konkrete Frage. Davor war es
eher ein Debattenbeitrag, aber wir sind bei den
neuen Kolleginnen und Kollegen grof3zugig. - Herr
Minister Meyer, bitte!

Christian Meyer, Minister fur Ernahrung, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz:

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Natlr-
lich bleibt die Landesregierung bei ihrer Aussage,
weil es so ist, dass die erfreuliche Gewinnentwick-
lung - das habe ich betont -, die wir bei unseren
Landesforsten haben, von den Waldverkaufen
unabhangig ist, die herausgerechnet worden sind.

Die Gewinnentwicklung, die wir haben, ist das
Ergebnis der Leistung der Beschaftigten in den
Forsten, der besseren wirtschaftlichen Aufstellung
und natirlich des externen Effekts der deutlichen
Steigerung der Holzpreise. Deshalb ist die Ent-
wicklung so, wie Sie es beschrieben haben:

Der Gewinn ist jahrlich deutlich gestiegen. Im Jahr
2012 wurde ein Uberschuss von 18,9 Millionen
Euro erzielt.

Zur Frage der Verkaufe. Ich kann es lhnen nach-
rechnen; das ist die Entwicklung der Walddurch-
schnittspreise in Niedersachsen. Da sieht man,
dass die Durchschnittspreise eines Hektars Wald
in Niedersachsen gegeniber 2005 um 78 % ge-
stiegen sind, und zwar kontinuierlich, von 2005 bis
2012.

(Der Redner zeigt ein Schaubild)

Hier oben sehen Sie die Erlose, die die Landes-
forsten erzielt haben. Das heil’t, im letzten Jahr,
als noch verkauft wurde, hat man die hochsten
Erlose erzielt,

(Zuruf von der CDU: Aha!)
immerhin 60 % mehr als im ersten Jahr.

Wenn ich ausrechne, was erzielt worden ware,
wenn alles am Ende verkauft worden ware, erken-
ne ich, dass das Land in diesem Fall einen deutlich
hoheren Vorteil erzielt hatte. Dadurch, dass
7 500 ha Waldflache verkauft wurden, sind uns
Gewinne entgangen; das kann man ausrechnen.

(Ingrid Klopp [CDU]: Das konnte man
doch 2003 nicht wissen!)

Sie sollten wissen, dass die Waldpreise Uberall
steigen, beim verkauften wie beim nicht verkauften
Wald. Also sind dem Land naturlich nachhaltig
Einnahmen aus den Verkaufen entgangen.

(Zurufe von der CDU)

Das ist durchaus eine finanzielle Altlast - Sie kon-
nen gerne dagegen anschreien -, die diese Lan-
desregierung geerbt hat. Wir hatten gerne den
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Wald zur Verfigung und kdnnten damit gute Ge-
winne fir das Land erzielen.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Vizepréasident Klaus-Peter Bachmann:

Man kann anderer Auffassung sein; aber wir soll-
ten das Frage-und-Antwort-Spiel einhalten und
nicht mit Massenzwischenrufen arbeiten.

(Dr. Stephan Siemer [CDU]: Aber ich
darf doch noch zwischenrufen, oder?)

Jetzt wird uns der Kollege Oesterhelweg als alter
Hase zeigen, wie man zielgerichtet und konkret
eine Zusatzfrage stellt.

Frank Oesterhelweg (CDU):

Vielen Dank, Herr Prasident. Sie sind in dieser
Hinsicht mein grol3es Vorbild.

(Heiterkeit bei der CDU und bei der
FDP)

Ich frage die Landesregierung: Wie hat sich die
Waldflache Niedersachsens, differenziert nach
Privat-, Genossenschafts-, Stiftungs-, Kommunal-,
Landes- und Bundeswald sowie differenziert nach
jeweiligem Schutzstatus in den vergangenen zehn
Jahren entwickelt?

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP - UIf Thiele [CDU]: Da wird er
gleich sagen, dass er das nachrei-
chen muss, weil er keine Ahnung hat!
- Zuruf von der SPD: Das ist ja eine
Spitzenfrage! - Filiz Polat [GRUNE]:
Also wirklich! - Wiard Siebels [SPD]:
Mit Pflanzdatum der einzelnen Bau-
me, bitte! Und Nummern!)

Vizepréasident Klaus-Peter Bachmann:
Bitte, Herr Minister Meyer!

Christian Meyer, Minister fur Erndhrung, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz:

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Nieder-
sachsen hat mittlerweile mehr Wald:

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

Wir haben einen jahrlichen Zuwachs der Walder.

(Zuruf von der CDU: Bravo! Das woll-
ten wir horen!)
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Was wir aber bedauern, ist, dass der Anteil des
Landeswalds, also des offentlichen Waldes, der
dem Land gehdrt, zurlickgegangen ist.

(Reinhold Hilbers [CDU]: Sie begrei-
fen es nicht! Sie setzen immer nur auf
offentlichen Wald! - Gegenruf von der
SPD: Herr Hilbers! - Weitere Zurufe)

Vizepréasident Klaus-Peter Bachmann:

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir fihren an
dieser Stelle keine Debatte. Horen Sie sich die
Antworten an. Sie alle haben noch die Mdglichkeit
zu Zusatzfragen.

Christian Meyer, Minister fir Ernahrung, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz:

Damit ist der schon geringe Anteil des Landeswal-
des weiter gesunken.

Wir haben in Niedersachsen einen sehr grofl3en
Anteil an Privatwald - ca. 59 bis 60 % -; der Anteil
des Landeswaldes liegt bei etwa 29 %, der Anteil
des Bundeswaldes bei 5 %, der Anteil der Walder
sonstiger Korperschaften und der Kommunen bei
7 %.

Wie ich vorhin geschildert habe, wurde durch die
Verkaufe die Landeswaldflache um 2,5 % gesenkt;
2,5 % der Landeswaldflache sind verkauft worden.
Damit ist der Anteil des Landeswaldes deutlich
gesunken. Wir bedauern das, weil wir gerne am
Aufwuchs - - -

(Mechthild  Ross-Luttmann  [CDULI:
Aber insgesamt mehr Wald in Nieder-
sachsen! - Weitere Zurufe von der
CDU - Gegenruf von Johanne Modder
[SPD]: Seien Sie doch mal ein biss-
chen ruhiger, bitte!)

- Sie wollten doch jetzt die Zahlen héren, nach
denen ich gefragt worden bin.

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:
Herr Minister, setzen Sie bitte Ihre Antwort fort!

Christian Meyer, Minister fur Erndhrung, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz:

Ich habe es Ihnen doch geschildert: Der Landes-
waldanteil ist in den vergangenen Jahren gesun-
ken. Insgesamt haben wir in Niedersachsen eine
grolere Waldflache. Bei den Kommunalwaldern
hat es nach unseren Kenntnissen auch keinen
deutlichen Zuwachs gegeben; denn auch dort gab
es Verkaufe. Wir bedauern diese Entwicklung.
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Wenn der Wald in Niedersachsen insgesamt
wachst, was wir begrifen, dann wollen wir, dass
auch der Anteil der o6ffentlichen Walder mit ihrer
Gemeinwohlfunktion wachst.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD - Frank Oesterhelweg [CDU]:
Herr Prasident, die Frage nach dem
Schutzwald wurde nicht beantwortet!
Er verweigert die Antwort!)

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:

Herr Kollege Oesterhelweg, Sie wissen um die
Moglichkeiten des Sitzungsvorstands. Hier werden
Fragen gestellt, hier werden Antworten gegeben.

(Bjorn Thimler [CDU]: Die Landesver-
fassung gilt auch fir Herrn Meyer,
Herr Prasident! - Weiterer Zuruf von
der CDU: Die Antwort wurde verwei-
gert!)

- Der Sitzungsvorstand hat keinen Einfluss auf
Fragestellungen und Antworten. Wenn Sie meinen,
dass da etwas zu klaren ist, miissen Sie das an
anderer Stelle tun.

(Bjorn Thimler [CDU]: Ja, so ist das!
An anderer Stelle! Das ist ein guter
Hinweis! - Ronald Schminke [SPD]:
Vielleicht war die Frage nicht gut! -
Gegenruf von Bjorn Thimler [CDU]:
Nein, Sie sollen auf die Verfassung
achten! Die Verfassung einhalten!)

Das Wort zu einer Zusatzfrage hat jetzt der Kollege
Volker Bajus vom Biindnis 90/Die Griinen.

Volker Bajus (GRUNE):

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Muss
ich mir jetzt Sorgen machen, dass auch Fragestel-
ler benotet werden, oder gilt das nur fir Minister?

(Bjorn Thimler [CDU]: Sie miussen
nur auf die Verfassung achten!)

- Gibt es eine Erfolgskontrolle?

Ich erlaube mir folgende Frage.

Vizepréasident Klaus-Peter Bachmann:

Damit das hier nicht aus dem Ruder lauft: Wir be-
handeln Dringliche Anfragen. Es werden Fragen
gestellt und Antworten gegeben. Fir den Fall, dass
Sie meinen, dass die Antworten nicht umfassend
genug waren, gibt es die Mdglichkeit, Zusatzfragen
zu stellen. - Wir kdnnen das auch an anderer Stelle
klaren, nicht aber hier an dieser Stelle.

Jetzt stellt Herr Bajus eine Frage.

Volker Bajus (GRUNE):
Ich bemlihe mich, dass es nur eine wird.

Im Jahre 2009 ist im Landkreis Hameln-Pyrmont
eine der grofdten Waldflachen des Landes verkauft
worden, obwohl laut einer Antwort der damaligen
Landesregierung vom 24. Februar 2012 die Fach-
abteilung diesen Verkauf nicht beflrwortet hat. Wie
steht die heutige Landesregierung zu diesem Ver-
kauf, und wie kann sie - - - Ach, ich darf doch nur
eine Frage stellen. Dann lassen wir das. Das habe
ich verschluckt.

(Heiterkeit und Zustimmung bei den
GRUNEN und bei der SPD - Miriam
Staudte [GRUNE]: Das wére keinem
aufgefallen!)

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:
Herr Minister, bitte schon!

Christian Meyer, Minister fir Ernahrung, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz:

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Ja, der
Wald ist - aus unserer Sicht: leider - verkauft wor-
den. Diese 254 ha im Landkreis Hameln-Pyrmont
waren nach unserer Kenntnis einer der grofiten
Waldverkaufe im Rahmen dieser Offensive.

Sie haben recht: Sowohl unsere Fachabteilung -
also die Fachleute im Haus - als auch die Landes-
forsten waren dagegen, weil es sich um eine sehr
grol’e, zusammenhangende, gut zu bewirtschaf-
tende, eigenjagdféahige Waldflache mit einem FFH-
Anteil handelte. Es gab dann eine andere Ent-
scheidung der alten Regierung, des damaligen
Staatssekretars: Verkaufen.

Welche Argumente ihn bewogen haben, diese
Entscheidung gegen den Rat seiner Fachleute und
der Landesforsten zu treffen, kdnnen wir heute
nicht mehr nachvollziehen. Aber wir sehen gerade
den Verkauf solcher groen Waldflachen sehr
skeptisch und wollen in Zukunft sehr stark auf den
Rat unserer Fachabteilung und der Beschéaftigten
der Landesforsten horen.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Vizepréasident Klaus-Peter Bachmann:

Die nachste Zusatzfrage stellt der Kollege Hans-
Joachim JanRen von der Fraktion Bindnis 90/Die
Griinen. Bitte schon!
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Hans-Joachim JanRen (GRUNE):

Herr Prasident! Herr Minister, Sie haben vorhin
Ausfuhrungen dazu gemacht, dass auch in den
Landesforsten die Biodiversitatsstrategie des Bun-
des umgesetzt werden soll. Kénnen Sie hier die
aus lhrer Sicht daflr erforderlichen Schritte skizzie-
ren? Wie also wollen Sie diese Biodiversitatsstra-
tegie umsetzen?

(Zustimmung bei den GRUNEN und
bei der SPD)

Vizepréasident Klaus-Peter Bachmann:
Es antwortet Herr Minister Meyer. Bitte!

Christian Meyer, Minister fur Erndhrung, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz:

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Wir
haben konkrete Planungen, zusammen mit dem
Umweltministerium, das die nationale Biodiversi-
tatsstrategie des Bundes in Niedersachen feder-
fuhrend umsetzen muss und wird.

Die Zielzahlen hat der Bund vorgegeben, und die
Bundeskanzlerin hat sie jetzt erfreulicherweise
endlich noch einmal bestéatigt: 5 % der Gesamt-
waldflache sollen natirlicher Entwicklung lberlas-
sen werden. Im Rahmen dieser 5 % - nicht zusatz-
lich - sollen sich 10 % der offentlichen Waldfla-
chen - dabei geht es nicht nur um Landeswald,
sondern auch um Bundes- und Kommunalwald -
naturlich entwickeln.

Wir werden jetzt zusammen mit den Landesforsten
konkrete Zeitplane erarbeiten, wie man zu diesen
Zielen kommt. Zusatzlich Uberprift die Nordwest-
deutsche Forstliche Versuchsanstalt gerade die
Ausgangslage, wie viel Wald wir schon aus der
Nutzung genommen haben.

(Helmut Dammann-Tamke [CDU]: Bei
den Landesforsten sind es schon heu-
te 7 bis 8 %!)

Im Harz gibt es ja im Nationalpark einige grofiere
Flachen. Wir wollen dem Ergebnis nicht vorgreifen,
aber es konnte sein, dass es schon einen sehr
hohen Anteil gibt.

(Helmut Dammann-Tamke [CDU]: 7
bis 8 %! Das kann ich lhnen heute
schon sagen!)

Wir wollen diese Ziele natirlich umsetzen. Es geht
aber nicht nur - auch wenn die 6ffentliche Wahr-
nehmung und auch die der Opposition immer sehr
stark darauf fokussiert ist - um diese Stilllegungs-
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flachen, sondern insgesamt um eine stéarkere Oko-
logisierung der Walder, was Hotspots angeht, den
Schutz besonders artenreicher Walder, von Auen-
waldern, von Moorwaldern. Es geht darum, wie
man Waldflachen vernetzen kann, wie man Wild-
briicken entwickeln kann, damit es nicht zu einer
genetischen Verarmung kommt.

Das alles werden wir zusammen mit dem Umwelt-
ministerium in einer Gesamtstrategie optimieren.
Wir werden auch gucken, wie wir sonstige Natur-
dienstleistungen des Waldes - fur das Wasser, fur
das Klima, fur unsere gute Luft und fir Erholung -
besser organisieren kénnen. Denn vom Wald ha-
ben wir alle etwas.

(Zustimmung bei den GRUNEN und
bei der SPD)

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:

Danke. - Die nachste Zusatzfrage stellt Herr Kolle-
ge Grupe von der FDP-Fraktion. Sie haben das
Wort.

Hermann Grupe (FDP):

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Ange-
sichts der Aussage von Minister Meyer, dass er
den Verkauf von Waldflachen an Private, insbe-
sondere soweit sie FFH- und andere Biotope um-
fassen, fir von Ubel halt, frage ich, ob Sie allge-
mein FFH- und Naturschutzgebiete in Privatbesitz
fiir von Ubel halten oder ob Sie auch diese Biotope
fur schitzenswert halten und mit Privaten zusam-
men den Naturschutz gewahrleisten wollen.

(Zustimmung bei der FDP, bei der
CDU und bei der SPD - Wiard Siebels
[SPD]: Sehr gute Frage!)

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:

Danke, Herr Kollege. - Herr Minister Meyer antwor-
tet.

Christian Meyer, Minister fur Erndhrung, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz:

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Wir
wollen natlrlich auch mit den privaten Waldbesit-
zern zusammenarbeiten, damit dort, wo Natur-
schutzgebiete und FFH-Gebiete liegen, die Ziele
erfullt werden. Denn die gelten unabhangig davon,
wem ein FFH- oder Naturschutzgebiet gehort. Sie
gehen bei den Waldverkaufen sozusagen mit.

(Mechthild Ross-Luttmann [CDU]: So
ist es!)
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Ich habe diese Verkdufe aus finanzieller Sicht als
nachteilig fur das Land bezeichnet.

(Mechthild
Warum?)

Ross-Luttmann  [CDU:

Dazu stehen wir auch. Aber der Waldnaturschutz
muss natirlich auch in Privatwaldern umgesetzt
werden. Deshalb werden wir im Waldbeirat auch
die privaten Waldbesitzer dazu héren, und deshalb
habe ich betont, dass die Strategie zur biologi-
schen Vielfalt alle unsere Walder betrifft.

(Mechthild  Ross-Luttmann  [CDU]J:
Keine Grinde!)

Ein Schwerpunkt liegt auf den Landeswaldern.
Aber insgesamt geht es darum, wie man mehr
Naturschutz und mehr biologische Vielfalt in allen
Waldern und allen Waldformen umsetzen kann.

(Zustimmung bei den GRUNEN)

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:

Danke schon. - Eine weitere Zusatzfrage stellt der
Kollege Lutz Winkelmann fur die CDU-Fraktion.

Lutz Winkelmann (CDU):

Herr Minister Meyer, erneut bitte ich um einen
Vergleich. Wie viele Forstamter wurden in der Zeit
der SPD-geflihrten Landesregierung vor 2003
aufgeldst und wie viele Mitarbeiterstellen der Lan-
desforsten gestrichen? Wie viele waren es im Ver-
gleich dazu im Zeitraum von 2003 bis zum Regie-
rungswechsel 20137 - Dieser Vergleich wird sehr
interessant ausfallen.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:
Herr Minister Meyer, bitte schon!

Christian Meyer, Minister fur Erndhrung, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz:

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Wir
kdnnen die Antwort gerne nachreichen.

(Zurufe von der CDU - Gegenruf von
Wiard Siebels [SPD]: Seit 1949 wollen
Sie das jetzt haben?)

Es geht in dieser Anfrage um die Niederséachsi-
schen Landesforsten. Wie Sie selber wissen, exis-
tiert diese Anstalt erst seit 2004, auf Beschluss der
damaligen Landesregierung. Vielleicht prazisieren
Sie noch den Zeitraum, wie viele Jahre wir zurick-
greifen sollen und welche SPD-Regierungen Sie
meinen; es gab ja unterschiedliche. Dann kénnen

wir gerne nachreichen, wie viele Forstamter und
wie viele Beschaftigte es in Niedersachsen jeweils
gab.

Ich kann lhnen nur die Zahlen seit 2004 vorlesen,
seit der Umwandlung der Niedersachsischen Lan-
desforsten von einem Eigenbetrieb in eine Anstalt
offentlichen Rechts; denn danach war in der An-
frage gefragt worden. Vorhin habe ich Ihnen die
Gesamtsummen gesagt. Ich kdnnte sie auch noch
jahrgangsweise nennen. Aber wir kdnnen das ger-
ne nachreichen, wenn Sie noch prazisieren, wel-
chen Zeitraum Sie genau meinen.

(Lutz Winkelmann [CDU]: Ab 1990!)

Vizepréasident Klaus-Peter Bachmann:

Der Herr Minister hat angeboten, die detaillierten
Zahlen schriftlich nachzuliefern. Der Fragesteller
ist einverstanden. Das wurde sonst auch den Zeit-
rahmen sprengen.

Jetzt hat der Kollege Grupe von der FDP-Fraktion
noch einmal die Mdglichkeit zu einer Zusatzfrage.
Bitte!

Hermann Grupe (FDP):

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Ange-
sichts der Tatsache, dass die Immobilienpreise
nicht nur fir Wald, sondern auch fiir Acker- oder
Grinlandflachen in den letzten Jahren auf breiter
Front gestiegen sind und damit der in Landesbe-
sitz verbliebene Wald einen viel hdéheren Wert
darstellt als friher, frage ich Sie: Plant die Landes-
regierung fur die Zukunft - denn es gibt auch posi-
tive Prognosen - Aufkdufe von Wald oder Acker-
land oder andere Immobilienspekulationen? -
Wenn Sie das ganze Land aufgekauft hatten, ware
das ein Bombengeschaft gewesen. Ist das die
Strategie der Landesregierung, um Gewinne fur
das Land zu machen?

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
Petra Tiemann [SPD]: Das waren drei
Fragen!)

Vizepréasident Klaus-Peter Bachmann:

Herr Kollege Grupe, ich halte Sie fir damit einver-
standen, dass das zwei Fragen waren. Das wer-
den wir entsprechend notieren. - Herr Minister
Meyer hat das Wort.
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Christian Meyer, Minister fur Erndhrung, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz:

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Die
Landesregierung spekuliert nicht, sondern plant
langfristig.

(Zustimmung bei den GRUNEN)

Ich habe eben erwahnt, dass wir im Sinne der
gemeinsamen Ziele eines Aufwuchses bei den
Waldflachen in Niedersachsen, der nachhaltigen
Bewirtschaftung und der Einkommenserzielung
sowohl fur die Beschaftigten im Wald als auch fir
diejenigen, denen der Wald gehort, durchaus auch
vorhaben, dort, wo es sich anbietet und wo es
nachhaltig, langfristig Ertrédge gibt, wieder Waldzu-
wachs zuzulassen. Das habe ich vorhin - ich glau-
be: zweimal - in meiner Antwort auf die Dringliche
Anfrage betont. Wir wollen in der Gesamtsumme -
netto - keinen Verlust an Waldflache haben, weil
uns der Wald nicht nur finanziell, sondern auch
Okologisch und aus Sicht des Gemeinwohls deut-
lich mehr wert ist.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:

Die letzte Zusatzfrage im Rahmen des Fragenkon-
tingents der CDU-Fraktion stellt der Kollege Dam-
mann-Tamke.

Helmut Dammann-Tamke (CDU):

Herr Prasident! Herr Minister! Vor dem Hintergrund
der Tatsache, dass beim Regierungswechsel 2003
die regierungstragenden Fraktionen einen Haus-
halt vorgefunden haben, der damals eine Netto-
neuverschuldung von 2,95 Milliarden Euro ausge-
wiesen hat,

(Widerspruch bei der SPD - Wiard
Siebels [SPD]: Ich dachte, ihr wolltet
nicht jammern! - Zuruf von Johanne
Modder [SPD] - Unruhe - Glocke des
Prasidenten)

und die Regierungskoalition daraufhin einen klaren
Abbaupfad definiert hat, der dazu gefihrt hat, dass
am Ende der Regierungszeit 2013 die Nettoneu-
verschuldung noch 620 Millionen Euro betrug -

(Widerspruch bei der SPD und bei
den GRUNEN - Anhaltende Unruhe)

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:

Meine Damen und Herren, was ich vorhin in Rich-
tung der rechten Seite des Hauses gesagt habe,
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sage ich jetzt in Richtung der linken Seite. Ich kann
verstehen, dass auf beiden Seiten Emotionen
hochkommen. Aber wir haben jetzt die Fragestun-
de, und im Moment stellt der Kollege Dammann-
Tamke eine Frage.

Helmut Dammann-Tamke (CDU):

- frage ich die Landesregierung, ob der damals
eingeschlagene Weg der Landesregierung, der
u. a. den Verkauf von Landesliegenschaften - hier
Landesforst - in Héhe von 2,5 % der Landesforst-
flache eingeschlossen hat, der dazu gefiihrt hat,
dass wir am Ende 2013 fast jeden dritten Euro in
die Einzelplane 07 - Kultus - und 06 - Wissenschaft
und Kultur - umgeleitet haben und alle Einzelplane
ihnren Einsparbeitrag zugunsten von Bildung in
Niedersachsen erbracht haben, aus heutiger Sicht
falsch war.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:

Am Ende war ganz deutlich ein Fragezeichen zu
horen. - Das Wort hat der Minister. Bitte!

Christian Meyer, Minister fir Ernahrung, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz:

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Ich
glaube, wenn man finanzpolitisch agiert, muss man
auch immer das Vermdogen mitbetrachten. Ich
glaube, das ist bei Haushalten blich.

(Helge Limburg [GRUNE]: Richtig!)

Das gehdrt auch zu einer Bilanz dessen, was ein
Land eigentlich darstellt und was es hat.

Sie haben gesagt, die alte Landesregierung hat fir
100 Millionen Euro Vermodgen an Waldern verkauft.
Ich muss feststellen - ich habe es lhnen vorhin mit
den Durchschnittspreisen gezeigt -, dass diese
Walder, die verkauft worden sind, heute im Schnitt
60 bis 80 % mehr wert waren.

(Helmut Dammann-Tamke [CDU]J:
Meine Frage war eine andere!)

Hatten wir die noch, wirde das Vermodgen des
Landes, statt dieser 100 Millionen Euro, 60 bis
80 % mehr in diesem Bereich betragen.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Das ist sozusagen nur der Preis pro Hektar fir den
Wald, den er heute darstellen wirde.
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Die Gewinne, die wir aus diesen Waldern auch fur
den Landeshaushalt erzielen - ein betrachtlicher
Beitrag wird ja abgeflhrt; das ist auch richtig so -,
sowie die zusatzlichen Leistungen der Landesfors-
ten und Beschaftigten, die allgemeinwohlorientiert
sind - wie Umweltbildungszentren etc. -, sind noch
nicht eingerechnet.

Wenn Sie ehrlich sind, durfen Sie nicht nur gucken
-Einmal schnell verkauft - 100 Millionen in die Kas-
se gespllt, sondern missen Sie immer auch gu-
cken: Was haben wir dadurch an Vermodgen verlo-
ren? Was ware es heute wert, wenn wir es behal-
ten hatten?

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Vizepréasident Klaus-Peter Bachmann:

Die ebenfalls letzte Zusatzfrage fir die SPD-Frak-
tion stellt der Kollege Siebels.

Wiard Siebels (SPD):

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Vor
dem Hintergrund der Tatsache, dass die Oppositi-
on offensichtlich den Wald vor lauter Baumen nicht
mehr sieht,

(Frank Oesterhelweg [CDU]: Der war
witzig! - Helge Limburg [GRUNE]: Der
Wald ist ja auch verkauft! Den kénnen
sie nicht mehr sehen!)

frage ich die Landesregierung, wie die heutige
Landesregierung die offensichtlich von der FDP
geforderte Privatisierung der niedersachsischen
Landesforsten insbesondere in finanzieller Hinsicht
beurteilen wirde.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:
Bitte schon, Herr Minister Meyer!

Christian Meyer, Minister fur Erndhrung, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz:

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Die
Landesregierung hat natirlich zur Kenntnis ge-
nommen, dass eine Fraktion hier im Parlament in
ihrem Wahlprogramm die Privatisierung der Lan-
desforsten gefordert hat. Die neue Landesregie-
rung teilt diese Auffassung nicht. Zum Wohle von
sozialen Beschéaftigungsstandards und 0Okologi-
schen Standards haben wir nicht vor, die Landes-
forsten zu privatisieren. Ich glaube, wenn man sie

verkaufen wirde, ware damit finanzpolitisch wieder
nur ein Einmaleffekt zu erzielen.

Ich will noch einmal erwéahnen, dass die erfreuliche
Entwicklung, die wir zurzeit in den Waldern und
beim Holzpreis haben, auch weltweit festzustellen
ist. Das hat auch etwas damit zu tun, dass unsere
Walder energetisch viel mehr genutzt werden. Es
ist durchaus ein Trend, dass der Holzpreis seit
Jahren kontinuierlich steigt.

Von daher denken wir gerade als Wirtschafts-
standort, der mit Holz umgeht, auch sehr positiv in
die Zukunft. Deshalb ist es ganz wichtig, dass wir
diesen Betrieb noch so haben, wie wir ihn haben.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Vizepréasident Klaus-Peter Bachmann:

Vielen Dank, Herr Minister. - Ich stelle fest, dass
ich zum Punkt 34 ¢ der Dringlichen Anfragen keine
Wortmeldungen mehr habe. Ich schliefe damit
diesen Punkt ab.

(Unruhe)

- Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bitte um
Aufmerksamekeit!

Bevor ich die Dringliche Anfrage unter Tagesord-
nungspunkt 34 d aufrufe, mdchte ich Sie auf eine
Veranderung in der Tagesordnung hinweisen, die
in Ubereinstimmung zwischen den Fraktionen ver-
einbart wurde. Diese Veranderung fuhrt zum Glick
dazu, dass wir die Uberziehung der Sitzungszeit,
die schon jetzt 26 Minuten betragt, etwas kompen-
sieren kdnnen. Es steht auch noch die Behandlung
einer Dringlichen Anfrage an. Diese zeitliche Ver-
zbdgerung soll dadurch ausgeglichen werden - dar-
auf haben sich die Fraktionen verstandigt -, dass
der Tagesordnungspunkt 36 nicht heute Vormittag
behandelt, sondern auf das Ende der Plenarsit-
zung des morgigen Tages vertagt wird. Bitte be-
ricksichtigen Sie das.

Jetzt rufe ich auf den Punkt

d) Islamfeindlichkeit in Niedersachsen - Was
unternimmt die Landesregierung? - Anfrage der
Fraktion Blindnis 90/Die Griinen - Drs. 17/305

Diese Anfrage wird vom Kollegen Helge Limburg
eingebracht, dem ich das Wort erteile.
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Helge Limburg (GRUNE):

Vielen Dank. - Herr Prasident! Meine Damen und
Herren! Islamfeindlichkeit in Niedersachsen - Was
unternimmt die Landesregierung?

Seit einigen Jahren sehen sich deutsche und nicht
deutsche Muslime in Deutschland einer zuneh-
menden Islamfeindlichkeit ausgesetzt. In Nieder-
sachsen sind in den letzten Jahren mehrere Mo-
scheen Ziel von Angriffen geworden. So wurde vor
einer Moschee in Osterode im Jahr 2011 ein
Schweinekopf abgelegt. Auch islamfeindliche
Straftaten wurden in Niedersachsen immer wieder
veribt. Mehrere Moscheen sind in den letzten
Jahren Ziel von Brandanschlagen geworden. Wei-
terhin kam es zu islamfeindlichen AuRerungen in
offentlichen Debatten, Protesten gegen geplante
Neubauten von Moscheen und dazu, dass die
Zugehorigkeit der muslimischen Gemeinden zur
deutschen Gesellschaft infrage gestellt wurde.
Auch die ,ldentitdre Bewegung“ wurde in den letz-
ten Monaten verstarkt aktiv und versucht, islam-
feindliche Stimmungen in der Bevdlkerung zu
scharen.

Innenminister Pistorius kundigte im Mai an, Islam-
feindlichkeit in Niedersachsen in den Fokus des
Verfassungsschutzes zu nehmen. Niedersachsen
gehdrt damit zu den ersten Bundeslandern, die
diesen Schritt unternehmen. Auferdem warnte
Pistorius auf einer Fachtagung des Verfassungs-
schutzes im Juni davor, ungewollt Islamfeindlich-
keit zu schiren, indem z. B. Islam und Islamismus
gleichgesetzt werden.

Vor diesem Hintergrund fragen wir die Landesre-
gierung:

1. Welche islamfeindlichen Gruppierungen sind
konkret in Niedersachsen aktiv?

2. Werden Islamfeinde auch in anderen Bundes-
landern oder vom Bund nachrichtendienstlich beo-
bachtet, und, wenn nein, sind der Landesregierung
die Griinde daflir bekannt?

3. Welche Mafinahmen unternimmt die Landesre-
gierung, um der Islamfeindlichkeit entgegenzuwir-
ken?

Vielen Dank.

(Zustimmung bei den GRUNEN und
bei der SPD)
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Vizepréasident Klaus-Peter Bachmann:

Wir danken Ihnen auch, Herr Kollege Limburg. -
Die Antwort fir die Landesregierung gibt Herr In-
nenminister Pistorius. Sie haben das Wort.

Boris Pistorius, Minister fur Inneres und Sport:

Sehr geehrter Herr Prasident! Meine Damen und
Herren! Sie sprechen mit der Dringlichen Anfrage
einen Punkt an, der uns alle in der Bundesrepublik
Deutschland zunehmend nachdenklich machen
muss. Deswegen ist es gut, das fiir Niedersachsen
hier heute Morgen zu thematisieren. Ich danke
ausdrucklich fur diese Dringliche Anfrage.

SPD und Biindnis 90/Die Grinen haben sich im
Koalitionsvertrag darauf verstandigt, verstarkt den
Rechtsextremismus in unserem Land zu bekamp-
fen. Dabei ist festzustellen, dass die Islamfeind-
lichkeit als eine neuartige Form von Fremdenfeind-
lichkeit in den vergangenen Jahren an Bedeutung
und an Umfang gewonnen hat. Es ist zunehmend
eine organisationsibergreifende Thematik und
Strategie von rechtsextremistischen und rechtspo-
pulistischen Gruppierungen zu erkennen. Der Is-
lam und die in Deutschland lebenden Muslime
stehen zunehmend im Mittelpunkt rechtsextremis-
tischer und - was fast noch besorgniserregender
ist - rechtspopulistischer Kampagnen. Dem Nie-
dersachsischen Verfassungsschutz sind Personen,
Organisationen und einschlagige Publikationen
bekannt.

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Fragen
wie folgt:

Zu Frage 1: In Niedersachsen werden islamfeindli-
che Kampagnen zum einen von der NPD initiiert.
Islamfeindlichkeit hat hier die Funktion als , Turoff-
ner‘ - buchstablich so zu verstehen - fur die wei-
tergehende Fremdenfeindlichkeit der Partei, um
dadurch auf den offentlichen Diskurs Einfluss zu
nehmen und Mitglieder, Anhanger und Unterstit-
zer zu gewinnen.

In einem Artikel vom November 2012 in der Partei-
zeitung Deutsche Stimme heil3t es etwa - ich zitie-
re -, die ,nationale Opposition“ sei ,gut beraten, die
Auslanderfrage am Beispiel der Moslems zuzuspit-
zen®. Insofern hat das Thema fir die NPD eine
instrumentelle, strategische und inhaltliche Funkti-
on und Bedeutung, meine Damen und Herren. Es
dient ihr buchstablich als Vehikel, um weiterge-
henden Forderungen den Boden zu bereiten. Das
tragt erste Frichte, wie Sie feststellen werden,
wenn Sie Internetblogs und -foren aufmerksam
verfolgen.
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Eine andere Partei, die inhaltlich fast ausschliel3-
lich auf die Bekdmpfung einer angeblich ,schlei-
chenden Islamisierung“ der Gesellschaft abzielt, ist
die Partei ,pro Deutschland®, die in Niedersachsen
mit dem Kreisverband Hildesheim vertreten ist. Die
Aktivitaten von ,pro Deutschland“ konzentrieren
sich derzeit vor allem auf das Sammeln von Unter-
stltzerunterschriften in den verschiedenen Stad-
ten.

Eine andere islamfeindliche Gruppierung ist die
erst Anfang Oktober 2012 gegriindete sogenannte
sdentitdre Bewegung Deutschland®. Sie verfugt in
Niedersachsen derzeit Uber zehn regionale Unter-
gruppen. Zu den aktivsten Gruppen zahlen Han-
nover, Llneburg, Ostfriesland, Delmenhorst,
Braunschweig und Celle. Die ,ldentitire Bewe-
gung” sieht sich selbst in einem Kampf gegen Mul-
tikulturalismus und Einwanderung und ist fur den
Erhalt der sogenannten ,ethnokulturellen Identitat®.
Deutlich zum Ausdruck kommt hierbei eine starke
Tendenz zu vdlkisch-nationalistischem Denken
und dezidiert islamfeindlichen Haltungen.

Eine ahnliche Ausrichtung haben die ,German
Defence League” und der Internetblog ,Politically
Incorrect” - kurz: Pl. Wie die ,ldentitare Bewegung*
sehen sich beide in einem Abwehrkampf gegen die
angebliche ,Islamisierung” Deutschlands, vertreten
aber noch radikalere Forderungen als die anderen.
Die ,German Defence League® war bis Ende 2012
stark in Niedersachsen vertreten, u.a. mit der -
man beachte die Bezeichnung - ,Division Hanno-
ver*, bei der es auch Uberschneidungen zur Partei
,Die Hannoveraner* gab. Derzeit sind jedoch nur
zwei Untergruppen aktiv, die ,Division Weser-Ems*
und die ,Division Nienburg/Weser".

Auf dem Internetblog ,Politically Incorrect® wird
regelmaRig - teilweise in reilderisch-populistischer,
rassistischer Manier - Uber politische Themen wie
Auslanderkriminalitat, Salafismus und sogenannte
Islamisierung geschrieben. Die darauf erfolgenden
Leserkommentare - ich kann jedem nur ans Herz
legen, das einmal zu lesen, allerdings nach vorhe-
riger Einnahme von Beruhigungsmitteln - beinhal-
ten sehr, sehr haufig verunglimpfende AuRerungen
der Ubelsten Art.

(Mechthild Ross-Luttmann [CDU]: Das
stimmt!)

Einzelne explizite AuRerungen lassen zunehmend
einen fremden- bzw. sehr islamfeindlichen Hinter-
grund erkennen.

Zu Frage 2: Der Verfassungsschutz Nordrhein-
Westfalen hat die sogenannte ,Blirgerbewegung
pro NRW*- einschlieBlich ,pro Koéln“-, in deren
Reihen sich Ubrigens viele Funktionare finden, die
zuvor bei NPD oder Republikanern aktiv waren -
wen Uberrascht es wirklich -, als ,rechtsextremis-
tisch” eingestuft.

Vom Bremer Landesamt fir Verfassungsschutz
wurde aktuell die ,ldentitire Bewegung Bremen*
aufgrund personeller Verflechtungen mit der loka-
len rechtsextremistischen Szene zum Beobach-
tungsobjekt erhoben.

Das Landesamt fiir Verfassungsschutz in Bayern
hat im April 2013 den bayerischen Landesverband
der Partei ,Die Freiheit* zum Beobachtungsobjekt
erklart. Der dortige Landesvorsitzende der ,Frei-
heit ist zugleich - und daran sieht man die Vernet-
zung - Sprecher der Minchner Ortsgruppe des
Webblogs ,Politically Incorrect®, die ebenfalls von
der ortlich zustandigen Landesbehdrde fir Verfas-
sungsschutz beobachtet wird, und zwar - wie ich
hinzufiige - zu Recht.

(Beifall)

Dem Bund liegen jedoch keine eigenen hinrei-
chenden tatsachlichen Anhaltspunkte dafir vor,
dass es sich bei der Partei ,Die Freiheit” insgesamt
um eine rechtsextremistische Organisation han-
delt.

Daruber hinaus beobachten die Landesbehoérden
fur Verfassungsschutz regionale Webseiten nach
den MalRgaben der jeweiligen Landeszustandig-
keit.

Zu Frage 3: Die Bedeutung der Islamfeindlichkeit,
meine Damen und Herren, als ideologische Klam-
mer zwischen rechtsextremistischen und rechtspo-
pulistischen Organisationen ist bei der Wahrneh-
mung des Rechtsextremismus lange Zeit Uberall in
Deutschland vernachlassigt worden. Ausgeblendet
wurde dabei, dass Rechtsextremisten mit islam-
feindlichen Parolen wie in kaum einem anderen
Themenfeld an weit verbreitete Ressentiments in
der Bevdlkerung anknipfen kdnnen. An erster
Stelle eines Maflinahmenkatalogs muss deshalb
die Aufklarung Uber den Inhalt und die Strategie
islamfeindlicher Kampagnen stehen. Die nieder-
sachsische Verfassungsschutzbehoérde stellte aus
diesem Grund das Thema ,Islamfeindlichkeit® in
den Mittelpunkt ihrer am 12. Juni durchgefiihrten
Fachtagung mit dem Thema ,Rechtsextremismus
im Wandel“. Bereits im April waren tirkische Me-
dienvertreter in einer nicht 6ffentlichen Veranstal-
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tung von der Prasidentin des Landesamtes fur
Verfassungsschutz Uber islamfeindliche Bestre-
bungen informiert worden.

Der Verfassungsschutz wird seine diesbezlgliche
Aufklarungsarbeit weiter intensivieren und dabei
auch immer wieder in den Dialog mit Vertretern
muslimischer Verbande und Gemeinden treten.
Meine Damen und Herren, dies geschieht aus zwei
Griinden: Zum einen muss darauf hingewirkt wer-
den, dass die Muslime in Niedersachsen verloren-
gegangenes Vertrauen in die Sicherheitsbehérden
zurickgewinnen. Zum anderen ist es wichtig, dass
die personlichen Erfahrungen von Muslimen mit
Alltagsrassismus in den Arbeitsprozess der Ver-
fassungsschutzbehdrde Eingang finden.

Aufklarung uber Islamfeindlichkeit setzt aber auch
die Sammlung und systematische Auswertung
diesbezlglicher Erkenntnisse durch den Verfas-
sungsschutz voraus. Die Zustandigkeit hierfur ist
seit Kurzem einem Sozialwissenschaftler Gbertra-
gen worden. Es handelt sich, meine Damen und
Herren, um eine Querschnittsaufgabe von hoher
Prioritat. Ziel ist es, Anzeichen fir eine Radikalisie-
rung moglichst friih zu erkennen, um mdglichst
frihzeitig gegensteuern zu kénnen. Islamfeindliche
AuRerungen und Aktivitdten provozieren Gegenak-
tionen, wie sich im vergangenen Jahr in Nordrhein-
Westfalen im Zusammenhang mit Propaganda-
aktionen von ,pro NRW* zeigte. Auch die gewaltta-
tigen Gegenreaktionen von Salafisten sind in die-
sem Zusammenhang aufs Scharfte zu verurteilen.

(Beifall bei der SPD, bei den GRU-
NEN und bei der FDP)

Die niedersachsischen Sicherheitsbehdérden sind
im Hinblick auf mdgliche Auseinandersetzungen
sensibilisiert, auch wenn sich, was diese Frage
angeht, eine Entwicklung wie in Nordrhein-
Westfalen zurzeit in Niedersachsen noch nicht
abzeichnet.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, bei den GRU-
NEN und bei der FDP)

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:

Herr Innenminister, wir bedanken uns bei Ihnen fiir
die Beantwortung der Dringlichen Anfrage.

Bevor ich die vorliegenden Fragen aufrufe, darf ich
meine Freude dariber zum Ausdruck bringen,
dass vor Kurzem in der Loge auf der Seite der
CDU-Fraktion - in Begleitung unseres Prasiden-
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ten - der Prasident des Abgeordnetenhauses von
Berlin, Herr Ralf Wieland, Platz genommen hat. Er
stattet unserem Landtagsprasidenten heute einen
Besuch ab und méchte sich bei dieser Gelegenheit
auch ein Bild vom Plenarbetrieb in unserem Haus
machen. Herr Prasident, ich begriiRe Sie herzlich
im Niedersachsischen Landtag!

(Beifall)

Wir wiinschen |hnen einen angenehmen und in-
formativen Aufenthalt. Ich darf lhnen gleich die
erste Information geben: Wir sind bei den Dringli-
chen Anfragen und nehmen das so ernst, dass wir
die fir diesen Tagesordnungspunkt vorgesehene
Zeit bereits um 40 Minuten Uberzogen haben.

Ich rufe jetzt die erste Zusatzfrage zu dieser eben
beantworteten Dringlichen Anfrage auf. Das Wort
hat die Abgeordnete Schroder-Kopf fur die SPD-
Fraktion.

Doris Schroder-Kopf (SPD):

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Teilt die
Landesregierung die Auffassung, dass die ver-
dachtsunabhéangigen Kontrollen ein islamfeindli-
ches Klima begulnstigt haben, weil ihnen ein ahnli-
ches Pauschaldenken zugrunde liegt wie den For-
derungen von islamophoben Organisationen?

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:

Vielen Dank, Frau Kollegin. - Das Wort hat der
Herr Innenminister.

Boris Pistorius, Minister fiir Inneres und Sport:

Sehr geehrter Herr Prasident! Meine Damen und
Herren! In vielen Gesprachen mit Vertretern von
Moscheegemeinden habe ich immer wieder erfah-
ren, wie sehr sie sich durch die verdachtsunab-
hangigen Moscheekontrollen herabgewirdigt ge-
fuhlt haben. Der nicht muslimischen Bevdlkerung
ist dabei - ich unterstelle dabei niemandem die
Absicht, das erreichen zu wollen; aber immerhin -
der Eindruck vermittelt worden, alle Muslime kénn-
ten Verbrecher sein. Der islamische Glaube ist auf
diese Weise auch gegeniber einer breiten Offent-
lichkeit in den Verdacht einer potenziell terroristi-
schen Ideologie geraten. Das ist bedenklich. Fir
rechtsextremistische und rechtspopulistische Or-
ganisationen ist dies namlich eine willkommene
Steilvorlage, weil sie bestrebt sind, Islam und Isla-
mismus systematisch gleichzusetzen, um in dieser
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Frage eine starkere Bricke in die vermeintliche
Mitte der Gesellschaft bauen zu kdnnen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Vizepréasident Klaus-Peter Bachmann:

Vielen Dank, Herr Minister. - Die nachste Zusatz-
frage stellt fir die Fraktion Biindnis 90/Die Griinen
die Kollegin Janssen-Kucz. Sie haben das Wort.

Meta Janssen-Kucz (GRUNE):

Erst einmal vielen Dank fiir diese Ausflihrungen,
die in Teilen sehr erschreckend waren. Ich frage
vor diesem Hintergrund die Landesregierung:
Werden islamfeindliche Straftaten zukilnftig ge-
sondert erfasst?

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:

Bitte, Herr Minister!

Boris Pistorius, Minister fiir Inneres und Sport:

Sehr geehrter Herr Prasident! Meine Damen und
Herren! In der Vergangenheit - das ist bis heute
so - wurden islamfeindliche Straftaten nicht geson-
dert erfasst. Es ist namlich auch ein wenig schwie-
rig, das trennscharf von Straftaten abzugrenzen,
die einen rein fremdenfeindlichen Hintergrund ha-
ben und weniger auf den religiosen Hintergrund
der Attentatsopfer bzw. der Opfer von Straftaten
abheben. Ubergriffe auf einzelne Auslander erfol-
gen in der Regel in erster Linie aufgrund soge-
nannter phanotypischer Merkmale. Dennoch ware
die Einflhrung einer solchen Differenzierung sicher
hilfreich. In der Vergangenheit war das auf der
Ebene der Lander- und Bundesbehdrden aller-
dings nicht umzusetzen. Wir Uberlegen, im Rah-
men eines Pilotversuchs in Niedersachsen ein
Parameterkonstrukt zu erstellen, mit dessen Hilfe
es maoglich erscheinen kénnte - ich will es vorsich-
tig formulieren -, das so sauber voneinander zu
trennen und zu differenzieren, dass man mit den
Ergebnissen dann auch etwas anfangen kann.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:

Danke, Herr Minister. - Es geht weiter mit der Zu-
satzfrage des Kollegen Dr. Birkner von der FDP-
Fraktion.

Dr. Stefan Birkner (FDP):

Herr Prasident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Herr Minister, wie definieren Sie ,lslam-
feindlichkeit®, und wie grenzen Sie Islamfeindlich-
keit von Islamkritik ab, die man vielleicht nicht tei-
len mag, die aber hinzunehmen ist?

Vizepréasident Klaus-Peter Bachmann:
Herr Minister, bitte schon!

Boris Pistorius, Minister fir Inneres und Sport:

Sehr geehrter Herr Prasident! Meine Damen und
Herren! Sehr geehrter Herr Dr. Birkner, das ist, wie
ich finde, eine sehr berechtigte und sehr diffizile
Frage, die man im Grunde genommen sogar in
einem religionswissenschaftlichen  Symposium
gesondert abarbeiten koénnte. Denn jede Religion
muss sich in der Offentlichen Debatte der Kritik
stellen. Das qilt fur die katholische Kirche wie fur
die protestantische Kirche. Selbstverstandlich gilt
das auch fur den Islam.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Niemand kann deshalb - auch in einer demokrati-
schen Gesellschaft nicht- ernsthaft bestreiten,
dass es ein berechtigtes Interesse daran gibt, Uber
den Islam wie Uber alle anderen Religionen auch -
das war in der Vergangenheit so, und so ist es
auch in der Gegenwart - einen Diskurs zu fiihren
bzw. Kritik zu Gben. Das gehort in einer demokrati-
schen Gesellschaft dazu. Die entscheidende Frage
ist aber erstens, wie man das tut. Dabei geht es
darum: Ist es eine sachliche oder eine verleum-
dende Kritik? - Weiter geht es um die Fragen: Ori-
entiert sich die Kritik an Wertvorstellungen, oder ist
es eine verachtlich machende? Ist es eine Kritik,
die sich an tatsachlich bestehenden Wertgeristen
des Islam orientiert oder nur an solchen, von de-
nen man glaubt, dass es sie gibt, um gewisserma-
Ren verleumderisch bestimmte Aspekte in den
Vordergrund zu stellen, die bestenfalls in extremis-
tischen Einzelgruppen eine Rolle spielen?

Die Abgrenzung, meine Damen und Herren, ist
nach meiner Vorstellung nicht einfach, aber beach-
tenswert. Islamfeindlich ist jeder, der den Islam als
eine feindselige, aggressive und menschenverach-
tende Religion definiert, ohne auch nur im Kern zur
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Kenntnis zu nehmen, dass in diesem Land mehr
als 3 Millionen Muslime unterschiedlich glaubig,
vor allen Dingen aber ganz Uberwiegend friedlich
leben.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

In dem Augenblick, in dem der Islam als eine feind-
liche, aggressive und auch in Europa auf Expansi-
on ausgelegte Religion dargestellt wird, ist die
Grenze der Kritik in Richtung Islamfeindlichkeit
deutlich Uberschritten. Meine Erfahrungen der
letzten Monate und Jahre in meiner Rolle als
Oberbulrgermeister der Friedensstadt Osnabriick
haben mich gelehrt- das ist der entscheidende
Punkt; so ist mein Verstandnis -, dass Islamfeind-
lichkeit in aller Regel auf Unkenntnis beruht - es
sei denn, sie ist ideologisch motiviert wie bei der
NPD, bei der ,ldentitdren Bewegung“ und anderen.

Vor einiger Zeit haben wir die Bertelsmann-Studie
zur Kenntnis genommen. Die Ergebnisse waren
insoweit erschutternd, als in ihr festgestellt wurde,
dass mehr als 50 % der deutschen Bevolkerung
Angst vor dem Islam haben. Das ist kein Faktum,
das man ausblenden kann oder wegen dessen
man die Menschen, die diese Angst haben, kritisie-
ren dirfte. Es ist eine Angst, die offenbar da ist.
Eine solche Angst muss man ernst nehmen, und
man muss ihren Ursachen auf den Grund gehen.

Die Ursachen fir Angst vor etwas, was einem
fremd oder geféhrlich erscheint, liegen oft schlicht
in der Unkenntnis Uber das, worliber man spricht,
liegen in der rudimentaren, oberflachlich erworbe-
nen Kenntnis von einzelnen vermeintlichen Fakten.
Wir alle kennen die vermeintlichen Zitate aus dem
Koran, denen die Besonnenen dann immer gern
und auch zu Recht Zitate aus dem Alten Testa-
ment entgegenhalten kénnen.

Ich bin kein Religionswissenschaftler. Ich weil} nur
so viel, dass in dem Augenblick, in dem es uns in
Niedersachsen und in Deutschland gelingt, den
Islam als eine Religion zu respektieren - und zwar
Uber alle Parteigrenzen, (ber alle Parlamente und
alle gesellschaftlichen Kreise hinweg -, Islamangst,
Islamfeindlichkeit und dann auch Islamhass bis hin
zur Verfolgung - in der Steigerung - keine Chance
mehr in unserer Republik haben. Das muss das
gemeinsame Ziel sein.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)
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Dazu gehért auch, nachdricklich sauberer zu tren-
nen zwischen Islam und Islamismus.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:

Danke, Herr Minister. - Die nachste Zusatzfrage
stellt der Kollege Bernd Lynack von der SPD-Frak-
tion.

Bernd Lynack (SPD):

Herr Prasident! Meine Damen, meine Herren! Die
Landesregierung hat bereits zahlreiche Gesprache
mit Vertreterinnen und Vertretern muslimischer
Vereine, Verbande und Gemeinden gefihrt. Vor
diesem Hintergrund, Herr Minister Pistorius, frage
ich Sie, ob Sie dabei den Eindruck gewonnen ha-
ben, dass die unter den Muslimen zum Teil weit
verbreitete Angst vor Islamfeindlichkeit ernst genug
genommen worden ist.

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:
Bitte, Herr Minister!

Boris Pistorius, Minister fur Inneres und Sport:

Sehr geehrter Herr Prasident! Meine Damen und
Herren! Selbstverstandlich ist Islamfeindlichkeit
auch von der alten Landesregierung thematisiert
worden. Allerdings muss man auch festhalten,
dass die Islamfeindlichkeit im Zusammenhang mit
der Bekampfung des Rechtsextremismus nicht mit
grolRem Vorrang behandelt worden ist. Das Inte-
resse konzentrierte sich leider weniger auf die
Islamfeindlichkeit als einem Element gruppenbe-
zogener Menschenfeindlichkeit als vielmehr auf die
Konfrontationsgewalt zwischen Islamisten und
Rechtsextremisten. Das ist ein wichtiges Feld, dem
wir uns zuwenden mussen. Es beleuchtet aber
unzureichend das, was bis in die Mitte der Gesell-
schaft ausstrahlt und in dem eben beschriebenen
Sinne islamophob oder islamfeindlich ist.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Vizepréasident Klaus-Peter Bachmann:

Vielen Dank. - Das Wort hat jetzt die Kollegin An-
gelika Jahns von der CDU-Fraktion.

Angelika Jahns (CDU):

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Herr
Minister Pistorius, wir haben eben schon von lhnen
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und auch einigen Kollegen gehért, dass wir vor
dem Phanomen stehen, dass es ausgepragte
Ideologien gibt, namlich einerseits den islamisti-
schen Terrorismus, andererseits aber auch die
Islamfeindlichkeit. Von daher muss es das Ziel
aller politischen Gruppierungen sein, beide Pha-
nomene ins Auge zu fassen und auch MalRnahmen
zu ergreifen, die der scharfen Trennung dienen.
Sie haben eben schon gesagt, dass man diese
Begriffe trennen muss. Meine Frage ware jetzt:
Welche konkreten MaRnahmen haben Sie seitens
des Landes Niedersachsen oder auch gemeinsam
mit dem Verfassungsschutz schon ins Auge ge-
fasst, um diese Begriffe in der Offentlichkeit wirk-
lich trennscharf zu verdeutlichen? - Ich glaube
namlich, dass diese Unterscheidung in der Offent-
lichkeit sehr, sehr schwierig ist.

(Zustimmung bei der CDU - Filiz Polat
[GRUNE]: Lesen Sie keine Presse?)

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:
Bitte, Herr Minister!

Boris Pistorius, Minister fiir Inneres und Sport:

Sehr geehrter Herr Prasident! Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Liebe Frau Jahns, in der Tat:
Wir werden weder mit MalRnahmen des Verfas-
sungsschutzes noch mit anderen Mallnahmen der
Exekutive auf Dauer in dem BemUhen erfolgreich
sein, hier fur eine saubere Unterscheidung zu sor-
gen.

Es ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe.
Schauen Sie sich die vielen Runden Tische der
Religionen in den deutschen Stadten an, die in
dieser Frage sehr, sehr wertvolle Arbeit leisten!
Sehen Sie sich den Tag der offenen Moschee an,
der einen immer groReren Zulauf erfahrt! Sehen
Sie sich die Vermittlung von Religionen in den
Schulen an!

All das zeitigt erste Erfolge, sodass einem fir die
nachste Generation wahrscheinlich etwas weniger
angst und bange sein muss, zumal die Kinder und
Jugendlichen in den Schulen heute oft schon in
einem ganz anderen Umfeld aufwachsen.

Als Landesregierung haben wir vor, dieses Thema
immer wieder in den politischen Fokus zu stellen.
Zuletzt war das der Fall bei dem Symposium, da-
vor bei der Prasentation des Verfassungsschutzbe-
richtes 2012. Auch auf der Innenministerkonferenz
war dies ein Thema. Ich selbst werde nicht mide
werden - das kann ich lhnen zusagen -, mich im-
mer dort zu aufdern, wo wieder irgendein Politiker -

egal, welcher Couleur - die Begriffe - aus welchen
Motiven heraus auch immer oder auch ohne Ab-
sicht - zu eng aneinanderrickt; denn das ist die
grolRe Gefahr.

Ich habe in den letzten Wochen nach Vorlage des
Verfassungsschutzberichtes und vor allen Dingen
nach dem Symposium unzahlige Mails bekommen.
Ich mdchte Ihnen jetzt aber einmal eine Mail vorle-
sen, um deutlich zu machen, wie weit diese Angste
bereits gegangen sind und wie weit sich der Hass
inzwischen ausbreitet.

» Ihre Freunde
- schreibt sie an mich -

,die Moslems téten hier massenhaft un-
schuldige Deutsche. Sie vergewaltigen, rau-
ben, betrigen und fiillen unsere Gefangnis-
se. Sie”

- das ist an meine Adresse gerichtet -

»Schauen lieber weg und gehen auf Demos
gegen Rechts.*

Da schwillt einem dann schon der Kamm. Das ist
eine Aufgabe, an der wir wirklich gemeinsam arbei-
ten mussen. Das ist eine Frage der politischen
Kultur in den Parlamenten.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN sowie Zustimmung bei der
CDU und bei der FDP)

Das ist eine Frage der Implementierung von Initia-
tiven auf ortlicher Ebene unter Einbeziehung der
Kirchen und Religionsgemeinschaften, unter Ein-
beziehung von Schulen, Hochschulen, Parteien,
Verbanden, der Praventionsvereine und vielen
anderen mehr.

Das ist der Schlissel. Wir missen den Islam res-
pektieren. Wir dirfen und kénnen ihn als eine
Weltreligion respektieren. Unsere Aufgabe in der
politischen Debatte, aber auch bei der Vorstellung
von Statistiken - das will ich sehr deutlich sagen -
wird immer wieder sein, sorgsam und sorgfaltig zu
trennen.

Ich méchte das an einem Beispiel deutlich ma-
chen:

Wenn auf Bundesebene - wie erst letztlich ge-
schehen - richtige Zahlen Uber Islamisten und Sa-
lafisten prasentiert werden, dann aber nicht hin-
sichtlich dessen, was sich hinter diesen Zahlen
verbirgt, differenziert wird, dann entsteht, wenn die
Zahl von 42000 Islamisten und Salafisten in
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Deutschland genannt wird, der Eindruck, dass wir
mutmalflich 42 000 potenzielle Bombenleger und
Terroristen in Deutschland auf freiem Ful® haben.
Das aber ist falsch; das wissen wir alle hier. Aber
in dem Moment, in dem diese Zahl undifferenziert
auftaucht und nicht erlautert wird, entsteht bei
schlichteren Gemitern oder bei Leuten, die sich
nicht auskennen, der Eindruck, dass hier eine rie-
sige Gefahr fur die Bundesrepublik Deutschland
droht.

Niemand kommt auf den Gedanken, die von ge-
waltbereiten terroristischen Islamisten und Sala-
fisten ausgehenden Gefahren zu verharmlosen.
Ganz im Gegenteil! Wir werden uns dem mit dem
gleichen Nachdruck zuwenden wie allen anderen
Fragen auch. An der Stelle aber missen wir ein-
fach sorgfaltiger werden, weil wir sonst Eindriicke
erwecken, die vielleicht gar nicht erweckt werden
sollen. Das aber ist der Ansatz, den wir gemein-
sam verfolgen missen.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN - Petra Tiemann [SPD]: So
ist es!)

Vizepréasident Klaus-Peter Bachmann:

Danke, Herr Innenminister. - Die nachste Zusatz-
frage stellt der Kollege Thomas Adasch von der
CDU-Fraktion.

Thomas Adasch (CDU):

Herr Prasident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Herr Minister, Sie bzw. lhre zustandige Prasidentin
haben ja angekindigt, den Verfassungsschutz neu
auszurichten. Mich wirde interessieren, welchen
Beitrag zur Bekampfung der Islamfeindlichkeit der
Verfassungsschutz kinftig leisten kann bzw. leis-
ten soll.

Vizepréasident Klaus-Peter Bachmann:
Bitte schon, Herr Minister!

Boris Pistorius, Minister fiir Inneres und Sport:

Sehr geehrter Herr Prasident! Meine Damen und
Herren! Lieber Herr Adasch, es ist ganz einfach:
Als eine unserer ersten Mallnahmen haben wir
den Bereich der politischen Bildung - Sie haben
die Landeszentrale fur politische Bildung ja im Jahr
2004 abgeschafft und diesen Bereich dem Verfas-
sungsschutz Ubertragen - aus dem Verfassungs-
schutz wieder herausgel6st, weil der Verfassungs-
schutz qua seiner eigenen Definition und seiner
Aufgabenstellung eine fiir politische Bildung unge-
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eignete Institution ist. Sie ist geeignet, Informatio-
nen zu sammeln und auszuwerten und sie dann in
den Prozess der politischen Bildung hineinzubrin-
gen. Das ist der Anspruch, den der Verfassungs-
schutz erfiillen muss, Herr Adasch.

Deshalb wird sich der Verfassungsschutz in dieser
Frage auf zwei Kernbereiche beschranken, das
aber umso intensiver. Zum einen geht es um die
Frage: Wen beobachtet er mit welcher Zielrich-
tung? - Also: Alle islamfeindlichen, islampopulisti-
schen Bestrebungen, die ein bestimmtes Mal}
Uberschreiten, missen, wenn sie diese Schwelle
Uberschreiten, mit nachrichtendienstlichen Mitteln
beobachtet werden. Dann, wenn sie dies nicht tun,
mussen Offentliche Quellen ausgewertet werden,
und daraus missen die richtigen Schlussfolgerun-
gen fur die politische Bildungsarbeit in Schulen,
Hochschulen und anderswo in der Gesellschaft
gezogen werden. Das ist die eine Aufgabe.

Die andere Aufgabe ist, auch die andere Seite
immer wieder sehr sorgfaltig zu beleuchten. Alles,
was tatsachlich gewaltbereiter Islamismus, Terro-
rismus - religids motiviert - und Salafismus ist,
muss genauso wie der Rechtsextremismus mit
aller Unnachgiebigkeit beobachtet werden und
muss genauso intensiv verfolgt werden, allerdings
eben auch immer wieder mit der klaren Abtren-
nung zwischen den einen und den anderen.

Danke schon.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:

Wir bedanken uns auch bei Ihnen, Herr Minister. -
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, kann
ich den Tagesordnungspunkt der Dringlichen An-
fragen fiir diesen Plenarabschnitt abschlielen.

Ich rufe auf den

Tagesordnungspunkt 35:

Abschliefiende Beratung:

Aktionarsrechte starken! - Antrag der Fraktion
der CDU - Drs. 17/72 - Beschlussempfehlung des
Ausschusses fir Wirtschaft, Arbeit und Verkehr -
Drs. 17/292

Der Ausschuss empfiehlt lhnen, den Antrag in ge-
anderter Fassung anzunehmen.
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Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen. Des-
wegen erdffne ich gleich die Beratung. Dazu hat
fur die antragstellende Fraktion die Kollegin Hovel
das Wort.

Gerda Hovel (CDU):

Herr Prasident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Meine Damen und Herren! Die Schweizer Bevolke-
rung hat mit ihrem Volksreferendum zum Thema
Managergehélter auch in unserem Land die Dis-
kussion ordentlich angeheizt. Die Frage, die sich
stellt, ist: Wie viel darf ein Mensch verdienen?

Es geht um Leistung, es geht um Anerkennung, es
geht um den Wert von Arbeit, und es geht um ihre
Wirdigung durch angemessene Bezahlung.

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

Das ist ein komplexer Bereich, das ist ein sehr
emotionaler Bereich, und das wissen wir alle, weil
wir uns ja nicht nur mit Managergehaltern, sondern
auch sehr intensiv mit dem Thema Mindestlohne
beschaftigen. Ich erinnere dazu an die Diskussion
von gestern, die wir ja sehr engagiert gefiihrt ha-
ben.

(Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta
Ubernimmt den Vorsitz)

Wie viel darf ein Mensch verdienen? Darf ein
Topmanager mehr als das Dreihundertfache des
Durchschnittseinkommens eines Angestellten in
seinem Unternehmen verdienen?

Diese Gehaltsentwicklungen empfinden die meis-
ten Burgerinnen und Burger in unserem Land als
ungerecht. Sie finden sie Uberzogen, und sie fra-
gen sich: Ist das noch angemessen?

Wenn noch dazu in Studien verdéffentlicht wird,
dass diese enorm angestiegenen Managergehalter
nicht so sehr die Entwicklung von Leistung wider-
spiegeln, sondern eher auf unzureichende Kontrol-
len zurlckzufiihren sind, dann wird Akzeptanz
verspielt. Mehr noch: Misstrauen breitet sich aus.

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

Damit jetzt keine Missverstandnisse aufkommen -
das ist, ganz klar, auch unsere Meinung -: Leistung
muss sich lohnen, Leistung muss honoriert wer-
den. - Bei unserem Thema Managergehalter mis-
sen wir allerdings neu uberlegen, wie diese Gehal-
ter festgelegt werden. Denn leider missen wir
konstatieren, dass wir vergeblich auf eine freiwilli-
ge Selbstbeschrankung gesetzt haben, dass das

Gesetz zur Angemessenheit der Vorstandsvergi-
tung nicht ausreichend war und dass die Entsen-
dung der Arbeitnehmervertreter in die paritatisch
besetzten Aufsichtsrate leider auch nicht zum ge-
wulinschten Ziel gefiihrt hat.

Die Schweizer Birgerinnen und Birger, die ge-
meinhin als wirtschaftsliberal gelten, reagierten auf
dieses Thema mit einem Volksentscheid. Das Er-
gebnis dieses Entscheids hat eine ganz klare Bot-
schaft gezeigt: In Zukunft sollen die Aufsichtsrate
nicht mehr alleine Uber die Gehaltsangelegenhei-
ten der Vorstandsmitglieder entscheiden. Dieses
Thema soll zukinftig in den Hauptversammlungen
der Aktiengesellschaften erértert und beschlossen
werden. Das Referendum besagt weiterhin eindeu-
tig, dass die Mitspracherechte der einzelnen Ei-
gentimer erweitert werden sollen. Das heif3t, mei-
ne Damen und Herren, die Willensbildung wird auf
eine breite demokratische Grundlage gestellt.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Die Aufgabe der Politik innerhalb der sozialen
Marktwirtschaft, meine Damen und Herren, besteht
nicht darin, in den 6konomischen Entscheidungs-
prozess Uber die Hohe der Managergehalter ein-
zugreifen, wie Sie - SPD und Grlne - es in lhrer
Beschlussempfehlung formulieren. Die Aufgabe
der Politik besteht vielmehr darin, dafiir Sorge zu
tragen, dass die Unternehmenseigentimer, nam-
lich die Aktionare, an der Festlegung der Gehalter
mitwirken kénnen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wohlgemerkt: die Aktionare, die Eigentimer der
Gesellschaft, und eben nicht die Allgemeinheit, wie
Sie von Rot-Griin es in Ihrer Beschlussempfehlung
fordern! Das ist auch die Meinung der CDU-
Fraktion. Wir wollen, dass die Einflussnahme der
Eigentimer, die mit ihren Einlagen haften, gestarkt
wird. Deshalb heil3t unser Antrag ,Aktionarsrechte
starken!”.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wir wollen keine Doppelbesteuerung aufgrund
einer Beschrankung von Betriebsausgabenabzi-
gen, wie von Rot-Grun gefordert. Wir wollen keine
komplizierten staatlichen Regelungen. Wir wollen
nicht, dass die Allgemeinheit per Gesetz Einfluss
auf die Willensbildung in einem Unternehmen
nimmt. Hinsichtlich lhrer Forderung, zusatzliche
Haftungsregelungen einzubauen: Wenn Eigentu-
mer Uber Manager und deren Gehalter entschei-
den, dann tragen sie auch die Verantwortung fir
diese Entscheidung. Falls diese falsch war, mis-
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sen sie auch die Verantwortung dafur tragen, und
dann haften sie mit ihren Einlagen.

(Beifall bei der CDU)

Es ist richtig, dass wir wirkungsvolle MalRnahmen
brauchen, um exzessive Managergehalter zu be-
grenzen. Das erreichen wir aber nicht, wenn wir
mit starren Regulierungen, wenn wir mit Verboten
und wenn wir mit Beschréankungen direkt in die
Unternehmenspolitik eingreifen, sondern das errei-
chen wir nur durch strukturelle Veranderungen, die
zur Starkung der Aktionarsdemokratie fuhren.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Deshalb mein Appell, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen der SPD: Werfen Sie einmal einen Blick zu-
rick! Denken Sie an Willy Brandt, und denken Sie
an das, was seine Leitlinie war! - Das scheint Sie
nicht so besonders zu interessieren, aber vielleicht
horen Sie doch mal zu.

(Zuruf von der SPD: Wissen wir ja!)
- Super!

Er sagte namlich: Mehr Demokratie wagen! - Und
ich sage: Meine Damen und Herren, wagen Sie es
wieder!

Danke.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Frau Kollegin Hovel. Dies war lhre
erste Rede in diesem Hohen Hause. Ich mdchte
Ihnen im Namen des Prasidiums sehr herzlich
gratulieren. Glickwunsch!

(Beifall)

Fir die SPD-Fraktion hat nun Herr Kollege Hey-
mann das Wort. Bitte schon!

Holger Heymann (SPD):

Frau Prasidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Der ehemalige Ratsvorsitzende der Evan-
gelischen Kirche, Bischof Wolfgang Huber, hatte
schon 2006 recht eindeutig formuliert, als er sag-
te - ich zitiere -:

,0as Durchschnittseinkommen liegt in
Deutschland bei rund 40 000 Euro im Jahr.
Wenn ein Manager 20 Millionen Euro ver-
dient, dann sprengt das jede Vorstellung von
Gerechtigkeit.*

Und recht hat er, meine Damen und Herren!
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(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN sowie Zustimmung von Dirk
Toepffer [CDU])

Was Herr Huber da anspricht, hat mit einer Diskre-
panz zwischen den Einkommen zu tun. Mit ande-
ren Worten: Die Menschen splren doch, dass die
Schere zwischen Arm und Superreich immer wei-
ter auseinandergeht, und das darf in unserer Ge-
sellschaft nicht sein, meine lieben Kolleginnen und
Kollegen!

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Ich bin wirklich erfreut darGber, dass dies nun auch
vermeintlich die CDU erkannt und den Antrag ,Ak-
tionarsrechte starken!“ eingebracht hat, der auch
schon in die richtige Richtung geht, aber in seinem
Weitblick und seinem Mut bei Weitem nicht aus-
reicht. Daher ist es unseres Erachtens nétig, die-
sen Antrag an den entscheidenden Stellen weiter-
zuentwickeln. Er muss die Thematik auch wirklich
im Sinne einer sozialen Marktwirtschaft regeln,
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD)

Wir missen doch an dieser Stelle entschlossener
sein und auch aus den Erfahrungen mit der Fi-
nanzkrise und aus der Vergangenheit lernen, um
in Zukunft dafir zu sorgen, dass Unternehmen
nicht nur kurzfristig, punktuell in Vierteljahresbilan-
zen gut dastehen, sondern dass sie auch fir die
nachsten Jahre ein solides Fundament zum
Wachstum haben, wodurch auch Wohlstand und
Arbeitsplatze gesichert werden.

(Beifall bei der SPD)

Das erreichen wir mit unserem Anderungsvor-
schlag ,Managergehalter wirksam begrenzen®, der
zur Beschlussvorlage des Wirtschaftsausschusses
geworden ist.

Freiwillige Selbstverpflichtungen der Unternehmen
waren schon in der Vergangenheit mdglich, spa-
testens seit 2009, haben es aber nicht geschafft,
zur systematischen und vollstdndigen Anwendung
durch die Unternehmen gebracht zu werden. Da-
her fordern wir ganz klare und gesetzliche Rege-
lungen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Das ist nur einer der Punkte, in denen unser An-
trag nachhaltiger ist. Er fordert die Bundesregie-
rung ganz konkret auf, Gehalter, Boni und die Ab-
zugsfahigkeit nach einem durchdachten und intel-
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ligenten Vorgehen zu begrenzen. Auch die Forde-
rung, die Malnahmen der EU-Kommission zu
bertcksichtigen, gehen nicht verloren, sondern
diese MaRRnahmen sind in unserem Anderungsvor-
schlag enthalten.

Aber es gibt noch einen gravierenden Unterschied,
namlich die Kontrolle der Bezuge durch die Haupt-
versammlung. Diese ist doch haufig nur einge-
schrankt moglich, da institutionelle Anleger, z. B.
Hedgefonds, die nicht selten mit Gber 60 % in den
Hauptversammlungen vertreten sind, gar nicht -
Uberhaupt nicht! - am langfristigen Erfolg, an einem
soliden Fundament eines Unternehmens interes-
siert sind. Sie interessieren nur der Vierteljahres-
gewinn und steigende Aktienkurse. Das aber geht
zulasten dieses soliden Fundaments, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Dieses Fundament eines Unternehmens, von dem
ich spreche, namlich seinen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern, deren Ausbildung, deren Fortbildung,
die Sachwerte, die langfristig zu generierenden
Innovationen sind durch die Begrenzung der haufig
anzutreffenden Kultur der kurzfristigen Gewinnori-
entierung in den Vorstandsetagen gesetzlich zu
regeln, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Aber unser Anderungsvorschlag geht noch einen
Schritt weiter; denn es bedarf Mut und auch Klug-
heit, damit unsere Gesellschaft nicht aus den Fu-
gen gerat. Die Letztentscheidung Uber die teilwei-
se wirklich nicht mehr vermittelbaren Gehalter und
Boni soll unserer Ansicht nach nicht vom Aufsichts-
rat in die Hauptversammlung verlagert werden. Wir
mdchten an dieser Stelle entschieden darauf hin-
weisen, dass dadurch der Einfluss von Arbeitneh-
mervertretern im Aufsichtsbereich vermindert wird.
Das kann nicht die Auffassung von betrieblicher
Mitbestimmung sein! Das ist fir uns nicht hin-
nehmbar.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Besser ist es doch, den Arbeitnehmervertretern,
die nun wirklich ein immenses Interesse daran
haben, dass ihr Unternehmen erfolgreich ist und
dass der Fortbestand gesichert ist, eine gesetzli-
che Argumentationsgrundlage zu bieten.

Unser Anderungsvorschlag erganzt auch, dass die
Bundesregierung aufgefordert wird, der steuerli-
chen Absetzbarkeit Uberzogener Gehalter zu be-
gegnen. Auf der Bundesebene haben wir das
schon ins Spiel gebracht, und wir machen auch in
unserer vorliegenden Beschlussvorlage darauf
aufmerksam, speziell in Bezug auf die wirklich sehr
hohen Gehalter.

Nicht zuletzt durch dieses langfristige Denken wer-
den dann auch die Aktionare gestarkt. Dieses klu-
ge und langfristige Denken ist es doch auch, was
eine Volkswirtschaft stark macht: Die Unterneh-
menswerte werden erhalten und nicht zugunsten
von kurzfristigen Aktienkurssteigerungen geschma-
lert, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Als letzten Punkt mdchte ich noch die Haftung
ansprechen. Vielleicht fehlte der CDU an dieser
Stelle ein Stick weit der Mut, sich auch einmal mit
dieser Frage zu beschaftigen. Wenn es Ihnen wirk-
lich ernst ist, Aktionarsrechte zu starken, dann
durfen Sie die Haftungsfrage nicht aufler Acht
lassen. Daher misste es eigentlich auch in Ihrem
Sinne sein, dass die Nrn. 3 a bis 3 ¢ unseres An-
derungsantrags in eine solche EntschlieBung mit
aufgenommen werden. Denn sie sorgen in einem
sinnvollen Malle und detailliert dafir, dass alle
Anleger geschutzt werden.

(Beifall bei der SPD)

Frau Prasidentin! Meine Damen und Herren! Es
geht hier um Gerechtigkeit. Gerecht ist es aber
nicht, wenn man, wie Sie es vorschlagen, eine
Hauptversammlung Uber eine fehlgeleitete Anreiz-
struktur entscheiden lasst. Gerecht ist es auch
nicht, wenn Unternehmenswerte zugunsten von
Bilanzen veraufiert werden. Aber wissen Sie, was
das Ungerechteste ist? - Wenn Sie vorschlagen,
indirekt und durch die Blume, Arbeitnehmervertre-
tungsmacht schmalern zu wollen. Das ist mit uns
nicht zu machen.

(Beifall bei der SPD)

Lassen Sie mich zum Abschluss meiner Rede
noch kurz aus meiner eigenen beruflichen Erfah-
rung berichten. Wir alle wissen, unsere Gesell-
schaft wird alter. Viele altere Menschen, auch in
Niedersachsen, haben dieses Land nach dem
Zweiten Weltkrieg wieder aufgebaut. Viele dieser
alteren Menschen haben ihr Leben lang gearbeitet.
Viele dieser alteren Menschen erhalten heute eine
Rente, die nicht selten zwischen 600 und 1 000
Euro liegt. Viele dieser alteren Menschen wissen
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manchmal nicht mehr, wie sie die steigenden
Energie- und Lebenshaltungskosten noch bezah-
len kénnen. Und das geht nicht nur Alteren so,
fragen Sie auch einmal die jungen Menschen in
unbezahlten Praktika und solche, die in prekarer
Beschaftigung stecken.

Ich sage ganz deutlich: Viele dieser Menschen
verstehen es nicht, warum es Manager gibt, die
800-, 900- oder sogar 1 000-mal so viel Geld ver-
dienen wie sie. Sie verstehen es nicht - und ich
verstehe es auch nicht, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie uns
daher heute unseren Beschlussvorschlag mit gro-
Rer Mehrheit beschlielen, und sorgen wir gemein-
sam flir ein gerechtes Miteinander.

Herzlichen Dank.

(Starker, anhaltender Beifall bei der
SPD und bei den GRUNEN)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Herr Kollege Heymann, das war auch fiir Sie lhre
Premiere im Hohen Hause. Wir gratulieren lhnen
sehr herzlich zu lhrer ersten Rede.

(Beifall)

Nun hat fur die Fraktion Bindnis 90/Die Griinen
Frau Kollegin Westphely das Wort. Bitte schdn!

Maaret Westphely (GRUNE):

Sehr geehrte Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! All denjenigen, die bisher gespro-
chen haben, war gemeinsam, dass exorbitant ho-
he Gehalter die Gesellschaft spalten und deswe-
gen nicht gut sind. Das ist, finde ich, schon einmal
ein guter Konsens.

Die CDU geht in ihrem Antrag von der Annahme
aus, um exorbitant hohe Gehalter zu begrenzen,
misse man nur die Aktionare starken und die Ent-
scheidung Uber die Hohe der Gehalter in die
Hauptversammlung geben.

Diese Annahme mochte ich infrage stellen. Ich
halte es sogar fur sehr unwahrscheinlich, dass das
funktioniert. Schliefllich werden auch heute schon
die Vergitungsgrundsatze in den Hauptversamm-
lungen beschlossen. Das gilt jedenfalls fir DAX-
30-Unternehmen und viele andere. Zu dem daraus
folgenden Effekt mochte ich einmal den Vorsitzen-
den der Corporate-Governance-Kommission,
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Klaus-Peter Muller, aus der HAZ vom 15. Mai 2013
zitieren:

,Selbst die Gehalter, die in der Offentlichkeit
fur Unmut gesorgt haben, sind von der
Hauptversammlung mit mehr als 95 % gebil-
ligt worden.*

Vielleicht ist Deutschland in diesem Punkt ja auch
einfach anders als die Schweiz.

Das heil}t, die Frage, wo die Entscheidung Uber
die Gehalter getroffen wird, bestimmt nicht, wie die
Entscheidung am Ende ausfallt. Deshalb wird der
Antrag der CDU meiner Meinung nach auch keine
Wirkung in die gewulinschte Richtung entfalten und
ist daher UberflUssig.

(Beifall bei den GRUNEN und Zu-
stimmung bei der SPD)

Aktuell haben wir doch die folgende Situation: Un-
ternehmen haben die Maoglichkeit, Gehalter und
Abfindungen in unbegrenzter Héhe von der Steuer
abzusetzen. Daher ist es fur sie sehr praktisch,
beliebig hohe Gehalter zu zahlen; denn dadurch
reduzieren sie den Gewinn und damit auch die zu
zahlende Steuer. Das heifdt im Prinzip, dass die
Allgemeinheit diese exorbitanten Gehalter indirekt
auch noch subventioniert; denn ihr, der Allgemein-
heit, gehen ja Steuereinnahmen verloren.

Das, liebe Abgeordnete, ist unserer Meinung nach
der Hebel, an dem wir ansetzen sollten. Die steu-
erliche Abzugsfahigkeit ist ein falscher Ansatz, der
zulasten der Allgemeinheit geht, und deshalb ist
inre Begrenzung auch die wichtigste Forderung
unseres Antrags.

(Beifall bei den GRUNEN)

An dieser Stelle will ich auch klarstellen, dass das,
was die Kollegin von der CDU gesagt hat, nicht so
ganz richtig ist. Wir fordern keine staatliche Be-
grenzung der Hohe der Gehalter, sondern wir for-
dern die Begrenzung der steuerlichen Abzugsfa-
higkeit und die Begrenzung des variablen Anteils
am Gesamtgehalt und die personliche Haftung.
Das ist ein Unterschied.

Wir sollten unserer Meinung nach einen wirt-
schaftspolitischen Rahmen setzen, der darauf zielt,
dass verantwortungsvolle Unternehmensstrategien
geférdert werden, und nicht umgekehrt.

Danke schon.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)
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Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Frau Kollegin. - Fir die FDP-Fraktion
hat nun Herr Bode das Wort.

Jorg Bode (FDP):

Frau Prasidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! In der Tat hat sich in Bevdlkerung ein ge-
wisser Unmut Uber die Hohe der Vorstandsvergu-
tungen breit gemacht. Zum Teil ist dieser Unmut
darauf zurlickzuflihren, dass man immer das Ge-
fuhl hatte, dass die Vorstandsvergitungen in Kun-
gelrunden in Hinterzimmern festgelegt worden sind
und daher nicht mehr nachvollziehbar waren.

Genau deshalb geht der Antrag der CDU-Fraktion
in die absolut richtige Richtung.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Es geht darum, dass man das nicht in kleinen
Runden entscheidet, sondern dass die Eigentumer
in einer grofRen, offentlichen und transparenten
Versammlung die Vorstandsverglitungen - und
nicht nur die Grundsatze der Vorstandsvergitung -
festlegen.

Ich bin auch durchaus bei Herrn Heymann, der
gesagt hat, dass man dartiber nachdenken kdnnte,
die Haftungsregeln auszuweiten. Denn natirlich
gehort zur Verantwortung auch, dass man fir et-
was haftet, wenn es schiefgegangen ist.

Die Hauptversammlung ist auch der richtige Ort,
um Boni zu deckeln, um langfristige Entwicklungen
als Berechnungsgrundlage festzulegen etc.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! SPD und
Griine haben aber etwas anderes gewollt und mit
einem Anderungsvorschlag den Antrag der CDU,
der fUr uns zustimmungsfahig gewesen ware, in
sein komplettes Gegenteil verkehrt. Deshalb kén-
nen wir dem Ganzen heute nicht zustimmen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Das, meine sehr geehrten Damen und Herren,
gehort auch zur Demokratie. Sie haben eine Ein-
Stimmen-Mehrheit, und deshalb kénnen Sie diese
politische Grundrichtung hier im Landtag auch
beschlieBen. Aber Sie miussen bedenken, dass Sie
jetzt nicht mehr Opposition sind, sondern in der
Regierungsverantwortung stehen.

Und das heiRt: Das Motto ,Wasch mir den Pelz,
aber mach mich nicht nass” gilt fir Sie nicht mehr.
Wenn Sie das heute beschlieBen - der Beschluss
des Landtages steht-, dann liegt darin auch die
Selbstverpflichtung, dass alle Vertreter des Lan-

des, insbesondere der Landesregierung, und alle
anderen vom Land Entsandten diese Grundsatze
umsetzen oder zumindest die Initiative fir die Um-
setzung ergreifen. Darauf werden wir Sie auch
festnageln.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Um es einmal ganz deutlich zu machen: Sie sa-
gen, eine Vergutung in Hohe eines solchen Vielfa-
chen einer Facharbeiterverglitung ist ungerecht.
Aber was war denn eine der ersten Amtshandlun-
gen sowohl von Wirtschaftsminister Lies als auch
von Ministerprasident Weil? - Als es um die Vergu-
tung des VW-Vorstandes ging, hat man bei einem
einfachen Vorstandsmitglied wie beispielsweise
Herrn Klingler das 84-Fache der Facharbeiterver-
gutung festgesetzt und bei Herrn Winterkorn das
213-Fache. Das ist ja ein schones Stuck! - Und
was war das Nachste, was die Landesregierung
gemacht hat? - Sie hat weiter gegen ihre Grund-
satze verstoRen. Sie sagen zwar, alles soll lang-
fristig betrachtet werden, aber tatsachlich beziehen
sich die festgesetzten Boni nur auf zwei Jahre. Von
wegen langfristig! Nur der kleinste Teil der Boni-
vergutung ist an den langfristigen Unternehmens-
erfolg gekoppelt.

Und was haben Sie weiterhin gemacht? - Sie be-
schlief3en hier heute, maximal 25 % der Vergutung
darf variabel sein. - Ich darf lhnen das einmal vor-
rechnen: Nach Ihren Vorstellungen hatten Sie
Herrn Klingler statt 5,76 Millionen Euro lediglich
1,3 Millionen Euro Jahresverglitung gewahren
dirfen

(Dirk Toepffer [CDU]: Unglaublich!)

und Herrn Winterkorn statt 14,5 Millionen Euro
lediglich 2,5 Millionen Euro.

(Dirk Toepffer [CDU]: Hort, hort!)

Wenn Sie das heute beschlieen, erwarte ich,
dass Sie, Herr Weil, Herr Lies, die Initiative ergrei-
fen und sich im nachsten Jahr genau an diese
Grundsatze - die ich personlich fiir falsch halte -
halten: maximal ein Viertel der Jahresvergltung
variabel!

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Ich erwarte das Ubrigens nicht nur bei Volkswagen.
Ich erwarte das genauso bei der Salzgitter AG, wo
der Vorstandsvorsitzende im Jahr 2011 - die letzte
verodffentlichte Zahl - 700 000 Euro Fixgehalt und
900 000 Euro Boni hatte. Nach den Grundsatzen,
die Sie hier festlegen, hatten das héchstens insge-
samt 900 000 Euro sein dirfen.

931



Niedersdchsischer Landtag - 17. Wahlperiode - 11. Plenarsitzung am 20. Juni 2013

Ich erwarte das auch bei den Gesellschaften, bei
denen Sie es sofort umsetzen kdnnten, beispiels-
weise bei der NORD/LB, von der uns die Zahlen
nicht bekannt sind, beispielsweise bei der Messe
AG, beispielsweise beim Flughafen Hannover.
Genau das, was Sie hier beschlielen, missen Sie
dort umsetzen. Und jetzt sagen Sie mir bitte: Wann
werden Sie das tun, und wie werden Sie da aktiv?

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank. - Fir die Landesregierung hat nun
die Justizministerin Frau Niewisch-Lennartz das
Wort. Bitte schon!

Antje Niewisch-Lennartz, Justizministerin:

Frau Prasidentinl Meine Damen und Herren! Ich
freue mich, dass Uber das grundsatzliche Ziel,
ausufernde Managergehélter in Zukunft zu verhin-
dern, in diesem Hohen Hause offenbar Einigkeit
besteht. Das ist doch schon einmal ein sehr positi-
ver Ansatz. Wir leben in Zeiten, in denen immer
mehr Menschen trotz voller Erwerbstatigkeit von
ihren Arbeitseinkommen kaum existieren kénnen
und erganzende Hilfeleistungen in Anspruch neh-
men missen. Da trifft es natirlich auf Unverstand-
nis, wenn Spitzenmanager Jahresgehalter in bis zu
zweistelliger Millionenhohe beziehen, wie Sie, Herr
Bode, eben selbst zitiert haben.

Derartige Gehaltsvorstellungen stehen, wie ich
finde, weder mit einer gerechten Einkommensver-
teilung noch mit dem Gedanken der sozialen
Marktwirtschaft im Einklang. Ich glaube sogar,
dass es die Akzeptanz der sozialen Marktwirtschaft
insgesamt gefahrdet, wenn sich die Einkommen
von unter 8,50 Euro pro Stunde bis in solche Ho6-
hen aufspreizen.

Die Vorstellungen, wie dieses Ziel zu erreichen ist,
gehen dann allerdings doch weit auseinander. Die
Bundesregierung, deren Bestrebungen die Lan-
desregierung im Bundesrat unterstiitzen soll - das
ist der Ansatz des urspriinglichen EntschlieBungs-
antrags -, setzt auf die Starkung der Aktionarsrech-
te. Einer Pressemitteilung des Bundesjustizminis-
teriums vom 8. Mai zufolge soll das Votum der
Aktiondre in der Hauptversammlung hinsichtlich
des Vergutungssystems verbindlich sein. Wie der
Pressemitteilung weiter zu entnehmen ist, soll das
noch innerhalb dieser Legislaturperiode Gesetz
werden.

Der Rechtsausschuss hat sich damit allerdings
noch nicht abschlieRend befasst, sodass ich grofie
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Zweifel habe, ob das innerhalb dieser Legislatur
tatsachlich noch eine Initiative im Bundesrat wird,
die die Landesregierung Uberhaupt unterstiitzen
kénnte.

Ich habe aber auch Zweifel, ob allein durch die
Starkung von Aktionarsrechten ausufernde Mana-
gergehalter nachhaltig eingeddammt werden kénn-
ten. Das klingt sehr verlockend. Man schlief3t dar-
aus naturlich automatisch, dass die Anteilseigen-
timer auch das entsprechende Interesse daran
haben, eine solche Begrenzung durchzusetzen.
Aber die Realitat sieht anders aus. Solche Haupt-
versammlungen bringen nicht unbedingt die Ent-
scheidungen hervor, die aus gesamtgesellschaftli-
cher Sicht zu erstreben sind. Das kénnte man viel-
leicht von Kleinanlegern erwarten, die eine solche
Entwicklung im Blick haben wiirden. Aber nicht die
sind mafgeblich bei den Mehrheiten, sondern
GrolRanleger und Banken, die selbst entsprechen-
de Gehaltsstrukturen haben und deswegen, auf-
grund ihrer eigenen Kultur, kein Interesse daran
haben, in einer solchen Hauptversammlung zu
einer Anderung beizutragen.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Ich meine daher, dass die von der Bundesregie-
rung beabsichtigte Anderung des Aktiengesetzes
zu kurz greift. Wer die Managergehalter begrenzen
will, und zwar wirksam, der kommt um die Steue-
rung der VergUtungssysteme nicht herum.

(Glocke der Prasidentin)

Vor diesem Hintergrund ist die Beschlussempfeh-
lung des Ausschusses fir Wirtschaft, Arbeit und
Verkehr zu begriRen. Ich méchte nur einen der
dort genannten Punkte herausgreifen, und zwar
die Einschrankung der steuerlichen Absetzbarkeit
von Vergutungen, Boni und Abfindungen. Zur Be-
antwortung der Frage, ab welcher Héhe Manager-
vergltungen als unangemessen hoch anzusehen
sind, gibt es verschiedene Ansatze.

(Glocke der Prasidentin)

Die Bundesregierung hat in der Verordnung zur
Durchfihrung des  Finanzmarktstabilisierungs-
fondsgesetzes - die deutsche Sprache ermdglicht
wunderbare Gesetzesuberschriften - einen Mal3-
stab geliefert. Danach gilt die monetare Vergutung
von Organmitgliedern und Geschéftsleitern, die
500 000 Euro pro Jahr Ubersteigt, als grundsatzlich
unangemessen. Damit hat die Bundesregierung ja
schon einmal einen Betrag in Vorlage gebracht, an
dem man die Boni usw. messen kann.
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Ich meine, wir sollten den Weg gehen, der meines
Erachtens verfassungskonform ist, die steuerliche
Absetzbarkeit auf ein solches angemessenes Mal}
zu begrenzen. Das wirde die Gewahr daflr bieten,
dass inakzeptabel hohe Managergehalter kiinftig
nicht mehr in voller Hohe die Steuerlast der Unter-
nehmen senken.

Vielen Dank fur die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Frau Ministerin hat die Redezeit leicht Gberzogen. -
Um zusatzliche Redezeit hat Herr Bode gebeten.
Ich gewadhre ihm eine Minute. Bitte schon, Herr
Bode!

Jorg Bode (FDP):

Frau Prasidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich hatte jetzt ein bisschen mehr Unruhe
bei Rot-Grun erwartet. Die Landesregierung hat
gerade erklart, dass sie das, was Sie hier be-
schlie®en wollen, gar nicht umsetzen wird, sondern
auf den Bund wartet. Was ist das denn hier fir ein
Verstandnis von Politik, meine sehr gehrten Da-
men und Herren?

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Bei der Messe, bei Volkswagen, bei Salzgitter, bei
der NORDI/LB, bei allen anderen Landesgesell-
schaften konnten Sie sofort handeln. Aber kein
Wort davon, dass Sie das, was Sie hier beschlie-
Ben, auch umsetzen wollen. Das ist: ,Wasch mir
den Pelz, aber mach mich nicht nass!“ - Das ent-
spricht nicht meinem Demokratieverstandnis, wenn
der Landtag heute gegen meinen Willen diesen
Antrag beschliel3t, meine sehr geehrten Damen
und Herren.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Stellen Sie sich doch einmal der Diskussion mit
Herrn Winterkorn, dass Sie sein Gehalt um 80 %
reduzieren wollen. Stellen Sie sich doch einmal der
Diskussion bei der NORD/LB und bei anderen.
Aber machen Sie hier nicht solche Showantrage.

Und dann ignorieren Sie bei der Salzgitter AG
auch noch den Corporate Governance Kodex, blof3
weil Sie Herrn Schneider einen Gefallen tun und
ihn in den Aufsichtsrat bringen wollen. - Ehrliche,
vernunftige, ethisch-moralische Politik sieht anders
aus!

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Meine Damen und Herren, die Beratung ist abge-
schlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses
zustimmen und damit den Antrag der Fraktion der
CDU in der sich aus der Beschlussempfehlung
ergebenden gednderten Fassung annehmen will,
den bitte ich um ein Handzeichen. - Gegenprobe! -
Enthaltungen? - Der Beschlussempfehlung ist mit
Mehrheit gefolgt worden.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Ich darf Sie noch einmal daran erinnern, dass Ta-
gesordnungspunkt 36 morgen beraten wird. Mithin
rufe ich jetzt die Tagesordnungspunkte 37 und 38
auf, die vereinbarungsgemal zusammen beraten
werden:

Tagesordnungspunkt 37:

Abschlieffende Beratung:

Schulgeldfreiheit in der Altenpflege gesetzlich
absichern - Antrag der Fraktion der SPD und der
Fraktion Bindnis 90/Die Griinen - Drs. 17/167 -
Beschlussempfehlung des Ausschusses flr Sozia-
les, Frauen, Familie, Gesundheit und Migration -
Drs. 17/289

Tagesordnungspunkt 38:

Erste Beratung:

Wiedereinfuhrung einer solidarischen Umlage-
finanzierung in der Altenpflegeausbildung -
Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion
Bindnis 90/Die Grlnen - Drs. 17/261

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag in der
Drucksache 17/167, Tagesordnungspunkt 37, un-
verandert anzunehmen.

Eine Berichterstattung zu Tagesordnungspunkt 37
ist nicht vorgesehen.

Zur Einbringung des Antrags unter Tagesord-
nungspunkt 38 erteile ich Herrn Kollegen Uwe
Schwarz von der SPD-Fraktion das Wort. Bitte
schon!

Uwe Schwarz (SPD):

Frau Prasidentin! Meine Damen und Herren! Kein
sozialpolitisches Thema hat das Parlament seit
2003 haufiger beschéaftigt als die Situation in der
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Pflege, vor allem in der Altenpflege - in der Regel
Ubrigens aufgrund von parlamentarischen |Initiati-
ven aus der Opposition heraus, namlich von SPD
und Grlnen.

Die Erblasten, die CDU und FDP der neuen Regie-
rung auch in der Sozialpolitik hinterlassen haben,
sind gewaltig. Ich nenne nur die Themen Behinder-
tenhilfe und Inklusion - hier: Vorarbeit faktisch
null -, die fehlende Krankenhausplanung - hier: ich
verweise auf den Landesrechnungshof -, die arztli-
che Versorgung im landlichen Raum und die Fol-
gen der ausschliellich ideologisch gepragten Pri-
vatisierung der Landeskrankenhduser - ohne jede
Psychiatrieplanung.

Am dramatischsten allerdings ist die Situation in
der Pflege, insbesondere in der Altenpflege. Hier
tickt die sozial- und gesellschaftspolitische Zeit-
bombe immer schneller. Gerade der Pflegebereich
war fur die CDU/FDP-Regierung zehn Jahre lang
der Steinbruch fur Haushaltskiirzungen und Haus-
haltssanierungen.

(Zuruf von der CDU: Oh, oh!)

- Ich habe lhren Widerspruch ja geahnt, und ich
nehme ja schon die ganzen Tage wahr, dass bei
Ihnen, seitdem Sie die Rolle der Opposition Gber-
nommen haben, das Erinnerungsvermdégen offen-
sichtlich stark sinkt.

(Zustimmung bei der SPD und von Fi-
liz Polat [GRUNE])

Deshalb will ich Sie doch noch einmal erinnern:
2004 hat Frau Sozialministerin von der Leyen die
Landesmittel im stationaren Bereich vollstandig
gestrichen; 2009 hat Frau Ministerin Ross-Lutt-
mann 20 % der Mittel in der ambulanten Pflege
gestrichen, um es hinterher, 24 Monate spéter,
génnerhaft als ,Pflegepaket* zu verkaufen; 2011
hat Frau Ministerin Ozkan die Kurzzeitpflege um
6 Millionen Euro gekurzt. Damit stellte sie Gbrigens
den Grundsatz ,ambulant vor stationar® auf den
Kopf und bestrafte obendrein die grofite Gruppe
der Pflegekrafte in unserem Land, namlich die
Gruppe der pflegenden Angehdrigen, die ehren-
amtlich haufig bis zum eigenen korperlichen Zu-
sammenbruch zu Hause pflegen. Das sind
100 000 Betroffene in unserem Land. Zwei Drittel
aller Pflegebediirftigen werden zu Hause gepflegt.

Sie muissen seit dieser Kirzung fir eine vierwdchi-
ge Erholungsphase 450 Euro mehr bezahlen. Da-
mit erhdht sich der Eigenanteil von ca. 800 Euro
auf ca. 1 250 Euro allein in der Pflegestufe I. Uber
die Steigerungsraten flir die Betroffenen in den
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Pflegestufen Il und Il will ich hier gar nicht reden.
Viele von ihnen kdnnen das finanziell nicht, und sie
kénnen damit Verhinderungspflege und Kurzzeit-
pflege nicht mehr in Anspruch nehmen.

Ich sage Ihnen: Dies ist fur mich ein wirklich immer
noch ungeheurer Vorgang, was gerade von einer
Partei beschlossen wurde, die den christlichen
Bereich in ihrem Namen vertritt.

(Beifall bei der SPD und Zustimmung
bei den GRUNEN)

Die bei Regierungsubernahme vorgefundene Aus-
gangslage in der Pflege ist jedenfalls besorgniser-
regend, man kénnte auch sagen: sie ist bisweilen
katastrophal. Niedersachsen ist Schlusslicht bei
den Pflegesatzen in der Altenpflege.

(Norbert Bohlke [CDU]: Wer hat das
zu verantworten, Herr Kollege?)

- Das kann ich lhnen genau sagen. Ich habe Ihnen
ja gerade die Reihenfolge der drei Sozialministe-
rinnen aufgelistet, die in den Jahren in der Verant-
wortung waren.

(Norbert Bohlke [CDU]: Wer verhan-
delt die Satze?)

- Das war alles lhre Landesregierung. Sie haben
uns hier richtig ins Gras gebracht, meine Damen
und Herren.

(Beifall bei der SPD und Zustimmung
bei den GRUNEN - Zuruf von Norbert
Bohlke [CDU])

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Moment, Herr Kollege! - Kollege Bohlke, dies ist
keine Fragestunde. - Herr Schwarz hat wieder das
Wort.

Uwe Schwarz (SPD):

Ich wiederhole das: Niedersachsen ist Schlusslicht
bei den Pflegeséatzen in der Altenpflege.

(Jorg Hillmer [CDU]: Wie schnell ho-
len Sie jetzt auf?)

Diejenigen, die ausbilden und Tarifldhne zahlen,
haben erhebliche Wettbewerbsnachteile. Lange
Zeit wurde tarifliche Bezahlung in Niedersachsen
bei den Pflegesatzen noch nicht einmal anerkannt.
Die Einfuhrung von Mindestlohnen in der Pflege
haben CDU und FDP konsequent bei jedem Be-
schluss in diesem Haus, im Bundesrat und im
Bundestag verhindert.
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Diejenigen, die Dumpingléhne zahlen und sich der
Nachwuchsférderung entziehen, werden hingegen
mit Gewinnmaximierung belohnt. Meine Damen
und Herren, das zusammen ist ein unverantwortli-
cher gesellschaftlicher Skandal, und daran haben
Sie erheblich mitgewirkt, Herr Bohlke.

(Beifall bei der SPD und Zustimmung
bei den GRUNEN)

Gleichzeitig sank Ubrigens die Wertschatzung fir
Pflegeberufe, wahrend die Zahl der Pflegebedirfti-
gen in Niedersachsen rasant steigt. Laut Landes-
pflegebericht der Landesregierung hatten wir 2003
220 000 Pflegebedirftige, gegenwartig sind es
knapp 280 000. Im Jahr 2020 werden wir die
300 000er Grenze deutlich Uberschritten haben.
Die Prognosen fur 2030 schwanken zwischen
350 000 und 400 000 Pflegebedirftigen. Die Zahl
der Fachkrafte halt mit dieser Entwicklung nicht
annahernd Schritt.

Wir werden gleich wieder die Erklarung der Oppo-
sitionsfraktionen héren, wie hoch die Zahl der Aus-
zubildenden in den vergangenen Jahren gestiegen
sei. Das bestreiten wir nicht. Das ist gut. Aber es
reicht hinten und vorne nicht. Auch das ist seit
Jahren bekannt, meine Damen und Herren.

Schon heute fehlen in Niedersachsen laut mehre-
rer wissenschaftlicher Ausarbeitungen mehr als
3 000 Pflegekrafte. 2020 - also in sieben Jahren -
wird sich diese Zahl auf Gber 30 000 erhéht haben.

Die sogenannte Engpassanalyse 2013 des Insti-
tuts der deutschen Wirtschaft hat gerade am
5. Juni 2013 festgestellt, dass der Altenpflegeberuf
die zehn Berufe mit dem hdéchsten Fachkrafteman-
gel anflhrt.

Meine Damen und Herren, wir sind also mittendrin
im Pflegenotstand. CDU und FDP haben das finf
Jahre lang wider besseres Wissen bestritten. Nun
haben wir das Dilemma.

Das Ausmald des Problems wird meist erst dann
sichtbar, wenn Betroffenheit im eigenen Familien-
und Bekanntenkreis eintritt. Das ist zwischenzeit-
lich bei fast jeder Familie der Fall.

Ich finde es Ubrigens toll, wie wichtig dieses The-
ma fir groRe Teile der CDU ist, wenn man hier die
Gerauschkulisse am rechten Fligel wahrnimmt.

(Norbert Béhlke [CDU]: Wir werden dir
ja noch widersprechen!)

- Was sagst du?

(Norbert Bohlke [CDU]: Wir werden dir
noch widersprechen! Man muss
schon bei der Wahrheit bleiben!)

- Das koénnt ihr doch dann vom Rednerpult aus tun
und nicht aus dem Saal heraus!

(Norbert Bohlke [CDU]: Das machen
wir auch!)

- Das finde ich auch besser. Dann kdnnen wir uns
austauschen.

Unsere Generation allerdings wird es personlich
sehr massiv erfahren, wenn jetzt nicht entschieden
gegengesteuert wird. Es ist gut, meine Damen und
Herren, dass Frau Ministerin Rundt den Landes-
pflegeausschuss sofort gebeten hat, sich mit den
Vorgaben der Koalitionsvereinbarung zu befassen
und Lésungsvorschldge zu erarbeiten. Es ist gut,
dass zusatzlich eine Fachkommission ,Pflege” ein-
berufen wurde, um vor allem die ungeléste Schnitt-
stellenproblematik zwischen der Kranken- und der
Pflegeversicherung zu minimieren. Das geht sonst
in der Regel immer zulasten der Pflegebedirftigen.

Es ist gut und wichtig, dass der fir die ambulanten
Pflegedienste ruindse Konflikt zwischen Leis-
tungserbringern und Kostentragern durch die Mi-
nisterin und durch den Staatssekretar auf einen
guten Lésungsweg gebracht werden konnte. Und
es ist wichtig, dass die Fach- und Rechtsaufsicht in
diesem Land endlich ernst genommen wird. - Alles
das uberfallige Schritte, die Sie schon zehn Jahre
lang hatten auf den Weg bringen kénnen. Wir ma-
chen das, meine Damen und Herren!

(Beifall bei der SPD und Zustimmung
bei den GRUNEN)

Daruber hinaus bringen wir heute wichtige Inhalte
zu diesem Themenkomplex in den Landtag ein
bzw. werden sie beschlieen.

Erstens: gesetzliche Absicherung der Schulgeld-
freiheit.

In Niedersachsen gibt es, historisch gewachsen,
offentliche und private Altenpflegeschulen. Letzte-
re besuchen ca. zwei Drittel aller Schilerinnen und
Schiler, die auch noch bis zu 250 Euro Schulgeld
im Monat dafir bezahlen muissen. Seit Jahren ist
das eines der groRten Hemmnisse bei der Gewin-
nung von jungen Leuten.

Alle Antrage der damaligen Opposition zur gesetz-
lichen Absicherung der Schulgeldfreiheit sind in
der Vergangenheit in Niedersachsen von CDU und
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FDP abgelehnt worden. Ja, sogar die Notwendig-
keit dazu ist bestritten worden.

Dann allerdings wurde ein Zuschuss von 50 Euro
eingefthrt, und je naher der Landtagswahltermin
ruckte, desto schneller wurde der Zuschuss erhéht
- zuletzt auf 200 Euro. Das haben wir ausdriicklich
begrufdt. Allerdings wurde der Sinneswandel von
CDU und FDP auch schnell durchschaubar, als
noch im November des vergangenen Jahres eine
gesetzliche Regelung, die wir vorgeschlagen hat-
ten, von lhnen abgelehnt wurde. Der Grund wurde
schnell klar. Sie wollten auch mit diesem Thema
Uber die Landtagswahl kommen, weil Sie |hre drei
kurzfristig eingefiihrten Wohltaten - Schulgeldfrei-
heit, Férderung von Ausbildungsplatzen und Fi-
nanzierung des dritten Umschulungsjahres - nicht
ausfinanziert hatten.

(Zuruf: Hort, hort!)

Schon im Marz dieses Jahres fehlten in diesem
Topf Uber 2,3 Millionen Euro.

(Zuruf; Hort, hort!)

Meine Damen und Herren, ich halte das fir einen
unverantwortlichen Umgang, Ubrigens nicht nur in
finanzieller Hinsicht, sondern vor allen Dingen im
Hinblick auf die Wertschatzung gegenuber dem
Altenpflegeberuf. Ihn haben Sie erneut mit Filzen
getreten.

(Beifall bei der SPD)

Wer den Altenpflegeberuf in diesem Land wirklich
starken will, darf das nicht nach Gutsherrenart tun,
sondern muss den Schulen, aber vor allem den
Schilerinnen und Schiilern Planungssicherheit ge-
ben. Genau dieses Uberfallige Signal bringen wir
heute mit unserem Beschluss auf den Weg.

Zweitens: Wiedereinfihrung der Umlagefinanzie-
rung.

Die Koalitionsfraktionen haben ebenfalls einen
Antrag vorgelegt, die Altenpflegeausbildung Uber
eine Umlage zu finanzieren. Es kommt nicht von
ungefahr, dass Lander wie Baden-Wirttemberg,
Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und das
Saarland die Umlage bereits lange eingefiihrt ha-
ben. Sie ist ein entscheidendes Instrument fir eine
faire Lastenverteilung aller Pflegeeinrichtungen.

Es kann nicht sein, dass die einen fiir den Berufs-
nachwuchs sorgen und dabei Pleite gehen und die
anderen sich einen schlanken Ful3 machen und
dadurch den Profit erhdhen. So werden wir erstens
dem Problem nicht gerecht und beschleunigen
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zweitens die Flucht aus Tarifvertragen. Beides
wollen die Koalitionsfraktionen schnellstens been-
den.

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Einen Moment, bitte! Herr Schwarz, lassen Sie
eine Zwischenfrage von Herrn Kollegen Hilbers
zu?

Uwe Schwarz (SPD):
Ja, gerne.

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:
Bitte, Herr Hilbers!

Reinhold Hilbers (CDU):

Herr Kollege, wie wollen Sie eigentlich im Zusam-
menhang mit der Umlage die Unterdeckung vor
dem Hintergrund begriinden, dass die Pflegeaus-
bildungszahlen in den letzten Jahren um Uber
40 % gestiegen sind?

Uwe Schwarz (SPD):

Das ist eine Auseinandersetzung, die wir hier
schon ganz lange fiihren. Wenn Sie gerade zuge-
hoért haben, wie hoch der Fachkraftemangel in
Niedersachsen bereits ist, dann wissen Sie genau,
dass wir in Niedersachsen nicht gentugend Ausbil-
dungskrafte haben, um diesen Fachkraftemangel
abzudecken. Damit greift an dieser Stelle das Ge-
setz, ebenso wie in den von mir eben zitierten
Bundeslandern. Man muss es nur einmal aufneh-
men und verarbeiten, Herr Hilbers.

(Beifall bei der SPD)

Als Finanzgrundlage wollen wir die Anfinanzierung
aus dem Stiftungskapital in Héhe von immerhin
10 Millionen Euro der von lhnen eingerichteten
Altenpflegestiftung nehmen. Schon bei der Geset-
zesverabschiedung war Klar:

Erstens. Angesichts der Zinsertragslage wird die
Stiftung gar keine Ausschuttung vornehmen koén-
nen.

Zweitens. Das Geld wurde von Pflegebedurftigen
zur Finanzierung der Ausbildung eingezahlt, und
zwar nur dafir und fir nichts anderes.

Die von der alten Landesregierung vorgesehene
Verwendung war nur deshalb so gerauschlos ge-
gen die Stimmen von SPD und Griinen moglich,
weil die damaligen Einzahler heute vermutlich alle
nicht mehr leben. Wir wollen, dass das Geld nun
wieder seinem urspringlichen Zweck zugefuhrt
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wird, namlich der Finanzierung der Altenpflege-
ausbildung.

Meine Damen und Herren, es liegt an CDU und
FDP, uns bei der Verbesserung der Pflege in Nie-
dersachsen positiv zu begleiten. SPD und Griine
machen deutlich, dass wir das Thema zligig anpa-
cken. Wir werden es auch ziigig umsetzen. Zeit
genug haben wir in den vergangenen zehn Jahren
ohnehin schon verloren.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Herr Kollege Schwarz. - Fir die CDU-
Fraktion hat sich zu Tagesordnungspunkt 37 Frau
Kollegin Joumaah zu Wort gemeldet. Bitte schon,
Sie haben das Wort.

Petra Joumaah (CDU):

Vielen Dank. - Frau Prasidentin! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Ich méchte fur die CDU-
Fraktion Stellung nehmen zum Antrag ,Schuldgeld-
freiheit in der Altenpflege gesetzlich absichern®.

Nach den Ausfiihrungen von Herrn Schwarz uber-
rascht es mich, dass ich trotz der Angriffe, die Sie
eben auf uns losgelassen haben, in einigen Punk-
ten zwischen der CDU-Fraktion und den Fraktio-
nen von SPD und Biindnis 90/Die Griinen ein we-
nig Konsens finde. Diesen Konsens mochte ich
zuerst vortragen.

Wir sind uns durchaus einig, dass es schon heute
Engpésse bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern in der Altenpflege gibt und der Bedarf an qua-
lifizierten Pflegekraften zukinftig stark ansteigen
wird. Auch dartber herrscht Einigkeit. Es muss
also unser allererstes Ziel sein, die Attraktivitat der
Pflegeausbildung zu steigern.

(Unruhe - Glocke der Prasidentin)

Es ist auRerordentlich wichtig, dass die Wertschat-
zung dieses sowohl im sozialen als auch im medi-
zinisch-pflegerischen Bereich so anspruchsvollen
Berufsfeldes in unserer Gesellschaft viel, viel ho-
her als bisher angesiedelt wird.

(Beifall bei der CDU)

Es ist nicht hinnehmbar, dass dem Beruf der Al-
tenpflegerin oder des Altenpflegers weniger Aner-
kennung und Wertschatzung zukommt als z. B.

dem Beruf der Krankenschwester oder des Kran-
kenpflegers.

(Zustimmung bei der CDU)

Daher missen gerade wir politisch Verantwortli-
chen parteitibergreifend und ohne unndtige Be-
schimpfungen

(Zustimmung bei der CDU)

darauf hinwirken, diese gesellschaftliche Anerken-
nung zu erzielen. Einigkeit besteht eigentlich auch
bei der Beurteilung der Schulgeldfrage. Junge
Menschen, die sich eventuell fur eine Ausbildung
in der Altenpflege entscheiden wollen, diirfen nicht
durch Schulgeldzahlungen abgeschreckt werden.

(Beifall bei der CDU)

Genau aus diesem Grunde hat die vorherige Lan-
desregierung durch verschiedene Malnahmen
faktisch die Schulgeldbefreiung fur Schilerinnen
und Schiler in den Altenpflegeschulen eingefihrt,
woraufhin die Anzahl von Auszubildenden erfreuli-
cherweise sprunghaft angestiegen ist.

(Zuruf von der CDU: So ist es!)

Hierzu nur zwei Zahlen: Die Ausbildungszahlen
haben sich von 4 600 in 2008 auf mehr als 6 500
in 2012 erhoht.

(Unruhe)

Fur 2013 wird erneut ein deutlicher Anstieg erwar-
tet.

(Beifall bei der CDU - Anhaltende Un-
ruhe)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Einen Moment, bitte, Frau Kollegin Joumaah! -
Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist wirklich ein
sehr lautes Gemurmel zu héren. Wenn wir noch
etwas Ruhe aufbringen kénnten, ware das wun-
derbar. - Vielen Dank.

Petra Joumaah (CDU):

Meine Damen und Herren, wir sprechen also von
einem Erfolgsmodell auf der Basis von freiwilligen
Forderrichtlinien, Forderrichtlinien, die haushalts-
rechtlich abgesichert waren und auch abzusichern
sind und damit Planungssicherheit - wie von Ihnen
gefordert - und Verlasslichkeit fir alle Beteiligten
bedeuten.

Die CDU-Fraktion ist ganz eindeutig der Auffas-
sung, dass es einer gesetzlichen Regelung nicht
bedarf. Wir kdnnen feststellen, dass bei der bisher
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praktizierten freiwilligen Férderung durch die vor-
herige Landesregierung alle Schulverhaltnisse
freigestellt sind.

(Zustimmung bei der CDU)

Deshalb lautet unsere Forderung an die neue Lan-
desregierung, auch weiterhin freiwillige Fordermit-
tel vorzuhalten. Dem Antrag ,Schulgeldfreiheit in
der Altenpflege gesetzlich absichern® stimmt die
CDU-Fraktion nicht zu.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank. - Zu einer Kurzintervention hat sich
Herr Schwarz gemeldet. Bitte schon!

Uwe Schwarz (SPD):

Frau Prasidentin! Meine Damen und Herren! Frau
Kollegin Joumaah, Sie haben erneut begrindet,
warum Sie nicht gesetzlich absichern wollen. Sie
haben uns wahrend lhrer Regierungszeit vorge-
macht, was passiert, wenn das nicht gemacht wird.
Wir haben doch die Lasten zu tragen, weil die von
Ihnen auf den Weg gebrachten MaRnahmen nicht
abgedeckt und finanziert sind. Ich habe das eben
gesagt. Da fehlen schon heute 2,5 Millionen Euro.
Wir haben jetzt die Bescheide vorliegen, weil bei-
spielsweise die Subventionierung von Ausbil-
dungsplatzen nicht mehr finanziert werden kann.

Schon zu lhrer Regierungszeit, im November ver-
gangenen Jahres, hat der Landespflegeausschuss
festgestellt, dass das Geld nicht reicht. Er hat es
dem Sozialministerium signalisiert, hat dann ein
Ranking beschlossen und gesagt: Wenn es da
schon nicht reicht, dann versucht wenigstens, die
Schulgeldfreiheit zu gewahrleisten!

Sie haben doch vorgemacht, was passiert, wenn
es nicht gesetzlich geregelt wird. Es muss also
geregelt werden, damit die Schulen und vor allem
die Schilerinnen und Schiler Rechtssicherheit
haben und nicht jedes Jahr vom guten Willen der
Parlamentsmehrheit abhangig sind. Das kann man
fir eine gewisse Zeit machen; aber gerade Sie
haben uns im Pflegeberreich vorgemacht, wie
freiwillige Leistungen geklrzt worden sind. Des-
halb bleibe ich dabei: So kann man mit diesem
Beruf, wenn man es ernst meint, nicht umgehen.
Sie haben sich selber eines Besseren belehrt.

(Beifall bei der SPD und Zustimmung
bei den GRUNEN)
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Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:
Frau Joumaah mochte antworten. Bitte schon!

Petra Joumaah (CDU):

Meine Damen und Herren! Sie wissen: Ich bin
neue Abgeordnete. Dies war meine zweite Rede.
Es mag sein, dass ich mit den Regularien dieses
Hohen Hauses noch nicht vertraut bin. Deshalb
meine Frage an die Prasidentin: Darf ich eine Er-
klarung zu meinem Namen abgeben?

Gerade Sie, meine Damen und Herren von SPD
und Biindnis 90/Die Griinen, gehen doch mit au-
Rerordentlich viel Verstandnis auf die Mitblrger
und Mitblrgerinnen in diesem Land ein, die einen
auslandischen Namen haben. Niemand von lhnen
scheint aber in der Lage zu sein, meinen Namen
korrekt auszusprechen. Ich gebe es also vor: Mein
Name ist Petra Joumaah; es ist ganz einfach. Man
spricht es wie im Wort ,heute-journal® aus, nicht
wie ,Jauma“ oder so ahnlich. Es ware sehr schon,
wenn ich zukinftig korrekt angesprochen wurde. -
Danke, Frau Prasidentin.

Das war natirlich nicht meine Antwort. Ich habe es
eben betont: Ich bin neue Abgeordnete und war
bei den Beratungen in der letzten Legislaturperio-
de naturlich nicht dabei. Ich bin sicherlich nicht
Uber alle Einzelheiten informiert. Gestatten Sie mir
deshalb eine Aussage, fur die ich nicht dabei ge-
wesen sein muss. Ich denke, eines ist ganz klar:
Wenn Erfolg eine Sache teuer macht- und hier
macht, wie die eben von lhnen genannten Zahlen
zeigen, der Erfolg die Sache teuer -, dann muss
einfach nachgeliefert werden. Sie miissen nachlie-
fern. - Das ist meine Antwort.

Danke schon.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Frau Kollegin. - Fur die FDP-Fraktion
hat nun Frau Bruns das Wort. Bitte schon!

Sylvia Bruns (FDP):

Sehr geehrte Frau Préasidentin! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Gegenwartig sind in Deutschland
etwa 2,42 Millionen Menschen pflegebedurftig.
Mehr als zwei Drittel davon werden zu Hause ver-
sorgt. Die Zahl der Menschen, die 60 und alter
sind, wird in Deutschland bis 2030 von 21,0 auf
28,6 Millionen Menschen steigen, die Zahl der
Uber 80-Jahrigen vermutlich von 4,1 auf 6,4 Millio-
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nen. Schatzungen zufolge werden dann 3,5 Millio-
nen Menschen auf Pflege angewiesen sein. Wir
waren uns vorhin schon einig: Es gibt etwas zu
tun. Wir missen uns jetzt nur gemeinsam Uberle-
gen, was wir zu tun haben.

Betrachten wir nun ein paar Rahmendaten. In Nie-
dersachsen sind aktuell so viele Menschen in der
Pflegeausbildung wie nie zuvor; ich sage genau
das, was Sie erwarten. Im Jahr 2003 hat das Land
dafir 123 Millionen Euro ausgegeben, 2012 waren
es 157 Millionen Euro. Wir haben mit der Zahl der
Ausbildungsplatze in Niedersachsen kein Problem.
Seit 2008 ist die Zahl der Ausbildungsplatze um
35 % gestiegen. Im Prinzip zeigt es, was Frau
Joumaah gesagt hat: Es ist ein Erfolgsmodell.

(Beifall bei der FDP und Zustimmung
bei der CDU)

Wir haben u. a. ein Problem, die Menschen im
Altenpflegeberuf zu halten. Die Vereinbarkeit von
Familie und Beruf ist fir Manner und Frauen ein
wichtiges Thema, und sie ist in diesem Berufsfeld
sehr schwer herzustellen. Hier muss etwas fir die
hauptberuflich Pflegenden getan werden. Politik
und Gesellschaft missen bessere Rahmenbedin-
gungen schaffen, um die Betreuung von Kindern
oder pflegebedurftigen Angehorigen zu erleichtern.

(Beifall bei der FDP und Zustimmung
bei der CDU)

Weiterhin sind wir gefordert, das Ansehen des
Berufs in der Offentlichkeit zu verbessern. Ich den-
ke, auch darliber besteht bei uns allen Konsens.

Ich komme nun zur Idee einer solidarischen Umla-
gefinanzierung, die in [hrem Antrag angesprochen
wird. Das Bundesverfassungsgericht hat zwar
festgestellt, dass das entsprechende Gesetz ver-
fassungskonform ist, jedoch nur unter der Bedin-
gung, dass es der Beseitigung eines dauerhaften
Ausbildungsplatzmangels dient. Dieser ist in Nie-
dersachsen nicht vorhanden. Ganz im Gegenteil:
Pro Jahr sind 400 bis 500 Ausbildungsplatze hin-
zugekommen.

Die Probleme der Erhebung einer Ausbildungsum-
lage in der Altenpflege werden auch in Zukunft
schwer zu l6sen sein. Zum Beispiel sind bis zum
Schluss nicht alle Betriebe von der ehemaligen
Umlagestelle, die bei der NORD/LB verortet war,
erfasst worden. Ein weiteres Problem war, dass
die Umlage nur bei denen erhoben worden ist,
die - egal, ob stationar oder ambulant - Zusatzleis-
tungen in Anspruch genommen haben.

Ein praktisches Beispiel dazu: Ich gehe zu meinem
Backer und kaufe zwei Brotchen; das erste kostet
30 Cent, das zweite kostet 20 Cent zusatzlich, um
die Ausbildungsplatze zu finanzieren. Der Backer
fuhrt irgendwann die 20 Cent ab; das ganze Geld
wird eingesammelt und an die Betriebe ausgege-
ben, die ausbilden. Die Umlage ist folglich eine
Ausbildungsplatzsteuer, die der einzelne Pflege-
bedirftige, der die Zusatzleistungen in Anspruch
nimmt, Gber seine Beitrdge erbringen muss.

(Filiz Polat [GRUNE]: Eine Sonderab-
gabe! - Uwe Schwarz [SPD]: Ge-
deckelt!)

- Ich bin noch nicht 20 Jahre hier; ich wiirde gerne
weiterreden.

Nun zurick zu Niedersachsen. Interessant ist
doch, dass nach der Abschaffung der solidari-
schen Umlagefinanzierung mehr Ausbildungsplat-
ze entstanden sind. Auch in anderen Bereichen ist
eine Ausbildungsplatzabgabe wirkungslos geblie-
ben. Ehrlich gesagt, zeigen die Erfahrungen aus
NRW, wo die Umlagefinanzierung eingefuihrt wor-
den ist, welche Probleme auftreten: Klagen ohne
Ende, und bei Einspriichen muss das Land mit der
Umlage in Vorleistung gehen. Es ist ein blrokrati-
sches Monster ohne Nutzen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Was ich jedoch ausdricklich begrifien mdchte, ist
die Idee, dass die Stiftung Zukunft der Altenpfle-
geausbildung das vorhandene Geld daflr nutzen
soll, wofur es die Leute einmal eingezahlt haben. -
Es gibt sicherlich auch andere Wege der Zukunfts-
sicherung als die Umlagefinanzierung.

Ich wirde jetzt gerne auf die gesetzlichen Verord-
nungen zu sprechen kommen. Auch ich kenne die
Vorgange nicht, die Sie vorhin beschrieben haben.
Ich wiirde aber sagen: Das Gesetz hatte damals
an den Rahmenbedingungen nichts geandert.
Denn wenn ein Topf leer ist, ist er leer, ob es nun
erfolgreich ist oder nicht.

Wir stimmen der gesetzlichen Verordnung nicht zu;
denn Schwarz-Gelb hatte ein Modell festgeschrie-
ben. Das Modell funktioniert gut. Ich bin mir da mit
Frau Joumaah einig: Wenn es erfolgreich ist, muss
man die Mittel nachliefern. Wir alle wollen das. Ich
denke, da bedarf es keiner gesetzlichen Vorschrift,
die das verordnet; auch Gesetze kann man &an-
dern.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP und bei der CDU)
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Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Frau Kollegin. - Fur die Fraktion
Bindnis 90/Die Grinen hat nun Frau Kollegin Po-
lat das Wort. Bitte schon!

Filiz Polat (GRUNE):

Sehr geehrte Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Gerade beim Thema Pflege wird viel
Betroffenheit gezeigt. Im Wahlkampf haben wir alle
viele Podiumsdiskussionen bestritten, weil der
Mangel und der Notstand in der Pflege eklatant
sind. Ich muss einfach feststellen, Herr Kollege
Bohlke und Frau Kollegin Joumaah: In der Ver-
gangenheit haben wir leider - genauso wie auf
Bundesebene - keine wesentlichen Veranderun-
gen im Bereich der Pflege erleben kdnnen.

(Zuruf von der CDU: Das ist doch
nicht richtig!)

Sonst wirde es vor Ort eine andere Meinung ge-
ben als jene, die wir jetzt erleben.

(Norbert Bohlke [CDU]: Wie ist es
denn in Rheinland-Pfalz? Kénnen Sie
dazu mal was sagen?)

Wir wollen mit unseren Antrédgen - das haben wir
zumindest bei dem einen Antrag, den wir hier ab-
schlie®end beraten, eigentlich gemeinsam festge-
stellt - die Anerkennung der Pflege, insbesondere
der Altenpflege, sowie die Rahmenbedingungen
der Pflege verbessern. Wir streiten uns mal wieder
Uber den Weg dahin.

Beim Thema Schulgeldfreiheit haben wir deutlich
gemacht, wie wichtig es ist - das hat der Kollege
Uwe Schwarz deutlich gemacht-, dass wir die
Schulgeldfreiheit in den Gesetzesrang erheben;
wir haben das bereits in der letzten Legislaturperi-
ode mit unserem Gesetzentwurf deutlich gemacht
und wollen an dieser Stelle, dass das Ministerium
einen entsprechenden Gesetzentwurf vorlegt.

Wir haben ausdrticklich gesagt: Die Altenpflege hat
im Vergleich zu anderen Bereichen eine besonde-
re Bedeutung. Deswegen ist uns hier insbesonde-
re die Schulgeldfreiheit ein besonderes Anliegen.
Aufgrund dessen mussen wir die freiwillige Leis-
tung gesetzlich absichern. Wir hoffen einfach, dass
Sie da uber lhren Schatten springen kdnnen, zu-
mindest in Zukunft.

(Beifall bei den GRUNEN und Zu-
stimmung bei der SPD)

Zum Thema Umlagefinanzierung. Ich habe in den
vergangenen Legislaturperioden nicht an den Aus-
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schussberatungen teilgenommen, weil ich nicht fiir
dieses Thema Pflege zustandig war. Allerdings
konnte man in den Protokollen nachlesen - das
kann jedes Mitglied des Landtages -, dass es da-
mals aus Sicht des Ministeriums drei verschiedene
Méoglichkeiten gab, das Restvermdgen aus der
Altenpflegeumlage - welche keine Steuer war,
sondern eine Sonderabgabe - abzuwickeln.

Erste Moglichkeit: Man zahlt die Umlage zurtck. -
Der Kollege Uwe Schwarz ist darauf eingegangen:
Es ist eine schwierige Frage, an wen man zurick-
zahlt, zumal viele Personen verstorben sind; eine
Méglichkeit ware auch, die Umlage an die ver-
schiedenen Trager zuriickzuzahlen. Aus nachvoll-
ziehbaren Grinden ist die Rickzahlung nicht er-
folgt.

Zweite Mdglichkeit: Einstellung in eine neue Umla-
ge. - Diese Mdglichkeit wurde vonseiten des Minis-
teriums abgelehnt.

Man hat sich stattdessen - dritte Mdglichkeit - auf
den Weg zu einer Stiftung gemacht.

Wir sagen ganz deutlich - das wurde auch damals
in den Beratungen und in der Presse deutlich -:
Das war ein Misserfolg. Ich zitiere aus der Olden-
burgischen Volkszeitung von 2012: ,Stiftung trifft
auch auf Skepsis und Ablehnung®. In der Hanno-
verschen Allgemeinen Zeitung hiel3 es: ,Verbande
fordern Umlage fir Altenpflege®. Die Neue Presse
schrieb: ,Stiftung fur Altenpflege stof3t auf Ableh-
nung®.

Die Mehrheit hat sich fir eine Umlage ausgespro-
chen. Von daher mdchten wir die Umlagefinanzie-
rung hier in Niedersachsen gerne wieder einfiih-
ren. Einige Bundeslander, in denen sie praktiziert
wird, sind bereits genannt worden. Wir halten sie
fur den richtigen Weg.

Sie sprachen es an: Das Bundesverfassungsge-
richt hat gesagt, dass die damalige Umlagefinan-
zierung in Niedersachsen - im Gegensatz bei-
spielsweise zum thiringischen Gesetz - verfas-
sungskonform war. Allerdings wird in Abschnitt 5
§ 25 des Altenpflegegesetzes, das sozusagen erst
im Nachhinein in Kraft getreten ist, davon gespro-
chen, dass es gilt, ,einen Mangel an Ausbildungs-
platzen zu verhindern oder zu beseitigen®. Das
wird in den Ausschussberatungen noch einmal
Thema sein. Da kann man auch prospektiv, wie
der Kollege Schwarz gesagt hat, auf die sehr hohe
Nachfrage, die uns bevorsteht, eingehen. Von
daher hoffe ich, dass Sie den Weg der Umlagefi-
nanzierung mitgehen kénnen.
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Ich hoffe auf gute Beratungen im Ausschuss.
Vielen Dank fir lhre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Frau Polat. - Nun hat Herr Kollege
Bdhlke fur die CDU-Fraktion das Wort.

Norbert B6hlke (CDU):

Frau Prasidentinl Meine verehrten Damen und
Herren! Keine Sorge, ich habe nicht die Absicht,
wie mein Kollege Schwarz Reden aus dem Wahl-
kampf vor der Landtagswahl zu wiederholen und
das, was in den vergangenen Debatten zu diesem
Thema zum Ausdruck gebracht wurde, wieder
vorzutragen und zu Protokoll zu geben.

(Uwe Schwarz [SPD]: Was wahr ist,
ist wahr!)

- Naturlich: Was wabhr ist, ist wahr, und man soll bei
der Wahrheit bleiben.

Die Wahrheit ist z. B., Herr Kollege Schwarz, dass
die Pflegesatze nicht vom Land festgelegt werden.
Vielmehr sind hier die Anbieter und die Kostentra-
ger gemeinsam an einem Tisch. Das Ergebnis
ihrer Verhandlungen - das Sie hier standig bekla-
gen - ist dann die Grundlage, und das Land, das
Ministerium hat lediglich die Rechtsaufsicht wahr-
zunehmen und darlber zu wachen, ob Willkir oder
ob normales Verhalten an den Tag gelegt worden
ist, nicht mehr und nicht weniger. Bleiben Sie also
bei der Wahrheit, und stellen Sie die Dinge nicht
immer wieder in ein falsches Licht!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Ich méchte gerne noch einmal deutlich machen,
dass die Umlagefinanzierung ein Dauerthema im
Landtag war. Das ist nichts Negatives. In den ver-
gangenen Jahren war Pflege immer ein ganz be-
sonders wichtiges Thema, und das wird sie auch
bleiben. Einig sind wir uns darin, dass wir alles
rechtlich und finanziell Mégliche tun missen, um
den Bedarf an Pflegekraften zu decken. Denn je-
der hat im Alter eine zugewandte und kompetente
Pflege verdient. Die miissen wir sicherstellen.

Deshalb hat die CDU-geflihrte Landesregierung in
der Vergangenheit eine Reihe von MalRnahmen
ergriffen, um die Ausbildungssituation in der Alten-
pflege deutlich zu verbessern. Hier ist schon ge-
sagt worden, dass im Jahre 2008 4 612 Ausbil-
dungsplatze in der Altenpflege vorhanden waren.

Im Jahre 2012 waren es 6 572, also fast 2 000
Platze mehr. Das ist eine Steigerung um fast 40 %.

(Beifall bei der CDU)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, trotzdem
gibt es keinen Grund, sich auszuruhen oder die
Bemihungen zu verringern. Umso weniger verste-
he ich die Ankindigung des Sozialministeriums,
die Ausbildungsplatzférderung einzustellen. Wir
alle wissen, dass hier finanzielle Ausgleichsmog-
lichkeiten im Raum stehen. Wo ein Wille ist, ist
auch ein Weg. In Anbetracht der Haushaltssituati-
on ware ein Antrag auf Gberplanmafige Ausgaben
durchaus vertretbar und erfolgversprechend -
wenn es lhnen denn wirklich darum gehen wurde!

(Unruhe - Glocke der Prasidentin)

Aber es scheint Ihnen leider nicht darum zu gehen.
Wichtiger ist lhnen, bewahrte Férderungen zu be-
enden, weil sie von der Vorgangerregierung be-
gonnen wurden. Ich finde, das ist schade und wird
der Sache nicht gerecht.

(Beifall bei der CDU)

Sie nehmen das billigend in Kauf, um I|hr Lieb-
lingskind, die Umlagefinanzierung, Uberhaupt erst
zu ermoglichen. Hier muss man einfach einmal
deutlich sagen: Das ist ein Thema, das in der Ver-
gangenheit auch im Landtag durchaus lebhaft
diskutiert worden ist. Ich mochte daran erinnern,
dass die Umlagefinanzierung seinerzeit von der
damaligen Sozialministerin Merk, SPD, ausgesetzt
wurde. Sie hat damals dazu in einer Plenarsitzung
ausgefihrt - ich zitiere mit Genehmigung der Pra-
sidentin -:

yoie’
- die Einrichtungstrager -

,haben gegen die Umlagebescheide mas-
senhaft Widerspruch eingelegt und Klage
erhoben. Es geht inzwischen um einige
Tausend. Das Land ist dann seit 1996 ein-
gesprungen und wird bis Ende des Jahres
2000 trotz der gesetzlichen Verpflichtung
der anderen rund 25,5 Millionen DM zuge-
schossen haben, um die Liquiditat der Um-
lagestelle sicherzustellen. Bis zum Auslau-
fen der letzten umlagefinanzierten Ausbil-
dung im Jahr 2002 werden es sogar rund
31 Millionen DM sein.*

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich bin
gespannt, welche Riicklagen Sie bei der vorgese-
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henen erneuten Einfihrung in Anbetracht dieser
Aussagen in den Haushalt einplanen werden.

Wenn Sie glauben, dass die Umlagefinanzierung
zu einer Verbesserung der Ausbildungsplatzsitua-
tion fuhrt, mdchte ich darauf hinweisen, dass 1996
die Umlage dazu fiihrte, dass 50 % der zu ihr her-
angezogenen Trager von Pflegeeinrichtungen Wi-
derspruch und Klage einreichten. Das waren nicht
nur die privaten Trager, das waren auch die Trager
der freien Wohlfahrtspflege. 1996 gab es 4 100
Altenpflegeschulerinnen und -schiler. Dann wurde
die Altenpflegeumlage eingeflhrt und im Jahre
2000 - ich habe es vorhin eingefuhrt - ausgesetzt.
Statt 4 100 gab es in Niedersachsen dann - man
hére und staune - nur 4 048 Altenpflegeschiller,
trotz Umlagefinanzierung. Sie sehen: Das ist nicht
der Weg, der zum Erfolg fiihrt. Wir werden diesen
Weg nicht mitgehen.

Wir werden daruber im Fachausschuss natirlich
sehr lebhaft diskutieren. Ich wiinsche mir von Her-
zen eine offene und deutliche Aussprache in die-
ser Frage. Aber ich erwarte auch, dass wir nicht
wieder zu wenig Zeit haben, um uns auszutau-
schen und um Fachleute mit an den Tisch zu ho-
len. Hier darf nichts durchgepeitscht werden. Es
muss etwas Wohliberlegtes und Gutes auf den
Weg gebracht werden. Dazu wollen wir unseren
Beitrag leisten. Versuchen Sie bitte, dies bei der
Ausschussberatung zu wirdigen! Darum mdchte
ich Sie im Sinne der neuen Dialogkultur, die Sie
angekundigt haben, in Ooffentlicher Sitzung aus-
dricklich bitten.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Herr Kollege. - Zu einer Kurzinterven-
tion hat sich nun Herr Kollege Schwarz gemeldet.
Bitte schon!

Uwe Schwarz (SPD):

Frau Prasidentin! Meine Damen und Herren! Lie-
ber Kollege Bohlke, ich verspreche Ihnen, dass wir
eine deutliche Aussprache Uber das Thema haben
werden. Wir werden uns genau ansehen, wie sich
die Pflege in den letzten Jahren entwickelt hat.

Ich komme zu der Frage: Wer ist schuld? - Sie
haben richtig dargestellt, wer die Vertragsparteien
sind: die Pflegekassen auf der einen Seite, die
Anbieter auf der anderen Seite. Aber wenn die
Entwicklung der tariflichen Entlohnung bei den
Pflegesatzverhandlungen in Niedersachsen Uber
Jahre nicht beriicksichtigt wurde, sondern Dum-
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pingléhne im Mittelpunkt der Auseinandersetzung
standen, wenn in Niedersachsen nicht die fakti-
sche Auslastung berlicksichtigt wurde, sondern
imaginare Werte bei 98 %, und wenn bei gleichen
bundesweiten Rahmenbedingungen die Pflegesat-
ze in Niedersachsen 20 % unter dem Bundes-
schnitt liegen, dann wird hier offenkundig gelten-
des Recht gebrochen. An dieser Stelle kann man
auch Pflegesatze beanstanden. Ich erwarte von
einer Landesregierung, dass sie die Fach- und
Rechtsaufsicht wahrnimmt.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Das hat die Vorgangerregierung nicht getan. Das
hat sich glicklicherweise endlich geadndert, meine
Damen und Herren.

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei
den GRUNEN)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Herr Bohlke mochte antworten. Bitte schon!

Norbert Bohlke (CDU):

Deutlich ist noch einmal, dass wir die Pflegesatze
nicht entsprechend auf den Weg gebracht haben.
Deutlich ist auch, dass die Anbieter teilweise juris-
tische Wege gegangen sind, die nicht zum Erfolg
gefiihrt haben, und dass deshalb die Ausgangspo-
sition in Niedersachsen im Vergleich zu anderen
Bundeslandern deutlich schlechter ist. Das steht
vollig auBer Zweifel. Aber ich habe noch nicht mit-
bekommen, dass die Landesregierung jetzt deutli-
che Akzente gesetzt hat, dass alles ganz anders
wird. Zwar stehen ohne Zweifel Anklindigungen
und Presseerklarungen im Raum. Aber Handlun-
gen sind bis jetzt noch nicht erfolgt.

(Zuruf von der CDU: Das ist nieman-
dem aufgefallen!)

Wir werden sehen, was dabei herauskommt.

Im Ubrigen méchte ich noch einmal sehr deutlich
sagen, Herr Kollege: Wenn es zur Umlagefinanzie-
rung kommt, bedarf es auch eines ganz bestimm-
ten Zustandes. Wir hatten eine juristische Ausein-
andersetzung, die immerhin dazu fihrte, dass die
Umlagefinanzierung am Beispiel Sachsen vom
Bundesverwaltungsgericht sehr wohl bewertet
worden ist. Deutlich wurde, dass die Absicht, die
dort vorherrschte, nicht umgesetzt werden konnte,
weil sich die Voraussetzungen und die strategi-
sche Situation dermalRen dargestellt haben, dass
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diese Umlagefinanzierung nicht durchgesetzt wer-
den kann.

Wir werden also auch hier sehr genau Uberlegen,
ob das, was an dramatischen Bewertungen und
Darstellungen in den Raum gestellt wird, auch von
Juristen tatsachlich so bewertet wird, ohne dass
dabei Emotionen im Mittelpunkt stehen, sondern
nur sachliche Aspekte. Wir sind der Auffassung,
dass wir dariber sehr ausfiihrlich in aller Ruhe
reden sollten. Wenn Sie uns zusagen, dass wir
diese Zeit haben, dann bin ich Ihnen dafiir ausge-
sprochen dankbar.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank. - Fir die Landesregierung hat nun
Frau Ministerin Rundt das Wort. Bitte schon!

Cornelia Rundt, Ministerin fur Soziales, Frauen,
Familie, Gesundheit und Integration:

Sehr geehrte Frau Prasidentin! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Zunachst einmal ist es
erfreulich, dass offensichtlich alle Mitglieder dieses
Landtages begriffen haben, dass es in der Pflege
nicht nur zwolf Uhr, sondern - insbesondere im
ambulanten Bereich und im landlichen Raum -
bereits funf nach zwolf ist.

Herr Bohlke, ich will lhnen kurz sagen, worin der
Unterschied beim Thema Pflege zur vorherigen
Landesregierung besteht. Der Unterschied besteht
darin, dass ich mich nicht auf Ignorieren, auf Lau-
fenlassen und auf die Flucht in Nichtzustandigkei-
ten zurlckziehe.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Ich denke, es bedarf hier der aktiven Steuerung
und des aktiven Eingreifens - natirlich im Rahmen
der rechtlichen Mdglichkeiten.

(Reinhold Hilbers [CDU]: Dann sind
wir ja mal gespannt, was dabei her-
auskommt!)

Eine dieser Mdglichkeiten ist die Tatsache, dass
Schulgeld zurzeit von jungen Menschen bezahlt
werden muss, auch wenn es dafir im Moment
naturlich eine Refinanzierung gibt. Wir wissen,
dass dies durchaus hemmend ist. Die Altenpflege-
ausbildung findet in Niedersachsen zu ungeféhr
zwei Drittel an Schulen in freier Tragerschaft statt.
Damit wird notwendigerweise Schulgeld erhoben.

Die Landesregierung hat mittels einer Zuwen-
dungsrichtlinie versucht, fiir die Schilerinnen und
Schuler in diesem Bereich finanzielle Anreize zu
setzen. Sie hat dies zunachst zbgerlich getan,
namlich mit einer Férderung von 50 Euro am An-
fang. Jetzt liegt die Férderung bei 200 Euro. Dies -
das muss man sagen - wirkt durchaus positiv.

Das Phanomen ist nun, dass es zwar faktisch eine
Schulgeldfreiheit im Bereich der Altenpflegeausbil-
dung gibt- man hat die Schulgeldfreiheit schon
geplant, genauso wie die Forderung von Ausbil-
dungsplatzen -, man aber leider vergessen hat -
oder was auch immer da geschehen ist -, dafiir die
notwendigen Mittel im Haushalt 2013 bereitzustel-
len.

Liebe Frau Joumaah, ich finde lhre Idee ganz toll;
das ist eine sehr wichtige Sache. Und wenn Sie
sagen, dass Sie da nachliefern, dann kann ich nur
sagen: Die Unterstlitzung dieses Hauses dabei,
dass ich mich zukiinftig im Bereich der Pflege nicht
an Haushaltsrecht zu halten hatte, ware fir mich
sehr entlastend. Ich wiirde das sehr begrifen.

(Beifall und Heiterkeit bei der SPD
und bei den GRUNEN - Jens Nacke
[CDU]: Das ist eine interessante Ein-
stellung zum Recht! - Weitere Zurufe
von der CDU - Unruhe - Glocke der
Prasidentin)

Tatsache ist, dass die Landesregierung ihre Ent-
scheidungen hinsichtlich der Fdrdermdglichkeit
nun auf der Grundlage unzureichender Haushalts-
planungen treffen muss. Deswegen ist es so wich-
tig, dass wir da zukunftig sehr klar gegensteuern,
um die Attraktivitat der Ausbildung deutlich zu for-
dern. Denn die Altenpflegeschulerinnen und -schi-
ler brauchen Handlungssicherheit. Sie haben sich
fur einen tollen Beruf entschieden und missen
sicher sein, dass die Ausbildung dazu auch zu-
kanftig schulgeldfrei ist. Gerade das jetzige Hin
und Her vor dem Hintergrund der fehlenden Haus-
haltsmittel ist doch der Beweis dafiir, dass wir eine
gesetzliche Regelung brauchen und mit freiwilligen
Leistungen nicht zurechtkommen.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Abgesehen von der Schulgeldfreiheit ist die Aus-
bildung naturlich fir die Ausbildungsbetriebe ein
Kostenfaktor, der sich in der Arbeitswelt haufig
negativ auswirkt. Das gilt natlrlich auch fur den
Bereich der Pflege. Das heil3t, Ausbildungsvergu-
tungen werden - so ist der jetzige Stand der Din-
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ge - anteilig auf die Pflegesatze angerechnet. Das
heif3t schlicht und ergreifend: Wer in einer Einrich-
tung lebt, die ausbildet, zahlt héhere Pflegesatze.
Das heil3t, die Bewohnerinnen und Bewohner der
Einrichtungen, in denen ausgebildet wird, werden
in die Pflicht genommen, wahrend in den Betrie-
ben, in denen nicht ausgebildet wird, niedrigere
Entgelte gezahlt werden muissen. Daraus resultiert
ein volliges Ungleichgewicht. Das heil}t, es gibt
hier auch eine Konkurrenzsituation zulasten der
Betriebe, die ihrer Pflicht zur Ausbildung nach-
kommen und dies auch mit Freuden tun.

Deswegen ist eine solidarische Umlagefinanzie-
rung wichtig. Das Ganze hatte drei Vorteile: Ers-
tens. Gute Pflege muss gut bezahlt werden. Das
gilt insbesondere auch fir Ausbildung. Die Bezah-
lung einer solch angemessenen Ausbildungsver-
gutung koénnte in der entsprechenden Umlagever-
ordnung sichergestellt werden. Zweitens. Wir wr-
den die Wettbewerbsnachteile fiir ausbildende
Einrichtungen damit ausgleichen kénnen. Drittens.
Wir hatten die Chance, die bendtigten Fachkrafte
zu akquirieren. Das ist wichtig, und zwar ganz
besonders wichtig mit Blick auf den ambulanten
Pflegebereich. Denn wir wissen, dass wir dem
demografischen Wandel deutlich besser Gber am-
bulante als Uber stationare Angebote entgegentre-
ten kdénnen.

Wir werden das Ganze mehrstufig machen. Wir
brauchen zunachst einmal - so ist die Rechtssitua-
tion - eine deutliche Prognose zum Bedarf an Aus-
bildungsplatzen. Diese Prognose wird zunachst
erstellt. Danach wird mit den entsprechenden Leis-
tungsanbietern und Einrichtungen sicherlich das
Gesetzgebungsverfahren diskutiert und dann auf
den Weg gebracht.

Lassen Sie mich zum Schluss noch zwei Bemer-
kungen zur ,Stiftung Zukunft der Altenpflegeaus-
bildung“ machen. Diese Stiftung wurde im Februar
2012, also vor etwas mehr als einem Jahr, per
Gesetz als offentlich-rechtliche Stiftung errichtet.
Ihr wurde das Restvermdgen aus der Altenpflege-
umlage von 1996 bis 2003 zugefiihrt. Da ich be-
kanntermalen ein neugieriger Mensch bin, habe
ich als Erstes gefragt: Welche Wohltaten sind denn
inzwischen durch diese Stiftung fir den pflegeri-
schen Bereich erbracht worden? - Die Antwort fiel
kurz aus: Keine.

(Filiz Polat [GRUNE]: Hért, hort! -
Reinhold Hilbers [CDU]: Das heil3t, sie
haben die gar nicht genutzt! Sie hat-
ten die ja nutzen kdnnen!)
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Wir werden diese Mittel wieder dem urspriinglichen
Zweck zufihren. Wir werden sie bei der Aufstel-
lung der Altenpflegeumlage einbeziehen.

Ich mochte Sie bitten, den Antragen der Fraktionen
von SPD und Bindnis 90/Die Grinen zuzustim-
men.

Vielen Dank.

(Starker Beifall bei der SPD und bei
den GRUNEN)

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Herr Hilbers hat um
zusatzliche Redezeit gebeten. Ich gewahre Ihnen
anderthalb Minuten. Bitte!

Reinhold Hilbers (CDU):

Frau Prasidentin! Frau Ministerin, ich bin schon
erstaunt: Wenn Sie das alles fiir richtig halten,
warum mussen die Regierungsfraktionen Sie dann
erst dazu auffordern, einen Gesetzentwurf vorzu-
legen? Dann hatten Sie hier ja langst einen Ge-
setzentwurf vorlegen kénnen!

(Beifall bei der CDU - Zurufe von der
SPD und von den GRUNEN: Oh!)

Zweitens. Vielleicht kdnnen Sie uns hier erklaren,
wie Sie die Finanzierung der privaten und freien
Altenpflegeschulen im Haushalt darstellen wollen.
Im Haushaltsausschuss war lhnen das nicht mog-
lich. Aber wenn die Schulgeldfreiheit gesetzlich
abgesichert werden soll, dann muss ja auch die
Finanzierung klar sein. Sie werden Regelungen zur
Ausgestaltung der Finanzierung treffen missen.
Da geht es um die Finanzierung der Schulen. Die-
ses Thema lassen Sie hier aber geflissentlich weg;
dazu steht in dem Antrag Uberhaupt nichts.

Dann haben Sie gesagt, Sie brauchen hier Unter-
stitzung, damit Sie in einem Nachtragshaushalt
die Finanzierung darstellen koénnen. Ich sage |h-
nen eines: Der Erfolg in diesem Bereich, diese
Steigerung der Anzahl der Altenpflegeschulerinnen
und -schiler war vorher nicht absehbar. Darum
geht es. Deswegen gibt es in dem Bereich einen
Mehrbedarf. |hr Etat betragt Gber 3 Milliarden Euro.
Wir reden hier Gber 2 Millionen Euro bei einem Ge-
samtetat von uber 3 Milliarden Euro. lhr Finanzmi-
nister hat uns gestern fur die Flutopferhilfe - die wir
unterstitzen - einen Nachtragshaushalt vorgelegt
und bucht gleichzeitig 136 Millionen Euro globale
Minderausgabe im Einzelplan 13 aus. Melden Sie
sich doch noch mal und sagen, dass Sie Geld flr



Niedersdchsischer Landtag - 17. Wahlperiode - 11. Plenarsitzung am 20. Juni 2013

die Pflege brauchen! Ich habe nicht gemerkt, dass
Sie sich dort eingemischt haben.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Ich sage lhnen: Legen Sie etwas vor! Sie reklamie-
ren hier standig, dass Sie fir bestimmte Vorhaben
Geld brauchen. Haben Sie dann auch den Mut und
legen Sie einen Nachtragshaushalt vor! Dann kon-
nen wir das diskutieren.

(Johanne Modder [SPD]: Das sagen
gerade Sie uns?)

Diesen Mut haben Sie bislang nicht gehabt. Sie
setzen auf unsere Zahlen, auf unsere bewahrte
Politik, weil Sie nicht genug eigene Fantasie und
Kraft haben, um selbst etwas vorzulegen. Das ist
der Punkt.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Liebe Kolleginnen und Kollegen, weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor.

Ich schliel3e die Beratung und komme zur Abstim-
mung zu Tagesordnungspunkt 37.

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses
folgen und damit den Antrag der Fraktion der SPD
und der Fraktion Bindnis 90/Die Grinen in der
Drucksache 17/167 unverandert annehmen will,
den bitte ich um ein Handzeichen. - Gegenprobe! -
Enthaltungen? - Das Erste war die Mehrheit.

Ich komme zur Ausschussuberweisung zu Tages-
ordnungspunkt 38.

Federfihrend soll der Ausschuss flr Soziales,
Frauen, Familie, Gesundheit und Migration sein,
mitberatend der Ausschuss fiir Haushalt und Fi-
nanzen. Wer so beschlielRen mochte, den bitte ich
um das Handzeichen. - Das ist so beschlossen.

Wir haben die Mittagspause erreicht. Um 15 Uhr
sehen wir uns alle hier wieder. Vielen Dank.

(Unterbrechung der Sitzung von
13.23 Uhr bis 15.00 Uhr)

Vizeprasident Karl-Heinz Klare:

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich be-
grilRe Sie nach der Mittagspause. Ich hoffe, Sie
haben sich gut erholt. Wir haben hier einen - im
Vergleich zu drau’en zumindest - gut gekihlten
Saal.

Ich méchte zwei Dinge sagen: Es ist eine Brille
gefunden worden. Wer die Brille vermisst, kann sie
hier gegen Hinterlegung eines ordentlichen Pfan-
des abholen.

Dann darf ich lhnen eine Mitteilung machen: Im
Hinblick auf den heutigen Vortrag im Rahmen der
Veranstaltungsreihe ,Parlamentsleben® mit unse-
rem Bundestagsprasidenten Professor Dr. Lam-
mert bitte ich Sie, diesen Hinweis jetzt sehr auf-
merksam entgegenzunehmen: Bei den Hammel-
sprungtiren - das ist mir irgendwie bekannt - lie-
gen ,Reserviert“-Schilder fur Sie bereit. Sofern Sie
an der Sitzung um 18 Uhr teilnehmen mdchten,
bitte ich Sie, lhren Sitzplatz nach dem Ende dieser
Sitzung mit einem dieser ,Reserviert*-Schilder zu
kennzeichnen. Alle nicht gekennzeichneten Platze
werden dann fiur die Vortragsveranstaltung ander-
weitig besetzt.

An Sie alle richte ich die Bitte, nach dem Sitzungs-
ende auch I|hre personlichen Gegenstdnde und
Papiere mitzunehmen, damit der Saaldienst die
erforderlichen  Aufrdumarbeiten mdglichst  rei-
bungslos bewaltigen kann. - So weit die kurzen
Mitteilungen.

Ich rufe jetzt auf den

Tagesordnungspunkt 39:
Abschliefdende Beratung:
Menschenrechte bei Auslands-, Delegations-
und Ausschussreisen starker beriicksichtigen -
Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 17/137 - Be-
schlussempfehlung des Altestenrates - Drs. 17/293

Der Altestenrat empfiehlt lhnen, den Antrag in
geanderter Fassung anzunehmen.

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.

Wir kommen jetzt zur Beratung. Zu Wort gemeldet
hat sich der Abgeordnete Jan-Christoph Oetjen
von der FDP-Fraktion. Lieber Kollege, Sie haben
das Wort.

Jan-Christoph Oetjen (FDP):

Sehr geehrter Herr Prasident! Verehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Anders als es Altkanzler
Schmidt ausgedriickt hat, halten wir Menschen-
rechte nicht fir eine westliche Erfindung,

(Zustimmung bei der FDP)

sondern Menschenrechte wohnen jedem Men-
schen inne und sind unverauRerbar. Wir halten
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dieses Thema fur sehr wichtig. Deswegen haben
wir uns entschieden, diesen EntschlieBungsantrag
in den Landtag einzubringen. Ich bedanke mich
schon jetzt fur die sehr konstruktive Beratung.

Wir wollen, dass wir das Thema Menschenrechte
auf den Delegationsreisen, die wir als Abgeordnete
ins Ausland vornehmen, starker in den Fokus
nehmen. Das heillt auf der einen Seite, dass wir
uns vor Fahrtantritt Gber die Menschenrechtssitua-
tion in der Region bzw. im betroffenen Land infor-
mieren lassen. Es heil3t zweitens aber auch, dass
wir uns vor Ort nicht nur mit Vertretern von Regie-
rungen und staatlichen Organisationen unterhal-
ten, sondern auch Kontakt zu Nichtregierungsor-
ganisationen, zu NGOs, aufnehmen. Denn, meine
sehr verehrten Damen und Herren, wer kdnnte uns
besser daruber informieren, wie die aktuelle Men-
schenrechtslage im Land ist, als eine Organisation
wie beispielsweise Amnesty International, die in
allen Landern der Welt vor Ort aktiv ist? Von daher
sollten wir die Kontakte und Informationen, die uns
bereitgestellt werden, auch nutzen und dort in den
Dialog eintreten.

(Beifall bei der FDP und Zustimmung
von Helge Limburg [GRUNE])

Manchmal wird auch kritisiert und gefragt, ob es
Uberhaupt notwendig ist, dass wir als Abgeordnete
ins Ausland fahren. Ich halte es fir richtig, dass wir
Auslandsreisen vornehmen. Denn, verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, Reisen ins Ausland, der Blick
Uber den Tellerrand, ermdglicht es uns, die eigene
Politik auch einmal aus einem anderen Blickwinkel
zu sehen. Dies ermdglicht es uns, Erfahrungen aus
anderen Landern in unsere Politik einzuspeisen.
Deswegen wollen wir als FDP, dass wir auch wei-
ter solche Auslandsreisen einerseits vonseiten des
Prasidiums, andererseits natirlich auch vonseiten
der Ausschisse vornehmen.

Aber auch fir die Unternehmerinnen und Unter-
nehmer in Niedersachsen, meine sehr verehrten
Damen und Herren, sind Auslandsreisen sehr
wichtig. Wir bedauern deswegen, dass die Landes-
regierung ihr Besuchsprogramm eingeschrankt
hat, und hoffen, dass in den Folgejahren - dann
vielleicht unter anderen Schwerpunktsetzungen;
da ist ja jeder frei- wieder ein erweitertes Be-
suchsprogramm und Reisen der Landesregierung
ins Ausland mit Unternehmerinnen und Unterneh-
mern aus Niedersachsen in Angriff genommen
werden. Denn die Unternehmerinnen und Unter-
nehmer brauchen die Landesregierung- bei-
spielsweise einen Wirtschaftsminister oder einen
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Ministerprasidenten - als Turoffner vor Ort, um dort
gute Kontakte knipfen zu kénnen. Aber auch auf
diesen Reisen mit den Unternehmerinnen und
Unternehmern soll das Thema Menschenrechte
starker angesprochen werden.

Wie kann das funktionieren? - Wir haben da die
Weisheit nicht mit Loffeln gefressen - wie man es
vielleicht ganz lax sagen kann -, sondern wir wol-
len die Leitlinien der Vereinten Nationen zur
Grundlage nehmen. Diese sind von den Vereinten
Nationen in einem mehrjahrigen Dialog zwischen
Wirtschaftsorganisationen auf der einen Seite und
Menschenrechtsorganisationen auf der anderen
Seite entwickelt worden. Diese Leitlinien wollen wir
zur Grundlage unseres Handelns nehmen.

Ich freue mich, dass unser Antrag in den Beratun-
gen - zuerst im Innenausschuss und dann im Al-
testenrat - Anklang gefunden hat und heute nahe-
zu unverandert angenommen werden kann. Im
Namen meiner Fraktion darf ich mich dafir sehr
herzlich bedanken. Ich hoffe, dass das Thema
Menschenrechte wahrend unserer Reisen in Zu-
kunft noch starker in den Blickpunkt gelangt.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und Zustimmung
von Helge Limburg [GRUNE])

Vizeprasident Karl-Heinz Klare:

Vielen Dank, Herr Kollege Oetjen. - Das Wort hat
Grant Hendrik Tonne von der FDP-Fraktion.

Grant Hendrik Tonne (SPD):

Herr Prasident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Wir reden hier heute zu einem Antrag, der inhalt-
lich zweifelsohne richtig ist. Herr Kollege Oetjen,
ich sehe inhaltlich bei dem, was ich hier gerade
gehort habe, Uberhaupt keinen Dissens. Fir Rot-
Griin ist es eine Selbstverstandlichkeit, dass Men-
schenrechte bei Delegations- und Ausschussrei-
sen ins Ausland Berlcksichtigung finden missen.

Ich sage aber auch: Eigentlich misste man dafir
gar keine Antrage schreiben. Das muss schlicht
gemacht werden. Ich bin absolut davon Uberzeugt:
Das ist tagliches Handeln der Landesregierung
und auch tagliches Handeln fir uns. Menschen-
rechte werden von uns in jedem Politikfeld aus
eigener tiefer Uberzeugung beriicksichtigt.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)
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Genau vor diesem Hintergrund betrachten wir bei-
spielsweise mit tiefer Sorge Entwicklungen, wie wir
sie aktuell in Syrien, in der Turkei oder aber auch
seit vielen Jahren hier in Europa, in Weilrussland,
tagtaglich vorfinden.

Unser klarer Anspruch und unsere Forderung ist
es, dass die dortigen Regierungen elementare
Menschenrechte achten und wahren. Ein solcher
Anspruch darf fir uns niemals verhandelbar sein.

(Beifall bei der SPD, bei den GRU-
NEN und bei der FDP)

Erlauben Sie mir folgende weitere Anmerkungen:
Wir stimmen in der Einschatzung mit der antrag-
stellenden Fraktion Uberein. Auch angesichts der
Uberschrift und der vergleichsweise unkritischen
Kommentierungen im Zuge einer Delegationsreise
des Wirtschaftsministeriums im Jahre 2011 nach
Syrien - ich erinnere daran: in diesem Zusammen-
hang sind Satze gefallen wie z.B., es sei eine
weitgehend positive Bilanz gezogen worden, Sy-
rien sei ein weltliches Land, eine Entwicklung &hn-
lich wie in Agypten sei unwahrscheinlich - sollte
man in Zukunft genauer und kritischer darauf
schauen und fragen: Wie kann man auch bei sol-
chen Delegationsreisen Menschenrechte themati-
sieren und sie einfordern? Das ware vollig richtig.
Auch die Flichtlingsinitiativen haben darauf hin-
gewiesen, dass Menschenrechte im Rahmen sol-
cher Reisen eine grolRere Rolle spielen missen.
Da muss und soll sich auch etwas entsprechend
andern.

Letztlich, Herr Kollege Oetjen, méchte ich mir Fol-
gendes nicht verkneifen: Wir wirden dem Antrag -
so wie wir ihn heute beschlieRen; ich hoffe, dass
wir das einstimmig machen - noch etwas freudiger
zustimmen, wenn wir von lhnen hier heute im
Rahmen der Beratung - da der Antrag ursprunglich
von Ihnen stammt - ein bisschen mehr Selbstkritik
in Bezug auf die eigene Rolle in den letzten zehn
Jahren gehort hatten. Ich finde, das hatte auch
gutgetan.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Menschenrechte, Grundrechte und Freiheitsrechte
kann man nicht immer nur in der Oppositionsrolle
entdecken, sondern dies missen wir auch im Re-
gierungshandeln umsetzen, und das soll auch so
sein. Ich glaube, dass dabei in den letzten zehn
Jahren in Niedersachsen mehr moglich gewesen
ware. Ich wiinsche mir, dass Sie den Antrag, den
wir heute beschlieRen, nehmen und in Richtung

der Bundesregierung und der schwarz-gelben
Koalition, die in Berlin regiert, halten.

Unter dem Strich bleibt zu diesem Antrag zu sa-
gen: Die dargelegten Inhalte sind eine Selbstver-
sténdlichkeit. Sie sollen umgesetzt werden. Wir
werden unseren Teil dazu beitragen, dass Men-
schenrechte, Freiheitsrechte und Grundrechte bei
uns in Niedersachsen, im Bund und im Ausland
Berilcksichtigung und Beachtung finden.

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Vizepréasident Karl-Heinz Klare:

Vielen Dank, Herr Kollege Tonne. - Das Wort hat
jetzt Heinz Rolfes von der CDU-Fraktion.

(Jens Nacke [CDU]: Erste Rede!)

Heinz Rolfes (CDU):

Herr Prasident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Wenn wir hier Gber einen Antrag diskutie-
ren, der einvernehmlich beschlossen werden soll
und zu dem jeder sagt, dass er eigentlich selbst-
verstandliche Forderungen enthdlt, dann muss
man immer aufpassen, dass das nicht nur weil3e
Salbe ist, die in bestimmten Situationen irgendwo
dariber gerieben wird. Dass wir als CDU-Fraktion
diesem Antrag zustimmen, ist selbstverstandlich,
weil wir natdrlich Gberall fir Menschenrechte ein-
treten.

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

Ich glaube aber, dass man sich angesichts eines
solchen Antrags sehr grindlich dartber unterhal-
ten muss, welche Bandbreite denn bedacht wer-
den muss. Es gibt Richtlinien der Vereinten Natio-
nen nicht nur zum Verhalten von Wirtschaftsunter-
nehmen im Ausland, sondern in den letzten Jahren
sind wohl mehr als zehn konkrete Beschlisse ge-
fasst worden, die geprift werden missten. Ich
kann sie hier nennen, wenn es gewinscht wird:
Internationaler Pakt Uber wirtschaftliche, soziale
und kulturelle Rechte vom 16. Dezember 1966,
Internationaler Pakt Uber buirgerliche und politische
Rechte usw. Das geht natlrlich so weit, dass man
dann auch auf das Menschenrechtsdokument zu-
rickkommen muss, das 1948 von der Vollver-
sammlung der Vereinten Nationen beschlossen
worden ist und im Grunde als Vdlkergewohnheits-
recht gilt.
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Ich mache lhnen jetzt einmal an einigen Beispielen
deutlich, wie grof3 die Spannbreite ist, die da zu
beachten ist. Claudia Roth war tranentberstréomt in
Istanbul, jeder konnte sehen, dass sie an der De-
monstration teilgenommen hat, und es wurde deut-
lich, dass sie solidarisch zu den Demonstranten
stand. Die Frage aber ist: Ist die Tilrkei eine De-
mokratie? Hat die Tlrkei nur das Demonstrations-
recht eingeschrankt? Wenn ja, in welchem Malle
ist es eingeschrankt worden? - All das musste vor
einer Tlrkeireise konkret gepruft und genau disku-
tiert werden, und dann misste Uberlegt werden,
mit wem man dort sprechen will.

Dann gibt es den ehemaligen Bundeskanzler
Schroder - wir haben eine Partnerschaft mit Perm
und Tjumen -, und er hat damals gesagt, Putin
ware ein lupenreiner Demokrat. Wenn wir mit Ver-
tretern von Organisationen sprechen wollen, dann
missen wir das wissen und dariber nachdenken,
bevor wir dort hinfahren.

Was die sorgfaltige Pflege der Partnerschaften
angeht, will ich sagen: Ich habe heute Nachmittag
einmal bei den Osnabriicker und emslandischen
Abgeordneten nachgefragt und mich danach er-
kundigt, wer denn die Partnerschaften aufzahlen
kann. Lammerskitten konnte es, weil er im Prasidi-
um ist, die anderen aber nicht. Deshalb missen
wir uns noch einmal Uber die Partnerschaften un-
terhalten.

Auch beim Kollegen Tonne klang es eben wieder
so durch - ich bin inzwischen lange genug hier und
habe mich damit abgefunden -: Auf der linken Sei-
te sind die Guten. - Herr Pistorius hat es auch ge-
sagt: Wir sind die Besseren. - Er meint damit nicht
uns.

(Heiterkeit bei der SPD)

Es gibt dann noch den Bundeskanzler a. D. Hel-
mut Schmidt. Ich mdchte mich damit nicht ausein-
andersetzen, aber Sozialdemokraten haben zu
seinen AuBerungen (ber Menschenrechte meiner
Kenntnis nach bislang kein Wort gesagt. Im Grun-
de genommen haben sie all das - ja, gut, zum Teil
ist es auch peinlich - so hingenommen. Schon
1997 hat er gesagt:

,Die allgemeinen Menschenrechte sind im-
perialistisch und durch die westliche Kultur
bestimmt, insbesondere férdern sie liberalis-
tisch-egoistische Auffassungen und ignorie-
ren Gemeinschaftswerte, wie sie besonders
in asiatischen Kulturen gepflegt werden.*
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China ist auch eine Partnerregion. Er hat gesagt,
er sei dagegen, sich in chinesische Angelegenhei-
ten einzumischen. Wenn wir dahin fahren, miissen
wir darGber, meine ich, noch einmal sorgfaltig
nachdenken.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Ich habe diese Beispiele nicht angefuhrt, um am
Image des Altbundeskanzlers Helmut Schmidt zu
kratzen. Ich mdchte das auch gar nicht weiter be-
werten. Ich kann das nur mit einem Satz von Nel-
son Mandela bewerten, der gesagt hat:

,Einem Menschen seine Menschenrechte
verweigern, bedeutet, ihn in seiner Mensch-
lichkeit zu missachten.”

Das ist unsere Aufgabe: Uberall dort, wo Men-
schenrechte verletzt werden, muissen wir dies
deutlich machen, auch wenn wir als Gast ins Land
kommen. Das setzt aber voraus, dass sich die
betreffende Gruppe vorher zusammensetzt und
sorgfaltig dartiber spricht, damit man die Kriterien
und Voraussetzungen kennt. Man muss sich vor-
her beim Auswartigen Amt die Informationen be-
sorgen; denn es gibt nichts Schlechteres und kei-
nen schlechteren Dienst, als wenn sich eine Grup-
pe aus Deutschland und dann auch noch aus dem
Niedersachsischen Landtag, die ja per se nicht
ohne Weiteres die Welt verandern kann, sondern
durch ihr Handeln Uberzeugen und wirken muss,
das vorher nicht genau Uberlegt; denn vor Ort darf
in der Diskussion nicht zwischen Besseren oder
nicht so Guten und nicht zwischen moralisch Bes-
seren oder moralisch doch sehr Zweifelhaften un-
terschieden werden.

Wenn wir den vorliegenden Antrag heute gemein-
sam beschlielRen, dann nehmen wir das Thema
auch gemeinsam ernst. Dann heif3t das, dass man
sich vor jeder Reise sorgfaltig damit auseinander-
setzen wird. Dann heifl3t das auch, dass man weil},
wie man es auf der Reise umsetzt. Wenn das alles
zusammen passiert, dann ist dies ein guter Be-
schluss. Wenn das alles zusammen aber nur dazu
fuhrt, dass der eine dem anderen vorrechnet, dass
er doch ein bisschen besser sei, dann sollten wir
den Beschluss sein lassen.

Wir werden zustimmen, weil wir unseren Beitrag
leisten wollen, dass es ein guter Beschluss wird.
Ich wéare dankbar, wenn auch alle anderen das im
praktischen Verlauf von Auslandsreisen dann tun
wirden.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP)
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Vizeprasident Karl-Heinz Klare:

Zu Wort gemeldet hat sich Helge Limburg von der
Fraktion Bindnis 90/Die Griinen. Sie haben das
Wort, Herr Limburg.

Helge Limburg (GRUNE):

Vielen Dank. - Herr Prasident! Meine Damen und
Herren! Herr Kollege Rolfes, ich bedaure schon ein
bisschen die parteipolitische Scharfe, die Sie in die
Debatte hineingetragen haben,

(Widerspruch bei der CDU)

indem Sie einzelne Aussagen z.B. von Helmut
Schmidt zitiert haben. Ich méchte das jetzt nicht
ausweiten, sondern nur noch ein Beispiel anfiih-
ren, weil Sie gerade Nelson Mandela zitiert haben.
Es gibt ein Interview von Ende der 80er-Jahre mit
Norbert Blim, dem mittlerweile von sehr vielen
sehr geschatzten Sozialpolitiker der CDU. In die-
sem Interview aulerte er sich zur Frage von Sank-
tionen gegen das brutale Apartheidsregime in
Sudafrika in etwa so: Also, Sanktionen seien nun
der falsche Weg. Damit wirde man niemandem
helfen. Besser sei doch, Mercedes und die ande-
ren deutschen Konzerne investieren weiter im
Apartheidsregime in der Hoffnung, irgendwie zu
Veranderungen beizutragen. - Das waren die Au-
Rerungen eines CDU-Politikers. Sicherlich gibt es
in der Geschichte aller Parteien Politiker, die prob-
lematische AuBerungen gemacht haben. Die jetzt
in einer solchen Debatte einzeln herauszuziehen,
halte ich nicht fir angemessen, meine Damen und
Herren.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Um es klar zu sagen und keinen Zweifel aufkom-
men zu lassen: In der Debatte Uber die Giltigkeit
der Menschenrechte teile ich die Auffassung des
Altkanzlers Helmut Schmidt ganz explizit nicht,
sondern ich weise sie zuriick. Selbstverstandlich
sind Menschenrechte keine westliche Erfindung.
Menschenrechte gelten - darauf haben die Kolle-
gen Oetjen und auch Tonne zu Recht hingewie-
sen - universell und sind unteilbar. Sie gelten in
jedem Erdteil, und sie gelten fir jeden Menschen
von Geburt an, meine Damen und Herren.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Ich begriiRe den Antrag der FDP-Fraktion aus-
dricklich. Ich denke, dass es sich dabei um einen
internen Lernprozess handelt. Wir haben eine aus-
fihrliche Debatte Uber die Reise des Wirtschafts-

ministeriums gefihrt, die in der Tat auf Grundlagen
des Auswartigen Amtes beruhte. Aber auch das
lief sozusagen unter FDP-Agide. Gleichwohl: Herr
Kollege Oetjen hat sich schon in der letzten Legis-
laturperiode gemeinsam mit Vertretern aller Frakti-
onen - auch von der CDU, logischerweise auch
von der SPD und von den Grlnen - an Demonstra-
tionen fur die Menschenrechte in Syrien beteiligt.
Insofern hat es schon damals einen Ansatz fir
Einigkeit in dieser wichtigen Frage der Starkung
der Menschenrechte international gegeben.

Ich méchte jetzt noch auf einen ganz anderen As-
pekt hinweisen: Es ist zu Recht die Frage nach der
Glltigkeit und der Durchsetzungsfahigkeit von
Menschenrechten aufgeworfen worden. Herr Rol-
fes hat bereits den Internationalen Pakt Gber bur-
gerliche und politische Rechte angesprochen. Die-
ser Pakt gilt seit vielen Jahrzehnten. Aber viele
Staaten, die ihn unterzeichnet und ratifiziert haben,
halten ihn nicht ein.

Er ist damals auch von der Deutschen Demokrati-
schen Republik, von der DDR, unterzeichnet und
ratifiziert worden - bereits in den 70er-Jahren -,
und er hat bei der strafrechtlichen Aufarbeitung
des Schielbefehls an der innerdeutschen Grenze
eine ganz, ganz entscheidende Rolle gespielt. Die
Tatsache, dass die DDR aus politiktaktischen
Grinden in den 70er-dJahren diesen Pakt unter-
zeichnet und sich dazu verpflichtet hat, hat die
strafrechtliche Aufarbeitung und die gerechte
Strafverfolgung der Tater aus der SED nach der
Wende erleichtert.

Da kann man sehen: Auch solche Pakte, die
scheinbar zunachst keine unmittelbare Wirkung
haben, koénnen - auf die Langstrecke gesehen -
ganz, ganz wichtige, konkrete Folgen fiir die
Durchsetzung von Demokratie und Menschenrech-
ten haben, meine Damen und Herren.

Ein letzter Punkt noch. Ich begrifRe ausdriicklich,
was Herr Rolfes angesprochen hat: Es reicht nicht
aus, dass wir hier eine Resolution im grof3en Geist
gemeinsam verabschieden, sondern naturlich
mussen wir alle in den kommenden Jahren dazu
beitragen, dass dieser Antrag ganz konkret - bei
jeder kleinen Ausschussreise, bei jeder Delegati-
onsreise - mit Leben geflillt wird.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN und bei der FDP)
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Vizeprasident Karl-Heinz Klare:
Herr Minister Lies, Sie haben das Wort.

Olaf Lies, Minister fir Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr:

Herr Prasident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Sehr geehrter Herr Oetjen, ich wiirde ganz
gerne als Erstes noch einmal auf Ihren Hinweis
eingehen. Ich habe mich ein bisschen Uber die
Wortwahl gewundert, als es darum ging, dass Sie
sich wlnschen, dass die neue Landesregierung
die ,Besuchsprogramme* fortsetzt. Vielleicht klaren
wir an dieser Stelle mal den Begriff auf. Wenn wir
in Zukunft Delegationsreisen machen, dann sind
das Arbeitsbesuche bzw. Arbeitsprogramme, und
darauf legen wir gro3en Wert.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wie in
allen demokratischen Staaten der Welt wird den
universellen Menschenrechten, wie sie in der All-
gemeinen Erklarung der Menschenrechte der Ver-
einten Nationen, der Europaischen Menschen-
rechtskonvention des Europarates oder der Charta
der Grundrechte der Europaische Union enthalten
sind, selbstverstandlich auch in Niedersachsen ein
hoher Stellenwert beigemessen. Das ergibt sich
Ubrigens nicht zuletzt bereits aus der ausdruckli-
chen Aufnahme dieses Rechtsgutes in die Nieder-
sachsische Verfassung, wo es in Artikel 3 Abs. 1
heift:

,Das Volk von Niedersachsen bekennt sich
zu den Menschenrechten als Grundlage der
staatlichen Gemeinschaft, des Friedens und
der Gerechtigkeit.*

Die Landesregierung ist sich der Bedeutung der
Menschenrechte bewusst und versteht diese als
eine ihrem Handeln zugrunde liegende und alles
bestimmende Leitlinie, die bei allen Entscheidun-
gen zu berucksichtigen ist. Dementsprechend ver-
urteilt die Landesregierung Menschenrechtsverlet-
zungen ausdrucklich - egal, in welchem Land sie
verubt werden.

Die Landesregierung ist sich dabei ihrer Verant-
wortung bewusst, auch im Umgang und in Gespra-
chen mit Regierungsvertretern anderer Staaten
kritische Themen anzusprechen. Darum ist der
Einsatz fir Menschenrechte fiir die Landesregie-
rung auch bei Terminen im Ausland kein Tabu. In
politischen Gesprachen mit anderen Regierungen
ergibt sich die Gelegenheit, Fragen zur Einhaltung
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der Menschenrechte in angemessener Form und in
enger Abstimmung mit der fiir die auswartige Poli-
tik zustandigen Bundesregierung zu stellen und
diese gegebenenfalls auch anzumahnen.

An dieser Stelle mdchte ich aber gleichwohl darauf
hinweisen, dass Wirtschaftsdelegationsreisen un-
ter politischer Leitung meines Hauses vor allem ein
wichtiges Instrument der AuBenwirtschaftsférde-
rung sind und damit primar der weiteren Internatio-
nalisierung des Standorts Niedersachsen und sei-
ner Unternehmen dienen sollen. NaturgemanR wer-
den dabei in erster Linie Belange der hiesigen
Wirtschaft vertreten, fur die wir mit den Reisen eine
wichtige Turdffnerfunktion Ubernehmen. Dement-
sprechend haben auch politische Gesprache im
Rahmen von Wirtschaftsdelegationsreisen in der
Regel einen rein wirtschaftlichen Bezug und wer-
den Ublicherweise mit Regierungsvertretern der
Ressorts Wirtschaft, Industrie, Handel, Energie,
Transport und Verkehr gefiihrt. Dies schlieRt aber
selbstverstandlich die Thematisierung von Men-
schenrechtsfragen nicht aus.

Unabhangig davon missen aber die politische
Lage und die Situation der Menschenrechte in
einzelnen Landern und Regionen bereits bei der
Auswahl von Ziellandern fir Wirtschaftsdelegati-
onsreisen, die im Ermessen des Ministerprasiden-
ten oder seiner Fachminister liegen, berlcksichtigt
werden. Wirtschaftliche Kontakte unterstitzt die
Landesregierung nur in Landern und Regionen, die
idealerweise demokratische Strukturen oder aber
mindestens so weit verlassliche Strukturen aufwei-
sen, dass die Menschen dort weitgehend sicher
leben kdnnen. In die Bewertung werden regelma-
Rig dabei auch die landesspezifischen Hinweise
und Berichte des Auswartigen Amtes einbezogen.

Aber gestatten Sie mir den Hinweis: Ich méchte die
Kolleginnen und Kollegen der FDP-Fraktion schon
fragen, warum die Beachtung der Menschenrechte
bei Delegationsreisen nicht schon zu einer Zeit
Thema geworden ist, als sie noch die Landesregie-
rung trug. Sie hatten immerhin - Herr Tonne hat
dartber bereits berichtet, aber ich darf das noch
einmal sagen - von 2003 bis 2013 Zeit dazu. lhr
offenbar groRes Interesse an dem Thema haben
Sie in dieser Zeit aber eher zuriickhaltend behan-
delt und die Reiseziele lieber nach dem Motto
ausgewahlt: ,Da wollte ich schon immer mal hin.*
Moglicherweise ist das der Eindruck, den man
bekommt.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)
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Zumindest - das darf man, glaube ich, sagen -
hatten Sie bei der Auswahl der Reiseziele nicht
immer eine wirklich gliickliche Hand. Die Delegati-
onsreise des friheren Staatssekretérs im Wirt-
schaftsministerium nach Syrien im Februar 2011 -
wir haben davon gehért - spricht nicht gerade fir
Fingerspitzengefihl, auch wenn gesagt wird, zu
dieser Zeit habe es noch keine Hinweise auf die
spatere Eskalation im Lande gegeben.

Syrien ist ja nicht Gber Nacht vom demokratischen
Vorzeigeland in der Region zu einer Despotie ge-
worden. Es war bereits vorher eine glasklare und
fur alle erkennbare Diktatur, bereits begriindet von
dem Vater des jetzigen Prasidenten. Dass in Sy-
rien auch in den Jahren vor der Reise schwere
Menschenrechtsverletzungen erfolgt sind, hat nicht
nur Amnesty International geschrieben, sondern
auch das Auswartige Amt. Hier ware es sicherlich
sinnvoll gewesen, die Interessenlage genauer
abzuwégen.

Sehr irritierend ist jedoch die Pressemitteilung zu
dieser Reise des FDP-Staatssektretars, der ge-
schrieben hat, Syriens Wirtschaft sei in einem
Transformationsprozess zur sozialen Marktwirt-
schaft. Da frage ich mich schon, was fir ein Ver-
stdndnis dahinter steckt. Soziale Marktwirtschaft
bedeutet Wettbewerb, aber auch Teilhabe, Arbeit-
nehmerrechte, Vereinigungs- und Versammlungs-
freiheit. In Syrien herrschten ja wohl schon zu der
Zeit Gulnstlingswirtschaft und Unterdriickung mit
Stasi-ahnlichen Sicherheitsapparaten.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN - Zuruf von Gabriela Kénig
[FDP])

- Frau Konig, wer einen Antrag stellt, muss sich
auch der Diskussion Uber die Vergangenheit stel-
len.

Aber jetzt wollen wir ja gemeinsam neue Wege
gehen. Ich glaube, das ist genau das, was Herr
Oetjen in seiner Rede deutlich gemacht hat. Ich
teile ndmlich unabhangig davon die Auffassung,
dass die Frage der Menschenrechte bei Auslands-,
Delegations- und Ausschussreisen - da hat er vol-
lig Recht- nach Mdglichkeit zukinftig wesentlich
starker berlcksichtigt werden sollte.

Die Information der Landesregierung und der Teil-
nehmer von Delegationsreisen Uber die Lage der
Menschenrechte in den jeweiligen Besuchslandern
kann dabei ab sofort forciert werden. Bei Planung,
Organisation und Durchfiihrung der Reisen kon-
nen, wie in der Vergangenheit schon erfolgt, ver-

starkt Gesprache mit Vertretern der Zivilgesell-
schaft erfolgen, sodass dies im Einzelfall machbar,
opportun und natirlich hoffentlich auch vielver-
sprechend ist.

Der Hinweis auf die besondere Relevanz men-
schenrechtlicher Aspekte gegentber im Ausland
tatigen niedersachsischen Unternehmen kann bei
Bedarf im Zuge von Firmenbesuchen und Netz-
werkveranstaltungen erfolgen.

Ich wirde es begrifRen - das ist, glaube ich, das
gemeinsame Ziel -, wenn wir in Zukunft genau bei
solchen Reisen viel friiher- auch gemeinsam -
diese Diskussion fihren wirden. Ich will das nicht
nur auf die Frage der Menschenrechte beziehen,
sondern bewusst auch auf die Auswahl der Reise-
ziele. Ich biete im Namen des Wirtschaftsministeri-
ums an, dass wir in Zukunft sehr friih, auch gerade
mit den Fraktionen und den Vertretern, die an die-
sen Reisen teilnehmen, diese Diskussion flihren
und gemeinsame Uberlegungen anstellen, damit
wir danach diese Auslandsreisen zielgerichtet und
erfolgreich hier im Landtag und in unserer Arbeit
prasentieren kénnen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Vizeprasident Karl-Heinz Klare:

Vielen Dank, Herr Minister. - Der Kollege Oetjen
hat sich noch einmal zu Wort gemeldet. Sie haben
1:30 Minuten.

Jan-Christoph Oetjen (FDP):

Ganz herzlichen Dank. - Herr Prasident! Verehrte
Kolleginnen und Kollegen! Ich mdchte einleitend
sagen, dass der Ausloser unseres Antrags, den wir
eigentlich schon in der letzten Wahlperiode ein-
bringen wollten, was aber dann nicht mehr sinnvoll
erschien, weil sich die Periode dem Ende zuneigte
und wir ihn ganz offensichtlich nicht mehr hatten
abschliefend beraten kdnnen,

(Zurufe von der SPD: Oh!)

eine Chinareise des Prasidiums war. Nach dieser
Reise hatten wir den Eindruck, dass das Thema
Menschenrechte dort nicht ausreichend im Mittel-
punkt gestanden hat. Das war der Anlass dafir zu
sagen, wir missten uns auf unseren Reisen ei-
gentlich mehr mit den Menschenrechten beschéfti-
gen.
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Sehr geehrter Herr Minister, die Auswahl der Rei-
seziele der Landesregierung will ich nicht kommen-
tieren, aber nach meiner Erkenntnis ist es so, dass
die Industrie- und Handelskammern gemeinsam
mit NGlobal fir die Ministerreisen die Ziele aus-
wahlen, wenn es darum geht, wirtschaftliche Kon-
takte zu knupfen. Von daher ist es nicht so, dass
es dorthin geht, wohin man schon immer einmal
wollte, sondern - zumindest in der Vergangenheit -
zu Zielen, an denen die Wirtschaft Interesse an-
gemeldet hatte, weil sie sich dort Markte erschlie-
Ren kann und weil sie dort fir sie wertvolle Kontak-
te knipfen kann.

(Beifall bei der FDP und Zustimmung
bei der CDU)

Von daher weise ich das, was Sie hier gesagt ha-
ben, entschieden zuriick.

Ich méchte auch deutlich machen, dass das Land
Niedersachsen naturlich nicht Gber einen eigenen
auswartigen Dienst verfligt, sondern wir immer
darauf angewiesen sind, dass wir die Informatio-
nen vom Auswartigen Amt bekommen. Das war
auch bei der Syrienreise so. Die Formulierungen,
die in der Pressemitteilung verwandt worden sind,
sind damals mit dem Auswartigen Amt abgestimmt
gewesen. Ich weil3, dass der Kollege Limburg
gleich sagen wird: Das macht es nicht besser. -
Aber es ist nun einmal so, dass wir dazu keine
eigene Kompetenz haben.

(Glocke des Prasidenten)

Damals ist Ubrigens auch die Kollegin Emmerich-
Kopatsch mit dabei gewesen. Ich hoffe, dass die
gute Tradition, dass Mitglieder der Fraktionen an
den Reisen teilnehmen, auch in Zukunft fortgefuhrt
wird.

Einen letzten Satz, wenn Sie ihn mir gestatten,
Herr Prasident.

Ich hoffe, dass die Landesregierung - ich mochte
Sie wirklich ermuntern, das zu tun, Herr Minister
Lies - auch in Lander fahrt, in denen in Bezug auf
die Menschenrechte nicht alles rosig ist; denn ich
glaube, dass es wichtig ist, dass wir auch in diese
Lander fahren, dort in einen Dialog eintreten und
mit den Menschen reden. Ich bin davon Uberzeugt,
dass wir nur Uber einen solchen Dialog Verbesse-
rungen bei den Menschenrechten erreichen kon-
nen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und Zustimmung
bei der CDU)
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Vizepréasident Karl-Heinz Klare:

Auch die Fraktion Blndnis 90/Die Grinen hat zu-
satzliche Redezeit beantragt. Herr Limburg, auch
Sie erhalten 1:30 Minuten.

Helge Limburg (GRUNE):

Vielen Dank. - Herr Prasident! Herr Kollege Oetjen,
nein, ich wollte auf etwas ganz anderes hinaus.
Sie haben noch einmal die Lageeinschatzung
durch das Auswartige Amt angesprochen. Ich fin-
de, unabhangig von der jeweiligen politischen Far-
be, die hier oder im Bund die Regierung stellt - in
Demokratien wechselt das ja zum Glick -, ware es
gut, wenn dieses Haus insgesamt diese Diskussi-
on zum Anlass nahme, um auch in Richtung des
Auswartigen Amtes und derjenigen Leute, die dort
solche Beurteilungen schreiben - das passiert ja
nicht nur Uber Syrien, sondern Uber alle Staaten -,
ein ganz deutliches Signal zu senden: Wir Politike-
rinnen und Politiker lassen so etwas nicht mehr zu.
Wir nehmen es nicht mehr hin, dass solche be-
schonigenden Berichte geschrieben werden.

Lassen Sie uns doch gemeinsam, unabhéngig
vom konkreten Streit, wer wann wo die Verantwor-
tung hatte, dieses Signal an das Auswartige Amt
und an den Auswartigen Dienst senden!

Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und Zu-
stimmung bei der SPD)

Vizeprasident Karl-Heinz Klare:

Vielen Dank. - Weitere Wortmeldungen liegen nicht
VOr.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer der Beschlussempfehlung des Altestenrats
zustimmen mdéchte und damit den Antrag der FDP-
Fraktion in der sich aus der Beschlussempfehlung
ergebenden geanderten Fassung annehmen will,
den bitte ich jetzt um ein Handzeichen. - Gibt es
Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Das ist nicht
der Fall. Damit ist der Antrag so beschlossen.

Ich rufe auf den

Tagesordnungspunkt 40:

Erste Beratung:

Frei, schnell, fur alle, Uberall: Zugdnge zum
Internet ausbauen - Netzneutralitdt bewahren -
Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion
Blndnis 90/Die Griinen - Drs. 17/263
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Fur die SPD-Fraktion wird Maximilian Schmidt - er
ist schon hier vorne - den Antrag einbringen. Sie
haben das Wort, Herr Schmidt.

Maximilian Schmidt (SPD):

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Damit
es schnell geht, hatte ich mich eben schon auf den
Weg gemacht.

Wissen Sie was? - Die Bundeskanzlerin hat ges-
tern einen richtig groften Hit gelandet, und zwar
ziemlich unfreiwillig. Sie hat namlich auf der gestri-
gen Pressekonferenz mit Barack Obama einen
Clip auf YouTube publiziert, der wahrscheinlich
noch mehr Aufmerksamkeit auf sich gezogen hat.
Sie hat den, wie ich finde, ziemlich merkwirdigen
Satz gesagt: ,Das Internet ist fiir uns alle Neuland.”

Ich muss |hnen sagen: In meiner Generation, aber
auch in der Generation meiner Oma - sie ist 80
Jahre alt- ist das Internet eben kein Neuland
mehr, sondern es ist Teil unserer Alltagskultur.

Ich habe die Mittagspause fur einen Besuch beim
Landesjugendring genutzt. Er fihrt heute die Ta-
gung NETPARTY 2013 durch, bei der es darum
geht, Teilhabe fir junge Menschen Uber das Inter-
net und mithilfe des Internets zu organisieren. Von
daher ist das Internet fiir uns kein Neuland, son-
dern die grofite Innovation unserer Zeit.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Das Internet ist nicht nur ein Medium, um sich
Videos anzugucken, sich Nachrichten zu schreiben
oder Ahnliches. Ehrlich gesagt, es ist die Grundla-
ge fur unsere moderne Wirtschaft, wie wir sie ha-
ben. In Niedersachsen sind 11 000 Unternehmen
mit Uber 60 000 Beschaftigten ansassig, die in
diesem Bereich der IKT-Wirtschaft angesiedelt
sind. Aber ich kann mir heutzutage kein einziges
Unternehmen mehr vorstellen, das ohne einen
schnellen, freien und offenen Internetzugang aus-
kommt.

Vor dem Hintergrund ist der Internetzugang heut-
zutage ein ganz selbstverstandliches Arbeitsmittel,
auch bei uns hier im Hause. Der Kollege Oetjen
z. B. nutzt es gerade intensiv, viele andere Kolle-
ginnen und Kollegen auch.

Das Internet dient auch etwas anderem, was fir
diesen Landtag insgesamt sehr wichtig ist. Das
Internet hat ein neues Zeitalter eingelautet, mit
dem endlich die gleiche Augenhdhe zwischen Re-
gierenden und Regierten erreicht wird.

(Norbert Bohlke [CDU]: Also doch
Neuland! - UIf Thiele [CDU]: Innovati-
on! Neuland! - Beifall bei der CDU)

- Ich weil}, Sie kdnnen heute noch den Gegenbe-
weis antreten, dass Sie an der Stelle weiter sind
als Frau Merkel. Das werden Sie mit Sicherheit
auch tun.

Wissen Sie, was heute die entscheidende Frage
ist? - Das ist tatsachlich eine Gerechtigkeitsfrage.
Da der Zugang zum Internet auch die Grundlage
fur wirtschaftliche Starke, fur Informations- und
Meinungsfreiheit ist, besteht leicht die Gefahr, dass
die Gesellschaft in zwei Teile gespalten wird: in
jene, die einen solchen Zugang haben, und jene,
die ihn nicht haben, etwa weil sie nicht das nétige
Geld mitbringen oder weil sie am falschen Ort woh-
nen, z. B. im sehr landlichen Raum, wo der Inter-
netausbau in vielen Teilen unseres Landes noch
nicht weit genug vorangeschritten ist.

Deswegen ist die Frage des Zugangs zum Internet
heute gleichermalien eine Frage von Freiheit und
von Gerechtigkeit.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Doch diese Freiheit gerat zurzeit in Gefahr. Es
geht um die Neutralitdt der Datentubermittiung im
Netz. Die Deutsche Telekom hat vor einiger Zeit
angekundigt, dass sie in Zukunft die sogenannten
Flatrate-Angebote eingrenzen will. Das heil’t: Je-
mand, der einen Vertrag abschlie3t, mit dem er
sich den freien, gleichen und immer mit hoher Ge-
schwindigkeit hinterlegten Zugang zum Netz si-
chern will, erfahrt, dass dieser Zugang irgendwann
eingeschrankt wird.

Das ist der Einstieg in den Ausstieg aus dem freien
Internet! Denn dann gilt ein anderes Prinzip. Dann
gilt nicht mehr das Prinzip des freien Netzzugangs,
sondern das Prinzip: Wer genug Geld mitbringt,
der kann das Internet in seiner vollen Breite nut-
zen. - Ich glaube, das ist einfach falsch.

(Beifall bei der SPD)

Dadurch wird Innovation gebremst und letztlich
auch die Informations- und Meinungsfreiheit ein-
geschrankt. Wir missen uns also sehr genau uber-
legen, wie wir die Bedingungen fiir das Internet so
regulieren, dass alle daran teilhaben kénnen.

Es gab vor einigen Jahren - vielleicht erinnert sich
der eine oder die andere noch daran - einen Wirt-
schaftsminister Michael Glos. Der hat zum Thema
Internet den denkwirdigen Satz gesagt: Ich habe
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Gott sei Dank Leute, die fur mich das Internet be-
dienen. - Herzlichen Gliickwunsch dazu!

Vizepréasident Karl-Heinz Klare:

Darf ich Sie kurz unterbrechen? - Vom Kollegen
Baumer liegt die Bitte fur eine Zwischenfrage vor.
Lassen Sie die zu?

Maximilian Schmidt (SPD):
Wenn es hilft, gerne.

Martin Baumer (CDU):

Herr Kollege, Sie halten ja eine sehr euphorische
Rede, was das Thema schnelles Internet angeht.
Vor diesem Hintergrund mdchte ich lhnen die Fra-
ge stellen, warum gestern Morgen beim Parlamen-
tarischen Fruhstick des VKU zwolf Abgeordnete
der CDU da gewesen sind, aber nur eine Kollegin
der SPD.

(Zurufe von der SPD: Oh! - Beifall bei
der CDU)

Vizeprasident Karl-Heinz Klare:
Herr Schmidt, Sie haben das Wort.

Maximilian Schmidt (SPD):

Darauf kann ich Ihnen sehr leicht antworten: Frau
Andrea Schroder-Ehlers hat uns dort wirklich wun-
derbar vertreten.

(Beifall bei der SPD)

Der aktuelle Wirtschaftsminister nimmt sich hinge-
gen tatsachlich des Internets an. Philipp Résler,
nachdem er nach Berlin gegangen ist, hat jetzt
auch erkannt, dass ein freies Internet sowie der
schnelle Zugang dazu wichtig sind. Er hat ange-
kindigt, dass er auf dem Verordnungsweg die
Netzneutralitdt gewahrleisten will. Aber wenige
Tage spater ist diese Zusage schon wieder zu-
rickgenommen worden; denn die sogenannten
Managed Services, die die Telekom anbietet, sol-
len ausgenommen werden.

Worum geht es dabei? - Ich mdchte versuchen, es
zu erklaren. Managed Services sind Zukaufange-
bote. Das heif3t, man kauft sich einen Internetzu-
gang im ,Sandkasten®: Es entscheidet nicht mehr
der Nutzer, sondern der Anbieter. Und das ist der
Einstieg in den Ausstieg aus dem freien, offenen
Internet. Das ist der Einstieg in ein Zweiklassenin-
ternet. Kleinere und mittlere Unternehmen, die auf
diesem Gebiet Innovationen entwickeln, haben
dazu dann keine Chance mehr. Sie kommen in
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diesen gekauften ,Sandkasten“ nicht hinein, weil
sie nicht Uber die notwendigen Mittel dazu verfi-
gen.

Wir wollen das andern. Wir wollen Netzneutralitat
ohne Wenn und Aber. Wir wollen bei der Novellie-
rung des Telekommunikationsgesetzes die Netz-
neutralitat gesetzlich festschreiben.

Bei der Gelegenheit wollen wir auch noch eine
andere Sache regeln. Das hangt mit einer Diskus-
sion zusammen, die zurzeit nicht nur in Amerika,
sondern auch in Europa eine grof3e Rolle spielt.
Wir wollen namlich auch verhindern, dass Inhalts-
kontrollen stattfinden. Wir wollen nicht, dass den
Bargerinnen und Birgern in die Daten geguckt
wird: weder durch den Staat noch durch die Anbie-
ter.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Und wir wollen, dass das Ganze durch die Bun-
desnetzagentur kontrolliert und sanktioniert wer-
den kann.

Ich glaube im Ubrigen, dass das ein ganz groRes
Verbraucherschutzthema ist. Wir wollen, dass
Kundinnen und Kunden sich wehren kénnen. Wir
wollen, dass, wenn ,Flatrate® oben draufsteht,
auch Flatrate drin ist und man nicht mehr 20 Seiten
Allgemeine Geschaftsbedingungen lesen muss,
um herauszufinden, ob irgendetwas gedrosselt
wird.

Wir wollen die Verbraucherinnen und Verbraucher
dadurch starken, dass sie ein Sonderkiindigungs-
recht bekommen. In dem Moment, in dem die
Netzneutralitat eingeschrankt wird, soll der Kunde
seine Vertragsbindung aufheben und sich einen
Anbieter suchen koénnen, der ihm solche Be-
schrankungen nicht auferlegt.

Und wir wollen beim Ausbau der Internet-
Infrastruktur etwas tun, der in den nachsten Jahren
ganz wichtig ist. Ich bin der Landesregierung Uubri-
gens dankbar, dass jetzt schon die nachste
EU-Férderperiode vorbereitet wird. Uber den EF-
RE werden wir den Breitbandausbau kinftig nur
noch sehr schwer fordern kdnnen. Wenn wir damit
Uber den ELER weitermachen, gerade im landli-
chen Raum, muss aber eines gelten: Wenn Steu-
ergelder in den Internetausbau flielen, dann dir-
fen die Anbieter nicht drosseln. Netzneutralitat
muss die Grundlage dafiir sein, dass Steuergeld in
den Breitbandausbau flief3t.
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(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Es ist zu Recht darauf hingewiesen worden, dass
wir hier nicht alles im Landtag regeln kdnnen.
Deswegen werden wir uns Uber den Bundesrat
dafur einsetzen, dass das fir Deutschland und fur
Europa geregelt wird und dass wir uns daran auch
international beteiligen.

Ich komme zum Schluss. Hier im Landtag ist es ja
nicht wie auf Facebook. Hier ist ein Antrag noch
nicht dadurch beschlossen, dass man nur auf ,ge-
fallt mir* klickt, sondern hier ist eine Offline-Be-
ratung im Fachausschuss notwendig. Darauf freue
ich mich, und ich freue mich sogar uber lhre viel-
leicht physische Zustimmung per Handzeichen.

Schonen Dank fiir lhre Aufmerksamekeit.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Vizeprasident Karl-Heinz Klare:

Das Wort hat jetzt die Abgeordnete Gudrun Pieper
von der CDU-Fraktion. Frau Pieper!

Gudrun Pieper (CDU):

Sehr geehrter Herr Prasident! Meine lieben Kolle-
ginnen und Kollegen! Herr Schmidt, Sie haben sich
eingangs dazu gedullert, dass unsere Bundes-
kanzlerin gesagt hat: ,Internet ist Neuland®. Dazu
mochte ich lhnen sagen: Jeder, der das Internet
nutzt, trifft dort jeden Tag auf Neuerungen. Zu
behaupten, dass es nicht immer wieder etwas
Neues ist, finde ich schon ein bisschen arrogant.
Ich denke, da sollten wir doch etwas andere Worte
wahlen.

(Beifall bei der CDU und Zustimmung
von Frau Gabriela Konig [FDP])

Aber der wahre Grund fir die heutige Debatte ist ja
nicht dieses Zitat der Bundeskanzlerin, sondern
der vorliegende Antrag von SPD und Bindnis
90/Die Griinen. Schauen wir uns diesen Antrag
doch einmal genauer an.

Hintergrund sind natlrlich die von der Deutschen
Telekom angekindigten neuen Tarife. Das Unter-
nehmen hatte - das hat Herr Schmidt dargstellt -
laut dartber nachgedacht, kinftig keine Flatrate-
Tarife fir das Internet mehr anzubieten. Diese
Anklndigung hat fiir eine teils heftige offentliche
Reaktion gesorgt. Das kann ich verstehen, das
kdnnen wir alle verstehen, und insofern besteht
auch Konsens.

Ein Streitpunkt in diesem Zusammenhang ist aller-
dings die Frage, ob die Telekom mit derartigen
Tarifen, die zwischen ,umsonst” - gleich langsam -
und ,ich zahle drauf- gleich schnell - liegen, ge-
gen das Prinzip der Netzneutralitat verstofen wiir-
de. Das ist auch die Frage, die uns meines Erach-
tens berechtigt, uns in die Entscheidung des Un-
ternehmens Telekom einzumischen. Daruber soll-
ten wir auch ganz intensiv im Ausschuss beraten.

Liest man aber den Antrag weiter, frage ich mich
schon: Was soll das denn jetzt?

Ich muss lhnen ganz ehrlich sagen, dass ich den
Antrag zweimal lesen musste. Nicht, weil ich ihn
nicht verstanden hatte, sondern weil darin Dinge
miteinander vermischt werden, die eigentlich nichts
miteinander zu tun haben. Trotzdem werfen Sie
alles in eine groRe Schissel - die Netzneutralitat,
die Inhaltskontrollen, die Bundesnetzagentur, den
Verbraucherschutz, den Breitbandausbau, die
LTE-Infrastruktur und die Europapolitik -, verriihren
es und heraus kommt dann ein Werk mit der Uber-
schrift ,Antrag®.

Diesen ,Brei“, meine Damen und Herren, gilt es,
jetzt erst einmal zu entschlisseln. Das mdchte ich
versuchen, und dazu mochte ich mich Punkt flr
Punkt an dem Antrag entlang hangeln.

Ich beginne mit der Nr. 1. Dort findet sich leider
eines lhrer Ublichen Muster, so wie wir es heute
Morgen ja auch schon bei Wirtschaftsminister Lies
erlebt haben. Sie zeigen zuallererst mit dem Finger
auf die anderen - hier wie so oft auf die Bundesre-
gierung -, anstatt sich erst einmal selbst zu fragen,
was man tun kann. Also, Sie wollen, dass der
Landtag den Bund auffordert, die Netzneutralitat
gesetzlich festzuschreiben.

Dazu darf ich lhnen aber einmal den § 41 a des
Telefonkommunikationsgesetzes vorlesen:

,Die Bundesregierung wird erméachtigt, ...
gegeniber Unternehmen, die Telekommuni-
kationsnetze betreiben, die grundsatzlichen
Anforderungen an eine diskriminierungsfreie
Datentubermittlung und den diskriminie-
rungsfreien Zugang zu Inhalten und Anwen-
dungen festzulegen, um eine willkirliche
Verschlechterung von Diensten und eine
ungerechtfertigte Behinderung oder Ver-
langsamung des Datenverkehrs in den Net-
zen zu verhindern ...*

(Zurufe von der CDU: Ahal!)
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Merken Sie was? - Das steht bereits im Gesetz.
Die Arbeit war also schon erledigt, bevor Sie lhren
Antrag geschrieben haben.

(Beifall bei der CDU und Zustimmung
von Gabriela Konig [FDP])

Ich komme zu Nr. 2. Auch hier findet sich wieder
eines lhrer Gblichen Muster: die Schaffung oder die
Aufbldhung einer Behodrde. Wir kennen das ja von
den Regionalbeauftragten. - Sie wollen Kontrolle,
und Sie wollen Regulierung. Sie wollen die Inter-
netdienstanbieter noch mehr Fragebdgen ausfillen
und Statistiken erstellen lassen. Das aber ist in
unseren Augen kontraproduktiv und nicht am Kun-
den orientiert. Auch daruber sollten wir im Aus-
schuss noch eingehend beraten.

(Maximilian Schmidt [SPD]: Das ist
schon sehr gewagt, was Sie da sa-
gen!)

Damit komme ich zu Nr. 3. Darunter fordern Sie
Sanktionen gegen Unternehmen, und gleichzeitig
mischen Sie auch noch ein wenig den Verbrau-
cherschutz auf. Angesichts dessen wirde ich emp-
fehlen, den neu gebildeten Unterausschuss ,Ver-
braucherschutz“ mit auf den Plan zu rufen, damit
wir auch hier eine fachkundige Beratung bekom-
men.

Auch die Nr. 4 folgt lhrem Ublichen Muster. Sie
wollen Vorschriften und engste Vorgaben fir die
Wirtschaft. Sie verbinden das Projekt des Breit-
bandausbaus mit der Forderung nach Mindestge-
schwindigkeiten und fordern, dass die EU nur sol-
che Projekte fordert, die diese Vorgaben einhalten
- sprich: die Guten, die vielleicht in Ihr Muster pas-
sen.

Abschliefend komme ich zu Ihrem letzten Punkt,
zu Nr. 5. Dort fordern Sie eine internationale Ver-
sténdigung zur Sicherung der Netzneutralitat. Das
wird der Punkt sein, Gber den wir im Ausschuss fiir
Bundes- und Europaangelegenheiten, Medien und
Regionalentwicklung sehr genau diskutieren soll-
ten. Denn auf EU-Ebene laufen ja schon einige
Initiativen. Ich nenne als Stichwort nur die Initiative
von EU-Kommissarin Neelie Kroes.

Also, wir haben grolen Diskussionsbedarf. Ich
freue mich auf den Austausch der Meinungen. Und
abschlielend, Herr Schmidt: Freies Internet gibt es
immer noch nicht. Rufen Sie mal Herrn Ai Weiwei
an! Dann werden Sie sehen, ob Sie freies Internet
haben.

Danke schon.
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(Beifall bei der CDU und Zustimmung
von Gabriela Kénig [FDP] - Zurufe von
der SPD)

Vizeprasident Karl-Heinz Klare:

Vielen Dank. - Das Wort hat jetzt Herr Kollege
Bode von der FDP-Fraktion.

Jorg Bode (FDP):

Herr Prasident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Fir die FDP-Fraktion ist die Netzneutralitat
ein essentielles Gut der Informationsgesellschaft
und deshalb unbedingt in den Vordergrund zu
stellen. Ich bin Uber die Diskussion, die ja bedauer-
licherweise von der Telekom ausgeltst worden ist,
gleichwohl froh, weil sie namlich dazu gefuhrt hat,
dass man sich in der Gesellschaft mit dem Thema
in aller Tiefe auseinandergesetzt hat. Konkret geht
es um die Geschwindigkeitsbremse der Telekom.

Ich finde es sehr gut, dass in der politischen De-
batte ganz schnell erkannt worden ist, dass hier
Handlungsbedarf  besteht. Das Bundeswirt-
schaftsministerium unter Minister Résler hat sofort
gehandelt und den Entwurf einer Verordnung zur
Gewabhrleistung der Netzneutralitat erarbeitet, der
schnellstmdéglich umgesetzt werden soll.

(Zustimmung bei der FDP)

Damit, meine sehr geehrten Damen und Herren,
wird sichergestellt, dass Internetanbieter alle Inhal-
te gleich schnell zum Kunden transportieren mus-
sen. In dem Entwurf heil3t es:

.Netzbetreiber dirfen eigene Inhalte oder
Anwendungen von bestimmten Drittanbie-
tern ... nicht bevorzugt Gbermitteln.”

Man sieht also, dass die bestehenden Regelungen
bereits ausreichend waren, um sofort handeln zu
kdnnen. Deshalb ist eine gesetzliche Regelung,
wie Sie sie vorschlagen, aus unserer Sicht nicht
sinnvoll. Wie gesagt, wir missen einfach nur die
bestehenden Instrumente nutzen.

(Unruhe)

Wettbewerb muss hier ganz klar - - -

Vizepréasident Karl-Heinz Klare:

Herr Kollege Bode, einen Moment, bitte! - Hier
kommt gerade eine gewisse Unruhe auf, wahr-
scheinlich aufgrund der Meldung, die gerade he-
rumlauft. Aber ich bitte darum, sich auf den Redner
zu konzentrieren. - Sie haben wieder das Wort,
Herr Bode.
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(Ronald Schminke [SPD]: Kénnen Sie
die Meldung einmal fiir alle durchge-
ben?)

- Das kommt gleich.

Jorg Bode (FDP):

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Wettbe-
werb muss klar vor Regulierung stehen. Das, was
Sie fiir Inr Gesetz planen, ist eine Uberregulierung.
Damit wollen Sie eine Miucke zum Elefanten ma-
chen. Denn schlie3lich war es der Wettbewerb, der
gerade im Bereich des Internets dazu gefiihrt hat,
dass Kunden einen viel besseren Zugang und viel
mehr Mdglichkeiten haben, als dies in der Vergan-
genheit der Fall war.

Und weil das so ist, stellt § 41 a des Telekommuni-
kationsgesetzes die Netzneutralitét als schitzens-
wert bzw. als zu schitzen dar. Wir haben also
schon Regelungen, die eine flexible Reaktion er-
moglichen.

Nun zum Stichwort Inhaltskontrolle. Herr Schmidt,
die Deep Packet Inspection (DPI) ist bereits heute
unzulassig: aufgrund von Artikel 10 des Grundge-
setzes und aufgrund der Datenschutzbestimmun-
gen.

(Zustimmung von der FDP und von
der CDU)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Tele-
kom hat angekundigt, Vertrage, die nach dem
2. Mai dieses Jahres abgeschlossen wurden, ab
2016 von einer Flatrate auf einen Volumentarif
umzustellen. Hier finde ich auch, dass das eigent-
lich nicht sein darf. Man muss vor Vertragsab-
schluss wissen, was man abschlief3t, und es darf
auf keinen Fall eine Verbrauchertduschung geben.
.Flatrate“ ist ein klar feststehender Begriff, und den
kann ein Anbieter nicht auf einmal umdefinieren,
nach dem Motto: ,Flatrate“ bedeutet eigentlich nur
ein gewisses Volumen, das, wenn es aufgebraucht
ist, nur noch gegen ein entsprechendes Entgelt
ausgeweitet werden kann. Ob das jetzt ein ,Sand-
kasten® ist, weil} ich nicht. Ich finde einfach, das ist
Betrug am Verbraucher - um es einmal auf den
Punkt zu bringen -, und das muss verboten sein.
Hier brauchen wir tatsachlich Transparenz.

(Beifall bei der FDP)

Wo ,Flatrate draufsteht, muss auch Flatrate drin
sein. Das hat der Verbraucher verdient. Diesen
MalRstab wird man auch bei der Telekom ganz klar
anlegen muissen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der
Breitbandausbau ist weiter dringend nétig. High-
Speed-Internet ist gerade in Niedersachsen mit
seinen landlichen Raumen dringend erforderlich.
Wir missen aufpassen, dass unsere landlichen
Raume digital nicht abgehangt werden. Schnelle
Datenanbindungen sind heutzutage genauso wich-
tig wie Anbindung von StralRen - auch Autobah-
nen -, Schienen- oder Wasserwegen.

Deshalb wirde ich mir schon wiinschen, dass die
Landesregierung das mit allen Instrumenten for-
dert, so, wie sie es in der Vergangenheit auch
getan hat. Ich habe mich jedenfalls gewundert,
dass die Landesregierung bei ihrem Beschluss zu
den Eckwerten der Landesrichtlinien zur EU-
Foérderung eine Forderung aus dem EFRE ausge-
schlossen hat und nur noch Mittel aus dem ELER
dafir zur Verfigung stellen will. Ich finde, das ist
falsch. Darlber sollten Sie noch einmal nachden-
ken.

(Beifall bei der FDP und Zustimmung
bei der CDU)

Vizeprasident Karl-Heinz Klare:

Das Wort hat der Kollege Onay, Blindnis 90/Die
Grlnen.

Belit Onay (GRUNE):

Sehr geehrter Herr Prasident! Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Bode, sehr
geehrte Frau Pieper, Sie haben richtigerweise
erwdhnt, dass im Telekommunikationsgesetz be-
reits eine rechtliche Regelung in Sachen Netzneut-
ralitdt besteht. Aber dann frage ich mich naturlich,
warum Wirtschaftsminister Roésler erst einen Brief
an die Telekom schreibt. Mir ist bisher nicht be-
kannt gewesen, dass Gesetze per Brief durchge-
setzt werden missen. Ich glaube, da ist einiger
Handlungsbedarf.

(Zuruf von Gabriela Kénig [FDP])

Dieser Handlungsbedarf macht sich ja auch in der
Empo6rung der Menschen deutlich. Das Internet -
ob ,Neuland“ oder nicht - ist letztlich ein Grundbe-
durfnis der Menschen. Wir sehen bei den Demo-
kratisierungsprozessen in einigen Landern, welche
Rolle das Internet dort spielt, wir sehen es bei der
Informationsfreiheit, beim Beruf: Zugang zu Wis-
sen, zu Informationen, fir die Kommunikation
usw., usf. Deshalb wundert es auch nicht, dass
innerhalb von vier Tagen 50 000 Menschen eine
Petition an den Bundestag unterschrieben haben,
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damit die Bundesregierung im Bereich der Netz-
neutralitat aktiv wird.

(Beifall bei den GRUNEN und Zu-
stimmung bei der SPD)

Die Verbraucherschutzministerkonferenz hat in
Richtung der Bundesregierung einstimmig den
Auftrag erteilt, im Sinne der Netzneutralitat aktiv zu
werden. Auch die EU-Kommission - das hatten Sie
schon gesagt, Frau Pieper - hat im Jahr 2009 die
Netzneutralitat als politisches Ziel ausgegeben.
Das heil’t, es herrscht noch Handlungsbedarf, und
auf den reagiert auch unser Antrag.

(Gudrun Pieper [CDU]: Nein, eben nicht!)

Ihr Beitrag, Herr Bode, war fir mich so etwas wie
ein Déja-vu. Ich bin zwar noch nicht lange im Land-
tag, aber ich habe mir naturlich die Protokolle tber
vorherige Sitzungen angeguckt. Der Bereich Netz-
neutralitdt wurde seitens der SPD schon einmal in
der letzten Legislaturperiode, im Jahr 2011, thema-
tisiert.

(Zustimmung bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Das stand damals naturlich in einem etwas ande-
ren Kontext, aber dennoch bezog es sich auf die
Netzneutralitat. Im Juni 2011 gab es die Debatte
dazu. Damals hatte Kollege Professor Dr. Dr. Ziel-
ke dazu gesprochen.

(Zuruf von der FDP: Ein guter Mann!)

- Ein guter Mann, hdre ich gerade. Ich habe ihn
leider nicht kennengelernt.

Er sprach damals davon, ein Scheinproblem wirde
hochgeredet werden, und wir blieben Beweise
schuldig. Dann sagte er noch - wenn ich zitieren
darf -:

,Das nennt man Markt. Daflir brauchen wir
keine Netzneutralitatsiberwachungsbehor-
de. Man kann die Freiheit der Kommunikati-
on im Internet auch totschitzen.”

Der aktuelle Schritt der Telekom zeigt allerdings,
dass es eben kein Scheinproblem ist. Wir haben
es hier mit einem sehr realen Problem zu tun. Mir
geht es gar nicht darum, die FDP oder die Opposi-
tion zu bashen. Wie ich es eingangs schon gesagt
habe, ist ein Grundbediirfnis der Menschen der
freie Zugang, der schnelle Zugang, der gleichbe-
rechtigte und vom Portemonnaie, vom Einkommen
unabhangige Zugang zum Internet.

(Zustimmung bei der SPD)
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In diesem Sinne ware mir sehr daran gelegen - es
sind ja Sternstunden im Landtag, wenn wir mit
breiter interfraktioneller Mehrheit Beschlisse fas-
sen -, dass wir auch in diesem Sinne einen mog-
lichst breiten Konsens schaffen kénnten. Es miss-
te auch lhnen einleuchten, dass die Netzneutralitat
schutzwirdig ist. Die Schutzwirdigkeit zeigt sich in
dem Schritt der Telekom.

In diesem Sinne freue ich mich auf die Debatte im
Ausschuss und hoffe, dass wir einen breiten Kon-
sens hinbekommen.

Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Vizeprasident Karl-Heinz Klare:

Vielen Dank, Herr Onay. - Jetzt hat sich auch un-
ser Minister zu Wort gemeldet. Herr Lies, Sie ha-
ben das Wort.

Olaf Lies, Minister fur Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr:

Herr Prasident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Ich begrifie den Antrag sehr, weil er mir
die Gelegenheit gibt, die Position der Landesregie-
rung noch einmal deutlich zu machen.

In einer zunehmend digitalisierten Gesellschaft
kommt dem Zugang zu einem freien und leistungs-
fahigen Internet eine grundlegende Bedeutung zu.
Wo dieser Zugang in Gefahr ist, ist zu prifen, ob
ein Eingreifen des Staates erforderlich ist. Die
Gefahr kann dabei heutzutage sowohl vonseiten
der Wirtschaftsunternehmen als auch von staatli-
chen Stellen oder aus dem Ausland kommen.

Die Anklundigung einer Drosselung von Breitband-
zugangen und die mdgliche Privilegierung von
eigenen Angeboten belegen, dass eine Uberprii-
fung der Regulierungsmechanismen angezeigt ist.
Die Landesregierung wird daher in Abstimmung
mit den anderen Bundeslandern, insbesondere
den rot-griin regierten, eine Initiative zur Novellie-
rung des Telekommunikationsgesetzes priifen.

Gegenstand der Uberpriifung wird sein, ob die
vorhandenen gesetzlichen Regelungen im Tele-
kommunikationsgesetz ausreichen, um einen Ver-
sto} gegen die Grundsatze der Netzneutralitat zu
verhindern. Es darf nicht sein, dass Internetanbie-
ter eine Privilegierung zulasten der Best-Effort-
Internet durchfiihren. Ebenso muss ausgeschlos-
sen werden, dass im sogenannten Managed Ser-
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vice andere Internetanbieter keinen gleichwertigen
Zugang erhalten.

Mit der Um- und Durchsetzung dieser Regelung
wirde die Bundesnetzagentur letztendlich beauf-
tragt werden. Insofern glaube ich, es ist kein Auf-
bldhen einer Behorde, sondern eine Erweiterung
der Aufgaben, die dort wahrgenommen werden
sollen. Zugleich muss sie gegenuber den Unter-
nehmen das erforderliche Instrumentarium zur
Durchfiihrung dieser Aufgabe erhalten. Die Unter-
nehmen missen also auch die entsprechenden
Pflichten haben, z. B. zur Unterrichtung der Netz-
agentur.

Ich bin der Meinung, dass ein Verstol3 gegen ge-
setzliche Bestimmungen auch der Sanktionierung
bedarf. Ob daneben noch ein Sonderkiindigungs-
recht fir den Endkunden sinnvoll ist, wird letztend-
lich im Novellierungsverfahren zu prifen sein. Die-
ser Punkt des Antrags wird fiir uns zumindest ein
Auftrag sein.

Eine flachendeckende leistungsfahige Breitband-
versorgung ist fir diese Landesregierung eine
wichtige o6ffentliche Einrichtung der Daseinsvorsor-
ge und eine Voraussetzung, damit alle Teilrdume
des Landes kunftig gleichwertige Chancen der
eigenstandigen und nachhaltigen Entwicklung
erhalten. Es ist vermehrt deutlich geworden, es
geht um den Einzelnen. Gerade aus Sicht des
Wirtschaftsministeriums will ich aber noch einmal
die Unternehmen und Industriebetriebe nennen.

(Unruhe)

Vizepréasident Karl-Heinz Klare:

Herr Minister, einen Moment, bitte! - Wenn man
dort unten sitzt, merkt man es nicht, aber wenn
man hier oben sitzt, merkt man es schon: Der Ge-
rauschpegel ist erheblich. Versuchen Sie doch
bitte, die Gesprache einzustellen. Der Minister hat
etwas Wichtiges zu sagen.

(Jens Nacke [CDU]: Das ware mal
etwas Neues! - Anja Piel [GRUNE]:
Das hat aber lange gedauert!)

- Das wird von hier aus jetzt so festgestellt.

Meine Damen und Herren, Herr Minister Lies hat
das Wort.

Olaf Lies, Minister fur Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr:

Danke, Herr Prasident.

Auf der einen Seite steht der private Endkunde.
Auf der anderen Seite geht es uns auch um die
Unternehmen; da hat Herr Bode voéllig recht. Las-
sen Sie mich das noch einmal betonen. Es geht
uns um die Wirtschaftsbetriebe. Wir missen ge-
zielt im Blick haben, wie wir Unternehmen zligig
eine Perspektive fir den Erhalt ihres Standortes
bieten.

Neben vielen anderen Fragen hangt der Standort-
vorteil auch von der eigentlichen Anbindung ab.
Deswegen sind wir ganz froh, dass wir Uber ELER
die Chance haben, dies auf Dauer mit einer grofie-
ren Substanz zu férdern. Die Entwicklung des
ldndlichen Raums beinhaltet auch die Entwicklung
von Gewerbe- und Industriegebieten, die wir drin-
gend fir die Entwicklung unserer Unternehmen
brauchen.

Wir setzen uns deshalb fir eine flichendeckende
Versorgung mit schnellem Breitbandinternet ein
und werden deshalb flir gezielte Fordermittel sor-
gen. Wir werden bei der Novellierung des Tele-
kommunikationsgesetzes darauf hinwirken, dass
die flachendeckende Breitbandversorgung durch
eine Universalverpflichtung abgesichert wird, so-
fern erkennbar ist - ich glaube, das darf man sa-
gen -, dass eine flachendeckende ausreichende
Breitbandversorgung auf andere Art und Weise
nicht erreicht wird. Ich beflirchte, dass genau das
letztendlich die Erkenntnis sein wird.

Ubrigens: Bei einer staatlichen Férderung werden
wir Zuwendungsempfanger selbstverstandlich zur
Netzneutralitdt verpflichten. Ich lasse zudem die
Verpflichtung der Empfanger staatlicher Férderung
auf diesen Grundsatz bereits im Vorfeld einer ge-
setzlichen Novellierung prifen.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Ich mdchte darauf hinweisen, dass wir hier nicht
allein stehen. Die politische Bedeutung dieser Ge-
samtthematik wird durch die Entschlielung der
Verbraucherschutzministerkonferenz deutlich un-
terstrichen, die im Mai diesen Jahres eine gesetzli-
che Verankerung der Netzneutralitdt einstimmig -
ich betone: einstimmig - gefordert hat. Vor diesem
Hintergrund setze ich mich selbstverstandlich dafir
ein, dass unsere Vorstellungen zur Netzneutralitat
auch auf europaischer Ebene Bertcksichtigung
finden.

Danke schon.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)
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Vizeprasident Karl-Heinz Klare:

Vielen Dank, Herr Minister. - Damit ist die Beratung
beendet.

Wir kommen zur Ausschussiiberweisung.

Der Antrag soll an den Ausschuss fur Bundes- und
Europaangelegenheiten, Medien und Regional-
entwicklung Uberwiesen werden.

(Gudrun Pieper [CDUJ: Und mitbera-
tend der Unterausschuss ,Verbrau-
cherschutz"!)

- Wird das beantragt? - Dann wird das noch mit
aufgenommen.

Wer dem zustimmen mochte, den bitte ich um ein
Handzeichen. - Gegenstimmen? - Das ist nicht der
Fall. Stimmenthaltungen gibt es auch nicht. Dann
ist das so beschlossen.

AuBerhalb der Tagesordnung:
Veranstaltungsreihe PARLAMENTSLEBEN

AuRerhalb der Tagesordnung gebe ich unserem
Prasidenten das Wort. Herr Prasident Busemann,
es ist mir eine Freude.

Prasident Bernd Busemann:

Herr Prasident Klare! Meine Damen und Herren!
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Parlamentsleben
ist etwas Eigenartiges, es ist etwas sehr Interes-
santes, und es ist manchmal auch mit Uberra-
schungen verbunden. Sie wissen, dass ich ge-
meinsam mit dem Prasidium Uber die gesamte
Legislaturperiode eine Veranstaltungsserie plane,
bei der es insbesondere um das Parlamentsleben
geht: darum, wie man den Parlamentarismus wei-
terentwickeln kann, wie das Abgeordnetenleben
ist, wie uns die Bevdlkerung sieht, was wir viel-
leicht verandern kdnnen und anderes mehr.

Zum Auftakt dieser Veranstaltungsserie wollten wir
heute Abend den Prasidenten des Deutschen
Bundestages, Herrn Professor Dr. Lammert, horen.
Im August soll und wird der Prasident des Europai-
schen Parlaments kommen. Andere werden fol-
gen.

Ich hatte mir schon Uberlegt, wie ich Herrn Profes-
sor Lammert heute hatte willkommen heiRen wol-
len: wahrscheinlich mit dem Hinweis, dass er heute
wohl den warmsten Empfang seiner ganzen Amts-
zeit in Hannover erleben wiirde.
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Aber mit der Warme hat das nun so seine Be-
wandtnis. Offenbar sind in Nordrhein-Westfalen
schon schwerste Unwetter unterwegs, Gewitter
und anderes mehr. Im Ruhrgebiet, in Mlnster und
Bochum, wo Herr Professor Lammert zuhause ist,
steht so einiges unter Wasser. Im Hause Lammert
steht Wasser, es gibt Stromausfall und einiges
mehr. - Ich habe es Uberprift: Es ist kein Gag, es
ist Realitat, und es wurde auch aus Berlin besta-
tigt.

Lange Rede, kurzer Sinn: Herr Professor Dr. Lam-
mert kann den Termin heute Abend leider nicht
wahrnehmen. Das ist sehr schade, nicht nur we-
gen des Redners und wegen des Themas, son-
dern auch wegen des Umstands, dass weit Uber
500 Zusagen vorliegen, und zwar nicht nur von
den hiesigen Parlamentariern.

Aber es niitzt alles nichts. Wir werden uns, auch
hinsichtlich des Programms, das darum herum
stattfindet, damit abfinden muissen, dass dieser
Termin heute um 18 Uhr nicht stattfindet. Sicher-
lich wird Herr Professor Dr. Lammert zu einem
anderen Termin zu uns finden.

Wir sind mit der Landtagsverwaltung derzeit dabei,
die externen Gaste zu erreichen, soweit es noch
geht, um ihnen mitzuteilen, dass die Veranstaltung
nicht stattfindet. Mir tut es personlich sehr leid. Alle
haben sich darauf gefreut, und wir haben uns vom
Prasidium, vom Plenum und von den Fraktionen
tagungstechnisch darauf eingestellt. Aber es lasst
sich nun leider nicht andern.

Herr Prasident, das bedeutet, es ware noch ein
weiterer Tagesordnungspunkt abzuhandeln. Ich
habe vorhin die Parlamentarischen Geschaftsfih-
rer informiert und gefragt, ob man sich in der Lage
sieht, vielleicht einen Punkt von morgen vorzuzie-
hen. Ich stelle es dem gemeinsamen Ratschluss
anheim, ob das geht. Ansonsten kdnnte man der
Sache etwas Positives abgewinnen: Nachdem
gegebenenfalls ein fir morgen vorgesehener
Punkt abgearbeitet worden ist, ist fir heute hitze-
frei.

Ich bedanke mich fir die Aufmerksamkeit.

(Beifall)

Vizeprasident Karl-Heinz Klare:

Vielen Dank, Herr Prasident. - Wie ich gerade er-
fahren habe, haben sich die Parlamentarischen
Geschaftsfihrer darauf verstandigt, lhrem Rat zu
folgen und heute einen weiteren Tagesordnungs-
punkt zu behandeln, namlich den Tagesordnungs-
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punkt 45: erste Beratung des Antrags ,Europai-
sche Sauenhaltung auf neueste wissenschaftliche
Erkenntnisse stellen®.

(Heiterkeit)
- Nomen est omen. - So verfahren wir.

Wir kommen jetzt aber erst einmal zum

Tagesordnungspunkt 41:

Erste Beratung:

Neue Herausforderungen auf dem Wohnungs-
markt meistern, Wohnungswirtschaft unter-
stutzen, bezahlbaren Wohnraum schaffen! -
Antrag der Fraktion der CDU - Drs. 17/264

Die Einbringung wird von dem Kollegen Max Mat-
thiesen, CDU-Fraktion, vorgenommen. Herr
Dr. Matthiesen, Sie haben das Wort.

Dr. Max Matthiesen (CDU):

Herr Prasident! Meine Kolleginnen! Meine Kolle-
gen! Zunehmender landespolitischer Schwerpunkt
sind die neuen Herausforderungen auf dem Woh-
nungsmarkt. Das Wohnen ist eines unserer
Grundguter. Hier sind Familien- und Sozialpolitik
ebenso gefordert wie Wirtschafts- und Regionalpo-
litik. Die CDU-Fraktion ergreift mit dem vorliegen-
den Antrag die Initiative.

(Vizeprésidentin Dr. Gabriele Andretta
tbernimmt den Vorsitz)

Unser groRes Bundesland Niedersachsen weist
sehr unterschiedliche Entwicklungen auf. Der
Spannungsbogen reicht von Gebieten mit steigen-
den Leerstadnden wie in Teilen Stdniedersachsens
bis zu Gebieten mit wachsender und stark wach-
sender Wohnungsnachfrage; ich nenne das westli-
che Niedersachsen und die Grof3stadte Hannover,
Braunschweig und Oldenburg.

Besonders in den verdichteten und wachsenden
Regionen werden bezahlbare Wohnungen Man-
gelware. Schon seit geraumer Zeit entstehen nicht
genlgend neue, bezahlbare Mietwohnungen. Eine
frei finanzierte Neubauwohnung kann derzeit kaum
fur weniger als 8,50 Euro Kaltmiete pro Quadrat-
meter angeboten werden. Das betrifft insbesonde-
re Familien auf der Suche nach groRen Wohnun-
gen; aber auch kleine Haushalte spuren die Woh-
nungsengpasse.

Auf ein Inserat melden sich Dutzende von Interes-
senten. Deshalb steigen die Neu- und Wiederver-

mietungsmieten zum Teil drastisch. Damit nimmt
die Wohnkostenbelastung vor allem in den unteren
Einkommensgruppen zu. Laut Statistischem Bun-
desamt mussen besonders in den Ballungsraumen
Geringverdiener mit einem Nettoeinkommen bis zu
1 300 Euro einen immer héheren Anteil ihres Ein-
kommens fur das Wohnen aufwenden: inzwischen
fast 50 % fur Miete, Energie und Instandhaltungen.
Aber die weitaus groldten Preiserhéhungen fur
Mieter ergeben sich durch die steigenden Energie-
preise. Das bedeutet insgesamt, dass auch Haus-
halte mit mittleren Einkommen zunehmend Prob-
leme haben, bezahlbare Wohnungen zu finden.
Der Mieterbund warnt inzwischen sogar vor regio-
naler Wohnungsnot.

Unstreitig ist, dass der Handlungsbedarf steigt.
Dies betrifft auch die soziale Wohnraumférderung,
fur die das Land Niedersachsen zustandig ist. Die
bisherige, CDU-gefiihrte, Landesregierung hat die
neuen Herausforderungen auf dem Wohnungs-
markt friihzeitig erkannt und gehandelt. Ich nenne
drei Punkte:

Erstens: das neue Niedersachsische Wohnraum-
fordergesetz vom Oktober 2009. Damit sind die
jahrlichen Wohnraumférderprogramme verbunden,
die gezielt dort ansetzen, wo es dringend notwen-
dig ist: beim Wohneigentum, beim Mietwohnraum -
vom Neubau bis zur energetischen Sanierung -,
beim altersgerechten Bauen, bei den Haushalten,
die sich am Markt nicht angemessen mit Wohn-
raum versorgen kdnnen, bei dlteren und behinder-
ten Menschen und beim gemeinschaftlichen Woh-
nen.

Zweiter Punkt: die gesetzliche Errichtung des
Wohnraumfoérderfonds Niedersachsen. Uber die-
sen Fonds stehen dauerhaft Mittel fir investive
MaRnahmen der Wohnraumférderung zur Verfi-

gung.

Als dritte Tat der letzten Wahlperiode nenne ich
das 10-Millionen-Euro-Programm vom Dezember
letzten Jahres. Es fordert gezielt den Neubau von
Mietwohnungen in stadtischen Gebieten flr Haus-
halte mit kleinen und mittleren Einkommen auf der
Grundlage eines kommunalen Wohnraumversor-
gungskonzepts.

Daran konnen wir jetzt kurzfristig mit weiteren
Schritten anknilpfen, auch mit Blick auf den Lan-
deshaushalt 2014. Aus dem vorliegenden Ent-
schlieBungsantrag der CDU-Fraktion nenne ich
jetzt nur finf Punkte:
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Erster Punkt: den bewahrten Wohnraumférder-
fonds weiterentwickeln, in Abstimmung mit der
Konzertierten Aktion ,Bauen und Wohnen®. Es gibt
eine sehr gute neue Studie: die RegioKontext-
Studie vom Februar 2013. Sie weist auf eine sehr
wichtige Schwache der heutigen Wohnraumforde-
rung hin: Zurzeit handelt es sich um eine Kreditfor-
derung; es werden Kredite vergeben. Diese darle-
hensbasierte Forderung setzt aber im Moment
kaum Anreize, weil das Zinsniveau sehr niedrig ist.
Die Forderung greift also nicht so ganz Uberzeu-
gend. Dem muss die Art der Forderung starker
Rechnung tragen. Es bietet sich an, bei ausge-
wahlten Foérdertatbestdnden Uber Zuschisse zu
férdern. Diese Studie empfiehlt, den Barwert der
Darlehensforderung als direkten Zuschuss auszu-
zahlen. Damit kdnnte sehr schnell etwas in Gang
gebracht werden. Dieses Zuschussinstrument
konnte insbesondere fuir den Neubau von Miet-
wohnungen in stadtischen Gebieten im unteren
und mittleren Preissegment eingesetzt werden,
aber auch fir die Modernisierung zum Aufbau
zuséatzlicher Bindungen im Wohnungsbestand.

Wir fihren zurzeit die Diskussion Uber die EU-Mit-
tel in der Férderperiode 2014 ff. Die EFRE-Wirt-
schaftsfordermittel konnten ab dem Jahr 2014,
wenn die neue Fodrderperiode beginnt, in den
Wohnraumfonds eingegliedert werden. Das ist
moglich, weil MalRnahmen zur Minderung der CO.-
Emissionen und damit auch Gebaudesanierungs-
mafRnahmen mit EU-Mitteln geférdert werden kon-
nen. Das ware ein wichtiger weiterer Schritt, um zu
Geld flr die Forderung des sozialen Wohnungs-
baus zu kommen.

Wir missen erreichen, dass preiswerter Wohn-
raum nicht durch energetische Sanierung wegsa-
niert wird. Das kann mithilfe des Wohnraumférder-
fonds gelingen. Hierbei ist es auch wichtig, auf
Uberflissige Sanierungspflichten und -zwange zu
verzichten. Wir missen beim Wirtschaftlichkeits-
gebot bleiben.

(Beifall bei der CDU und Zustimmung
bei der FDP)

In der alten Wahlperiode haben die Mehrheit aus
CDU und FDP und die CDU- und FDP-gefiihrte
Landesregierung dem neuen Finanzminister ein
gutes Finanzpolster hinterlassen.

(Lachen bei der SPD und bei den
GRUNEN)
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Dies ermdglicht es nicht nur, die Entflechtungsmit-
tel des Bundes fur den Zeitraum von 2014 bis
2019 im bisherigen Umfang in den Wohnraumfor-
derfonds einzuspeisen, sondern schafft auch den
Spielraum daflir, den Fonds mit Landesmitteln
deutlich aufzustocken. Ich nehme an, dass auch
die Sozialministerin damit einverstanden ware. -
Das war ein Vorschlag dazu, wie wir die Wohn-
raumférderung Uber den Fonds noch starker in
Gang bringen kénnen.

Daruber hinaus sind bestimmte Rahmenbedingun-
gen wichtig, die aufrechterhalten werden missen.
Das sind die vereinbarte Forderung mit der mittel-
baren Belegung und - das ist wichtig - die Anpas-
sung von Einkommensgrenzen, Férderhéhen und
Laufzeiten. Auch die Eigentumsférderung ist ein
wichtiger Schwerpunkt. Im Unterschied zur neuen
Mehrheit sind wir von der CDU-Fraktion der Auf-
fassung, dass der Neubau von Familieneigenhei-
men nach wie vor geférdert werden sollte, damit
sich Familien ausbreiten und gut leben koénnen.
Gleichzeitig bringt es den Vorteil, dass Familien,
die in das neue, eigene Heim umziehen, Wohnun-
gen frei machen, die fur den Mietwohnungsmarkt
zur Verfigung stehen.

Wichtig ist auch, dass die Forderung des Baus von
Wohnungen im mittleren Preissegment ein
Schwerpunkt bleibt und weiter gestarkt wird. Eine
Forderung im mittleren Preissegment hat den Vor-
teil, dass sie zu mehr verfligbaren Wohnungen
fuhrt als eine Férderung nur im unteren Preisseg-
ment. Das sollte ein wichtiger Aspekt bei der Aus-
gestaltung des kommenden Wohnungsbauférder-
programms sein.

Wir sollten einen grofen Schwerpunkt darauf le-
gen, dass wir mit den Kommunen eng zusammen-
arbeiten. Sie sind fiir eine gute Wohnungsversor-
gung ebenso verantwortlich wie das Land Nieder-
sachsen. Das betrifft auch die Foérderung des al-
tersgerechten Wohnens, die Férderung des Woh-
nens fir Menschen mit Behinderungen und mit
Pflegeproblemen sowie fur die Pflege im Quartier
und die Eingliederungshilfe fiir Menschen mit Be-
hinderungen. Das lasst sich mit der Wohnungsbau-
forderung gut verbinden.

(Zustimmung bei der CDU)

Insgesamt wollen wir gemeinsam die Herausforde-
rungen auf dem Wohnungsmarkt meistern.

Dafiir ist ein Gesichtspunkt sehr wesentlich: die
Leistungsfahigkeit der privaten und der kommuna-
len Wohnungswirtschaft. Sie ist Dreh- und Angel-
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punkt fur den Erfolg. Deswegen dirfen wir nicht
ausgerechnet jetzt die Angebotsbedingungen fir
die Wohnungswirtschaft durch die Einfiihrung einer
Vermogensteuer oder auch durch Mietpreisgren-
zen bei Erstvermietungen von Neubauwohnungen
drastisch verschlechtern. Das durfen wir auf keinen
Fall machen. Dagegen koénnte keine noch so gute
soziale Wohnraumférderung ankommen. Wir dur-
fen nicht verhindern, sondern missen fordern.
Packen wir es an!

Jetzt habe ich noch eine Bitte. Einige Teile des
Antrages sind auch aus der Sicht des Wirt-
schaftsausschusses sehr wichtig. Deswegen stelle
ich den Antrag, dass auch der Wirtschaftsaus-
schuss an den Beratungen beteiligt wird.

Danke schon.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Herr Kollege. - Als nachste Rednerin
hat Frau Bruns fur die FDP-Fraktion das Wort.
Bitte!

Sylvia Bruns (FDP):

Sehr geehrte Frau Prasidentin! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Im Zuge der Féderalismusreform
ist die Zustandigkeit fur die Wohnraumférderung
auf die Lander Ubergegangen. Die Foérderung er-
folgt jedoch weiterhin Uber Bundesmittel. Trotz
dieser sinnvollen Aufteilung zeigt sich auch in den
Landern eine regional unterschiedliche Entwick-
lung, die mittel- und langfristig zu Problemen fiih-
ren kann und das auch schon tut. Insbesondere in
den Ballungszentren und Grof3stadten fehlen im
gunstigen Mietbereich bis zu 100 000 Wohnungen.
Um diesem Trend entgegenzuwirken, ist es wich-
tig, die Bauleistung zu erhéhen. Dies ist nur unter
Einbeziehung der Privatwirtschaft und nur bei einer
Verbesserung der Rahmenbedingungen maglich.

Gehen wir nun nach Niedersachsen! Auch hier ist
die Entwicklung unterschiedlich. Wir haben inner-
halb Niedersachsens Regionen mit abnehmender
Bevdlkerungszahl und andere Regionen, insbe-
sondere stadtische Gebiete, mit einer verstarkten
Nachfrage nach Wohnraum. Dies bestatigt auch
die Wohnraummarktbeobachtung der NBank. Es
gibt eine wachsende Zahl an Ein- bis Zweiperso-
nenhaushalten und einen Mehrbedarf an Wohnun-
gen in Mehrfamilienhdusern. Auch hier spielt der
demografische Wandel eine Rolle. Es gibt immer
mehr altere Menschen, die in kleineren Wohnun-
gen leben. Ebenso wird der Bedarf durch die In-

klusion noch steigen. Des Weiteren haben wir in
landlichen Gebieten oftmals Leerstand in grofien
Einfamilienhausern.

Es gibt also viel zu tun. Wichtig ist fur die FDP-
Fraktion, die privaten Investitionen voranzutreiben.
Der groBte Teil des Wohnraumes ist in privater
Hand. Investition in Wohnraum muss sich wieder
lohnen. Dazu gilt es, sich konsequent fiir den Ab-
bau von Investitionshemmnissen einzusetzen oder
auch andere Anreize wie beispielsweise eine Ver-
besserung der steuerlichen Abschreibungsmdg-
lichkeiten fir Immobilien zu schaffen. Dazu gehdrt
u. a., dass keine perspektivische Erhéhung der
Grunderwerbsteuer stattfindet und dass man auf
die Kommunen einwirkt, die Grundsteuer nicht
weiter zu erhdhen.

Das Land Niedersachsen hat mit seinem Wohn-
raumfordergesetz von seiner Gesetzgebungskom-
petenz Gebrauch gemacht und seine Wohnraum-
forderung erfolgreich ausgestaltet. Es gibt aber
auch neue, kreative Wege, den Wohnraum zu
fordern. Hier sei nur kurz das Modell der privaten
Genossenschaften angefihrt.

Ich bin ganz gespannt auf die Diskussion im Aus-
schuss und denke, wir werden zu einer guten L&-
sung kommen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und Zustimmung
bei der CDU)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Frau Kollegin Bruns. - Fir die SPD-
Fraktion hat nun Herr Brunotte das Wort. Bitte
schon!

Marco Brunotte (SPD):

Frau Prasidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! ,Packen wir es an!“ Das war das Pladoyer
von Herrn Dr. Matthiesen. Wenn es in den letzten
Jahren um dieses Thema ging, haben wir immer
gut zusammengearbeitet, mussten aber auch deut-
liche Unterschiede feststellen. Ich kann lhnen ver-
sprechen: Die neue Mehrheit in diesem Haus wird
das Problem anpacken. Denn es gibt eine ganze
Menge zu tun.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN - Norbert Béhlke [CDUJ:
Versprechen und halten!)
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- Dazu kommen wir gleich, Herr Bohlke. Dann
schauen wir einmal, was Sie alles versprochen
haben.

(Norbert Bohlke [CDU]: Da sind Sie
doch Weltmeister!)

Ich will das mit zwei Zahlen unterlegen. Die Beleg-
rechte in Niedersachsen sind von 2002 auf 2012
um mehr als 30 000 Einheiten gesunken: von
115 000 auf 85 000, Tendenz: drastisch fallend. -
Ihr Antrag spricht in keiner Form von den Beleg-
rechten. Er spricht auch nicht vom Mietrecht, und
das wahrscheinlich aus gutem Grund.

Wer die Debatte auf Bundesebene mitverfolgt hat,
der hat festgestellt, dass selbst die Spitzenkandi-
datin der CDU zur Bundestagswahl die Mietpreis-
bremse wollte. Nur war ihre Uberzeugungskraft in
ihrer eigenen Fraktion und in der Koalitionsfraktion
der FDP leider offenbar so stark und durchschla-
gend, dass die Mietpreisbremse im Deutschen
Bundestag mit den Stimmen der Regierungsmehr-
heit und gegen die Stimmen von SPD, Griinen und
Linken abgelehnt wurde.

Das Gleiche gilt fur das soziale Mietrecht, das bei
der letzten Novelle sehr einseitig zugunsten der
Vermieter geandert wurde. Hier gibt es eine ganze
Menge zu tun. Ich méchte in Bezug auf das Miet-
recht auf die Bundesratsinitiative aus Hamburg zu
der Frage hinweisen, wer die Maklergebuhren
bezahlt. Wer die Musik bestellt, der bezahlt sie! Wir
haben uns dieser Initiative angeschlossen, weil wir
glauben, dass das etwas ist, was dringend gere-
gelt werden muss.

(Beifall bei der SPD)

Das Thema Mietrecht wird also nach der Bundes-
tagswahl wahrscheinlich anders angefasst werden
mussen.

Wenn wir uns weiter den Verlauf in Niedersachsen
anschauen, dann stellen wir fest, dass uns auch
der demografische Wandel mit drastischen regio-
nalen Disparititen zu schaffen macht. Die
GEWOS-Studie geht davon aus, dass der Neu-
baubedarf bis zum Jahr 2025 auf 270 000 Einhei-
ten zu beziffern ist, wahrend der Uberhang
130 000 Einheiten betragt. Wir haben in bestimm-
ten Rdumen Wohnungsmangel, an anderen Stel-
len Uberhang. Hier ist die Antwort der Landesre-
gierung mit einer Bundelung der Fordermittel zur
Starkung des landlichen und strukturschwachen
Raumes genau richtig. Der Sldniedersachsenplan,
der hier immer sehr kritisch diskutiert wurde, ist,
glaube ich, eine richtige Antwort, um sich genau
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den Raumen, die uns sehr gro’e Sorgen machen,
zu widmen. Das Gleiche gilt auch fir die wirklich
gute Nutzung der EFRE-Mittel. Wir haben volles
Vertrauen in Birgit Honé, dass es hier eine Kofi-
nanzierung fur die Wohnungsmarkte geben wird.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Im Bereich der Wohnraumférderung sind wir weit
davon entfernt, dass das Land in der Lage ist zu
steuern. Der Wohnraumférderfonds ist durch die
damalige Mehrheit verbrieft und verduRert worden.
Wir reden hier Uber 1,1 Milliarden Euro, mit denen
man hatte steuern kénnen, die aber dem Land
entzogen wurden. Nordrhein-Westfalen hingegen
verfugt Uber einen Fonds, der 19 Milliarden Euro
umfasst. Damit kann ich eine qualitative und quan-
titative Steuerung auf Wohnungsmarkten vorneh-
men, von der Niedersachsen weit entfernt ist.

Um mit der Méar des Programms von Frau Ozkan
fur bezahlbaren Wohnraum aufzurdumen: 10 Milli-
onen Euro wurden zur Verfigung gestellt. 200
Wohnungen kdnnten damit finanziert werden. Das
zeigt deutlich, dass bei einem Neubaubedarf von
270 000 Wohnungen mit 10 Millionen Euro nichts,
aber auch gar nichts zu steuern ist, sondern dass
es hier ganz andere Mdglichkeiten braucht.

(UIf Thiele [CDU]: Heil’t das, Sie stel-
len gar nichts zur Verfigung?)

Zur Ausfinanzierung des Haushaltes: Herr
Dr. Matthiesen, wer es schafft, innerhalb von zehn
Jahren die Verschuldung von 40 auf 60 Milliarden
Euro zu heben

(Reinhold Hilbers [CDU]: Sie haben
sie doch vorher verdoppelt! Was sa-
gen Sie dazu denn?)

und jetzt sagt: ,Wir haben alles gut hinterlassen;
jetzt kdnnt ihr den Wohnraumférderfonds speisen®,
der hat irgendetwas nicht richtig verstanden.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN - UIf Thiele [CDU]: Sie ha-
ben gerade 10 Milliarden Euro gefor-
dert!)

Wir setzen uns dafiir ein, dass die Kompensati-
onsmittel des Bundes auch weiter in alter Hohe
flieRen. Wir setzen uns daflr ein, dass bezahlbarer
Wohnraum in Niedersachsen mdglich ist. Das gilt
fur inklusive Wohnrdume, energetische Sanierung,
Wohnen im Alter und Gebaudesanierung. Hier
brauchen wir eine andere Forderkulisse, auch vom
Bund.
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(Jens Nacke [CDU]: Der Bund! Da
haben wir es wieder! Die Lies’sche
Ausrede: Der Bund wird es richten!)

Wir drehen die Vorzeichen um. Wir werden uns
starker um den Bestand und weniger um die Ei-
gentumsforderung kimmern. Hier gibt es Instru-
mente, die wir deutlich starker nutzen wollen.

In Threm Antrag fehlen komplette Bereiche: keine
Aussage zum studentischen Wohnen - das driickt
uns besonders in den Ballungsrdumen -, wenig
Aussagen zum Thema ,gemeinschaftliches Woh-
nen‘. Da fehlen Punkte, die wir brauchen.

FUr uns gilt: Wohnen ist ein Stick staatliche Da-
seinsvorsorge. Deswegen brauchen wir ein starkes
Zusammenspiel der Kommunen mit dem genos-
senschaftlichen Wohnen. Wir wollen den Markt
nicht den Heuschrecken Uberlassen.

(Beifall bei der SPD und Zustimmung
bei den GRUNEN)

In diesem Zusammenhang wirkt es dann schon
zynisch, meine sehr geehrten Damen und Herren,
wenn Vertreter von Haus & Grund sagen: Wenn
die Preise steigen, wird es attraktiver zu investie-
ren, dann steigt auch der Wohnungsbau. - Nein,
wir werden hier einen staatlichen Steuerungsan-
spruch geltend machen.

Die Aussage im Antrag der CDU zum Thema Stad-
tebauférderung kann man fast als Drohung verste-
hen. Sie wollen die ,bewahrte” Stadtebauférderung
fortfUhren - eine Stadtebauférderung, die die
Kommunen in den letzten Jahren immer wieder im
Regen stehen gelassen hat, weil die Kofinanzie-
rung des Landes nicht durchgefihrt wurde. Auch
hier braucht es eine Verstetigung der Mittel.

Gestatten Sie mir zur Finanzierung der staatlichen
Ebenen nur einen einzigen Hinweis zur Grunder-
werbssteuer. Es war eine Mehrheit von CDU und
FDP, die hier im Haus zum Jahr 2011 die Grund-
erwerbssteuer von 3,5 auf 4,5 % erhoht hat.

(Helge Limburg [GRUNE]: Aha!)

Wer sich jetzt als derjenige geriert, der niemals
solche Steuerarten angefasst hat, muss in die
Vergangenheit sehen und wird eines Besseren
belehrt.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN - UIf Thiele [CDU]: Aber Sie
erhdéhen weiter!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir glau-
ben, dass der Antrag einige gute Ansatze hat. Wir
vertrauen auf die Konzertierte Aktion ,Bauen und
Wohnen®, die Vorschlage zur Neuausrichtung der
Wohnraumforderung fir Niedersachsen machen
wird. Wir vertrauen auf unseren Koalitionsvertrag,
auf das Bauministerium und darauf, dass es eine
Planungssicherheit und eine Verstetigung der Mit-
tel gibt.

Ich war aber sehr irritiert, als ich die aktuelle Ver-
bandszeitschrift des Verbandes der Wohnungs-
wirtschaft in die Hande bekam. Dort sagte der
neue Verbandsdirektor: Doch die Zahlen sprechen
eine deutliche Sprache. Wahrend der Bund auch
kiinftig jahrliche Kompensationszahlungen von
einer halben Milliarde Euro leistet, haben die Bun-
deslander in diesem Sektor seit 2002 von 2,5 auf
0,5 Milliarden Euro gekurzt. Hier ist dringend eine
Kurskorrektur erforderlich.

Es handelt sich um Heiner Pott, ehemals Staats-
sekretar und im Sozialministerium fir Bau zustan-
dig. Wie sagt man so schon? - Selbsterkenntnis ist
der erste Weg zur Besserung, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren. Wir werden uns auf den
Weg machen, bezahlbares Wohnen fiir die Men-
schen in Niedersachsen mit einer verninftigen
Wohnraum- und Stadtebauférderung darzustellen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Herr Kollege Brunotte. - Zu einer
Kurzintervention hat sich der Kollege Bley gemel-
det. Bitte schon!

Karl-Heinz Bley (CDU):

Frau Prasidentin! Meine Damen und Herren! Herr
Brunotte, Sie haben eben gesagt: Die neue Mehr-
heit wird das Problem anpacken.

(Ronald Schminke [SPD]: Richtig!)

- Ist das Ihr Antrag, oder habe ich mich jetzt ver-
tan?

Wie sieht die staatliche Regelung, die Sie ankun-
digen, aus? - Wir haben Wohnungsmangel, und
Investoren werden durch lhre Politik abgeschreckt.
Wer den Koalitionsvertrag gelesen hat, weil3, dass
es keinen Sinn macht zu investieren. Die Bauin-
dustrie, das Bauhandwerk und die gesamten Wirt-
schaftsverbande kritisieren diese Entwicklung.
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Durch das, was Sie im Koalitionsvertrag stehen
haben, wird kein Wohnraum geschaffen.

(Uwe Schwarz [SPD]: Das waren alles
Bundesmittel!)

Haben Sie einmal in die Zeitungen Finanzen und
Welt am Sonntag vom 9. Juni 2013 geschaut? -
Lohne rauf, Mieten runter. Durch lhre Politik wird
das nicht gelingen.

(Uwe Schwarz [SPD]: Sie beschimp-
fen gerade die Bundesregierung!)

Dort wird geschrieben:

.,Gemeinsame Aufgabe von Politik und Im-
mobilienwirtschaft ist es, sicheres und be-
zahlbares Wohnen fir die Menschen in un-
serem Land sicherzustellen.”

(Zurufe von der SPD und von den
GRUNEN: Genau! - Marco Brunotte
[SPD]: Da hat er vollkommen recht!)

Ich sage lhnen: Wir missen Anreize schaffen,
damit Investoren bereit sind, dieses Geld zu inves-
tieren. Wenn wir viele Wohnungen durch diese
Systeme schaffen, kommt das auch den Mietern
zu Gute. Mietwohnungen sind dann am Markt vor-
handen, und das senkt den Preis. So sollten wir
weiter vorgehen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:
Herr Brunotte mochte antworten. Bitte schon!

Marco Brunotte (SPD):

Herr Kollege, ich kann es ja nachvollziehen. Wenn
man hier zehn Jahre lang die Mehrheit hatte und
eine solche Situation hinterlassen hat, wenn man
es nicht geschafft hat, eine verniinftige Stadtebau-
und Wohnraumfdrderung hinzubekommen, dann
ist das unangenehm.

(Zustimmung von der SPD und von
den GRUNEN - Angelika Jahns
[CDU]: Das ist ja albern! - Weitere Zu-
rufe von der CDU)

Ich will daran erinnern, wer es war, der die Soziale
Stadt auf Bundesebene geschliffen hat. Das war
nicht nur die FDP allein. Es ist schlimm genug,
dass es Patrick Déring aus Hannover war. Es gab
auch einen Koalitionspartner, der mitgemacht hat,
der uns an der Stelle in die Situation gebracht hat,
dass Stadtteile, die besonders férderungsbeduirftig
sind, in der Spirale weiter nach unten gehen, weil
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dringend bendtigte Mittel flr die Stadtebauférde-
rung fehlen.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Zum Bereich Wohnraumforderung: Herr Bley, ich
glaube, dass wir mit dem, was wir im Koalitionsver-
trag stehen haben und was wir vorhaben, gemein-
sam mit der Konzertierten Aktion ,Bauen und Woh-
nen“, was ubrigens ein bewahrtes Instrument ist
und sich Uber Jahrzehnte bewahrt hat, eine gute
Neuausrichtung finden werden, die genau das
Zusammenspiel zwischen Privateigentum, o&ffentli-
chen Wohnungsbauunternehmen und genossen-
schaftlichem Wohnen finden wird.

Wir unterscheiden uns aber scheinbar sehr deut-
lich, was die Fehlentwicklungen betrifft, die es im
Bereich des Wohnungsmarktes durch Privatinves-
toren - sogenannte Heuschrecken - gibt, die ihre
Bestande verkommen lassen und sich nicht darum
kiimmern, dass adaquates Wohnen méglich ist.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN - Zurufe von der CDU)

Ich empfehle Ihnen an der Stelle ein Gesprach mit
dem Mieterbund. Der wird Ihnen dazu einiges aus
seiner Beratungspraxis darstellen kdnnen. Diese
Zustande werden wir nicht akzeptieren. Wir wer-
den uns dazu politisch deutlich zu Wort melden.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN - Dr. Max Matthiesen [CDU]
meldet sich zu einer Kurzintervention)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:
Vielen Dank, Herr Kollege Brunotte.

Herr Matthiesen, ich habe lhre Meldung zur Kurzin-
tervention gesehen, aber eine Kurzintervention auf
eine Kurzintervention ist nicht méglich. Die CDU-
Fraktion hat noch eine Restredezeit von 32 Se-
kunden. Vielleicht mégen Sie diese nutzen.

Nun hat fir die Fraktion Bindnis 90/Die Griinen
Herr Kollege Schremmer das Wort. Bitte!

Thomas Schremmer (GRUNE):

Frau Prasidentin! Meine Damen und Herren! Wah-
rend die CDU-Fraktion hier die Initiative ergreift,
um die guten Steuerplane der neuen Bundesregie-
rung ab September madig zu machen, hat Herr
Finanzminister Schneider - ich glaube, in dieser
Woche - bereits beim Bund verhandelt, dass die
Mittel fir den sozialen Wohnungsbau bis 2019
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verstetigt werden. So habe ich ihn jedenfalls eben
verstanden.

Das, finde ich, kann sich sehen lassen. Daran
kénnen Sie sehen, dass wir gemeinsam mit der
Landesregierung etwas unternehmen, um den
Herausforderungen am Wohnungsmarkt gerecht
zu werden. Also héren Sie auf, hier herumzutoben
und sich an der Steuerpolitik abzuarbeiten, son-
dern reden Sie mit uns im Ausschuss und machen
Sie einen vernlinftigen Vorschlag!

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD - Jorg Hillmer [CDU]: Das ist
doch unser Antrag! - Unruhe - Glocke
der Prasidentin)

- Ja, ich komme ja jetzt zu dem Antrag. Ich habe
ungefahr drei Minuten Zeit, die ich nutzen will.
Deshalb werde ich nicht zu allen Punkten etwas
sagen - wir werden ja im Ausschuss noch dariber
sprechen.

Zunachst zu lhrer Forderung unter Nr. 5, zu dem
Beschlusses der Konzertierten Aktion ,Bauen und
Wohnen®. Ich war in der letzten Wahlperiode noch
nicht in diesem Hause. Deswegen habe ich einmal
das Protokoll der Arbeitsgruppe gelesen. Ich muss
feststellen: Das Entscheidende in Bezug auf die
Empfehlung der Aktion ist, dass die CDU die we-
sentlichen Passagen in ihrem Antrag gar nicht
zitiert hat und zu ihrer Regierungszeit - jedenfalls
nach meiner Einschatzung - zu spat bzw. gar nicht
berlcksichtigt hat.

Ich zitiere aus dem Bericht: Der Sozialwohnungs-
bau schmilzt kontinuierlich ab - sehr deutlich in den
Stadten. Der Wohnungsneubau ist inzwischen auf
dem niedrigsten Stand nach 1945 abgesunken mit
aktuell leicht steigender Neubauzahl. Es fehlen
Wohnungen fir mittlere und niedrige Einkommen. -
Ihr Vorschlag unter Nr. 2, die Eigenheimférderung
weiter voranzutreiben, ware also der falsche Weg.
Das werden wir nicht mitmachen. Wir werden das
im Ausschuss auch entsprechend diskutieren.

(Zustimmung bei den GRUNEN und
bei der SPD - Reinhold Hilbers [CDU]:
Sie haben ein gestortes Verhaltnis zu
Eigentum!)

Ich finde, Sie sollten sich den Bericht noch einmal
durchlesen, meine Damen und Herren. Das ist
eine recht offene Analyse. Meine Interpretation ist,
dass die schwarz-gelbe Landesregierung in die-
sem Bereich zu ihrer Regierungszeit eigentlich
sehr wenig gemacht hat. Sie ist sehr spat auf den
Trichter gekommen, mal eben 10 Millionen Euro

zur Verfligung zu stellen. Aber der Kollege Brunot-
te hat eben schon gesagt, dass das nur ein Trop-
fen auf dem heilen Stein ist.

Zu lhren Forderungen nach Kooperationsvertra-
gen: Auch dazu habe ich ein bisschen in der Histo-
rie geblattert. Das Problem ist, dass die ehemals
gemeinnitzigen Wohnungsunternehmen, nach-
dem sie vom Bundesfinanzminister - ich weil gar
nicht, welcher es gewesen ist; ich glaube, Stolten-
berg - aus der Gemeinnitzigkeitspflicht entlassen
wurden, jetzt im Grunde nur noch aus kommunal-
eigenen Unternehmen und Grinen-nahen neuen
Wohnungsgenossenschaften bestehen, die sich
Uberhaupt diesen Problemmietern verpflichtet fiih-
len. Das ist vielleicht eine gute Idee, aber ob sie in
die richtige Richtung geht, werden wir noch sehen.

Zu l|hrer Forderung unter Nr. 1: Natlrlich arbeitet
die Konzertierte Aktion auch unter der neuen Lan-
desregierung und wird neue Vorschlage machen.

Ich muss auch noch etwas Positives zu lhrem An-
trag sagen. Denn unter Nr. 8 geht es um die Ener-
giewende, die Sie ja eigentlich gar nicht wollen. Ich
finde, die Empfehlung der Bauministerkonferenz ist
richtig. Die von der CDU unter Nr. 8 erhobenen
Forderungen zur Untermauerung der Energiewen-
de sind allerdings von den Griinen abgeschrieben.
Ich habe in den letzten Jahren jedenfalls nicht
feststellen kénnen, dass die CDU jemals den Aus-
bau dezentraler Energieversorgung im Gebaude-
bereich oder grundséatzlich nach vorne gebracht
hatte.

(Beifall bei den GRUNEN)

Insofern, meine Damen und Herren, freue ich mich
auf die Debatte im Ausschuss. Ich glaube auch,
dass wir mit Blick auf die Herausforderungen bei
der Wohnraumférderung etwas erreichen kénnen.
Ob das allerdings mit diesem Antrag maoglich ist,
wage ich zu bezweifeln.

Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Herr Kollege Schremmer. - Flr die
CDU-Fraktion hat noch einmal Herr Kollege Mat-
thiesen das Wort. Sie haben noch 32 Sekunden,
Herr Kollege Matthiesen.
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Dr. Max Matthiesen (CDU):

Frau Prasidentin! Meine Kolleginnen und Kollegen!
Der liebe Kollege Brunotte hat gerade den
Schwerpunkt auf die staatliche Aufgabe gelegt,
Wohnraum zu férdern. Das ist richtig. Wir brau-
chen massiv Wohnraumférderung.

Aber das Entscheidende leistet doch die private
Wohnungswirtschaft, leisten doch die ehemaligen
freigemeinniitzigen Wohnungsunternehmen usw.
Wir mussen sehr aufpassen, dass wir die Rah-
menbedingungen in diesem Bereich vernlnftig
gestalten. Die Einfihrung einer Vermogensteuer,
die Anhebung der Grundsteuer usw. schrecken ab.
Schon die jetzt geltenden Abschreibungssatze sind
zu niedrig angesetzt, um die Kosten, die jedes
Jahr beim Mietwohnungsbau anfallen, zu decken.
Auch auf der steuerlichen Seite muss etwas getan
werden. Wer meint, dass das nicht nétig ist, der
schafft es nicht, das ganze Thema noch starker in
Gang zu bringen.

Das wollte ich heute noch einmal festhalten. Wir
werden uns dardber noch genau unterhalten. Aber
der Schwerpunkt des Ganzen ist das, was die
grolRe deutsche Wohnungswirtschaft aus eigener
Kraft leistet, ergdnzt um die staatliche Férderung.
Darauf missen wir ganz stark achten.

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank. - Fir die Landesregierung hat nun
Frau Sozialministerin Rundt das Wort. Bitte schon!

Cornelia Rundt, Ministerin fur Soziales, Frauen,
Familie, Gesundheit und Integration:

Frau Préasidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Lieber Herr Dr. Matthiesen, ich finde den
Antrag, den Sie eingebracht haben, sehr gut. Sie
haben offensichtlich die Koalitionsvereinbarung
von Rot-Griin sehr genau gelesen.

Zunachst einmal: Wohnungspolitik ist ein Schwer-
punkt der neuen Landesregierung hier in Nieder-
sachsen. Was den Umgang mit den Wohnungs-
baugesellschaften betrifft, kann ich nur sagen,
dass wir in sehr guten Gesprachen miteinander
sind. Wir sind uns auch daruber einig, dass Wohn-
raum flr Haushalte mit kleinen und mittleren Ein-
kommen bedarfsgerecht sein und vor allen Dingen
bezahlbar bleiben muss. Das heifst, wir nehmen
den Schutz der Mieterinnen und Mieter sehr ernst.
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Die Mietgesetzgebung des Bundes hat diese
Rechte ausgehohlt - ausgerechnet zu einer Zeit, in
der es fir einkommensschwachere Haushalte
schwer geworden ist, in den Stadten bezahlbaren
Wohnraum zu finden. Sie selbst, meine Damen
und Herren von der Opposition, haben ja genau
darauf hingewiesen. Deshalb treten wir fir die
Kappungsgrenzen bei Mieterhdhungen ein, gerade
und auch bei Neuvermietungen. Wenn man jetzt
das Umschwenken der Kanzlerin in dieser Frage
sieht, dann kann man nur sagen: Geht doch! - Die
Kommunen sollen dartber eigenverantwortlich -
nach Bedarf - entscheiden kénnen.

Fir die Wohnraumférderung kénnen wir in diesem
und voraussichtlich im nachsten Jahr insgesamt
rund 80 Millionen Euro aus den Kompensationsmit-
teln des Bundes zur Verfigung stellen. Wahrend in
meinem Redetext bis gestern noch stand ,Fir die
Zeit nach 2014 muassen sich Bund und Lander
noch einigen®, kann ich nun bestatigen: Die Eini-
gung hat gestern stattgefunden. Es ist Herrn Fi-
nanzminister Peter-Jirgen Schneider in den Ver-
handlungen gelungen, dass nach Niedersachsen
weiter Entflechtungsmittel flieen, und zwar bis
zum Jahr 2019 jahrlich ein Anteil von 39,86 Millio-
nen Euro.

(Beifall bei der SPD und Zustimmung
bei den GRUNEN)

Diese Mittel wollen wir weiterhin im Wohnraumfor-
derfonds bewirtschaften. Dafiir werden zurzeit die
ndtigen Anderungen im Niedersachsischen Wohn-
raumfordergesetz vorbereitet. Bei der Férderung
mussen wir natlrlich die regionalen Unterschiede
in Niedersachsen bericksichtigen: wachsende
Bevolkerung und damit wachsende Wohnnachfra-
ge in groRen Stadten sowie im Hamburger Umland
und in anderen Regionen Bevdlkerungsrickgang
mit Wohnungsuberhdngen und Leerstdnden. Das
Ergebnis ist im Ubrigen genau so vom Zensus
bestatigt worden.

Das heildt erstens: Wir brauchen mehr preiswerte
und bezahlbare Mietwohnungen in den Ballungs-
gebieten. Deswegen fordern wir den allgemeinen
Mietwohnungsbau.

Zweitens. Wir brauchen mehr altersgerechte, bar-
rierefreie Wohnungen. Mein Ziel ist, Menschen im
Alter, Menschen mit Behinderungen, bei Pflegebe-
darftigkeit, aber auch bei demenzieller Erkrankung
ein Leben in der vertrauten Umgebung zu ermégli-
chen.
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Drittens. Wir brauchen eine qualitative Aufwertung
des Wohnungsbestands. Deshalb férdern wir Mo-
dernisierungs- und Umbaumafinahmen, und zwar
sowohl im Mietwohnungsbau als auch beim
selbstgenutzten Eigentum von Familien und von
Menschen mit Behinderungen.

Viertens. Verantwortliche Wohnungspolitik bedeu-
tet Klimaschutz. Deswegen férdern wir Baumal3-
nahmen zur Energieeinsparung in Wohngebauden
mit hoher Prioritat. Wir haben das Energieeffi-
zienzdarlehen gerade um 10 Millionen Euro auf
60 Millionen Euro aufgestockt und planen ab 2014
ein EFRE-Programm zur energetischen Sanierung
mit EU-Mitteln fir die Unterstlitzung der energeti-
schen Sanierung.

Ich freue mich, dass lhnen die Entwicklung der
Stadtebauférderung genauso wichtig ist wie uns.
Stadtebauférderung hat sich in den letzten Jahren
als wirksames Mittel zur Strukturférderung erwie-
sen. Niedersachsen stellt allein in diesem Jahr
insgesamt 62,7 Millionen Euro zur Verfugung.

Was uns belastet, ist die Tatsache, dass es beim
Programm ,Soziale Stadt - Investitionen im Quar-
tier* Schwierigkeiten gibt. Ich bedaure sehr, dass
die Berliner Regierungskoalition gerade dieses
Programm in den letzten Jahren ganz erheblich
gekurzt hat und in seiner Bedeutung vollstandig
unterschatzt. Lieber Herr Dr. Matthiesen, liebe Op-
positionsfraktionen, wenn Sie gemeinsam mit uns
die Rucknahme dieser unvertretbaren Kirzungen
beflirworten und dafir eintreten, freue ich mich
sehr.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Wir sind am Ende
der Beratung.

Wir kommen zur Ausschussiberweisung.

Federfihrend soll der Ausschuss flir Soziales,
Frauen, Familie, Gesundheit und Migration, mitbe-
ratend der Ausschuss fir Haushalt und Finanzen
sein. Gleichzeitig liegt ein Antrag der CDU-Fraktion
vor, dass der Ausschuss flir Wirtschaft, Arbeit und
Verkehr ebenfalls mitberaten soll. - Dazu sehe ich
keinen Widerspruch. Wer so beschlielsen mochte,
den bitte ich um das Handzeichen. - Ich danke
Ihnen. Dann haben Sie so beschlossen.

Ich rufe auf den

Tagesordnungspunkt 45:

Erste Beratung:

Europdische Sauenhaltung auf neueste wis-
senschaftliche Erkenntnisse stellen - Antrag der
Fraktion der FDP - Drs. 17/273

Zur Einbringung hat sich fir die FDP-Fraktion Herr
Kollege Grupe gemeldet. Bitte schon!

Hermann Grupe (FDP):

Sehr geehrte Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Ich habe sehr erfreut zur Kenntnis
genommen, mit welcher Begeisterung Sie den
Tagesordnungspunkt in die heutige Tagesordnung
noch aufgenommen haben. Ich will versuchen, Sie
mdglichst zlgig von den Vorzigen unseres Antra-
ges zu Uberzeugen.

(Beifall bei der FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, an Tagen wie
diesen kann man sich sicherlich sehr gut vorstel-
len, dass es nicht nur in einem Parlamentsplenum
wie hier darauf ankommt, dass keine dicke Luft
herrscht, sondern eine gute Atmosphare. Deswe-
gen ist es sicherlich leicht vorstellbar, wie wichtig
es ist, auch unseren Tieren ein vernilinftiges Stall-
klima zur Verfuigung zu stellen.

Eine tiergerechte Haltung von Nutztieren hat fur
grolde Teile unserer Gesellschaft einen sehr hohen
Stellenwert bekommen. Das Tierwohl liegt sehr
vielen Menschen am Herzen, und wir Landwirte
begriiRen das sehr.

(Unruhe - Glocke der Prasidentin)

- Ich versuche es wirklich kurz zu machen, wenn
Sie einen Moment Geduld haben.

In den vergangenen Jahrzehnten wurden in vielen
Haltungsformen nachhaltige Fortschritte fir das
Tierwohl erreicht. Im Rindviehbereich ist, glaube
ich, allgemein anerkannt, dass die modernen Bo-
xenlaufstalle sehr beispielhaft fiir ein gesteigertes
Tierwohl sind. Der Schweinesektor wird aber viel-
fach kritisch gesehen, meine Damen und Herren.
Die o6ffentliche Diskussion wird aber leider oft nur
mit Schlagworten wie ,Massentierhaltung® gefihrt.
Eine differenzierte Betrachtung kommt oft zu kurz.
Genau das soll dieser Antrag erreichen.

In Europa werden zurzeit 148 Millionen Schweine
gehalten. Mit unserem Antrag wollen wir eine
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nachhaltige Verbesserung der Haltungsformen in
einem besonders sensiblen Bereich der Schwei-
nehaltung erreichen, bei der Sauenhaltung und bei
der Ferkelaufzucht namlich - besonders sensibel
deshalb, weil es hier sowohl um die tiergerechten
Bedingungen fir die Muttertiere als auch um den
Lebensraum fir die neugeborenen Ferkel geht.

Diese Anforderungen, meine Damen und Herren,
sind teilweise sehr unterschiedlich, wenn nicht gar
gegensatzlich, bis hin zu den Bedirfnissen der
Sau nach einer ausreichenden Bewegungsfreiheit,
was aber die Gefahr fir die Ferkel erhéht, von der
eigenen Mutter erdriickt zu werden - um ein be-
sonders deutliches Beispiel zu erwahnen.

Auf dem Lehr- und Forschungsgut in Ruthe unter-
halt die Tierarztliche Hochschule Hannover eine
hervorragende Einrichtung, die sich mit den Hal-
tungsbedingungen fur Nutztiere beschaftigt. Gera-
de auch fir die Sauenhaltung werden hier unter-
schiedliche Systeme geprift. Allerdings sind diese
Anlagen in die Jahre gekommen. Das Stallgebau-
de aus dem Jahre 1995 beherbergt zurzeit etwa 90
Zuchtsauen.

Um in der aktuellen Diskussion um das Tierwohl
belastbare Aussagen sowohl fir die konventionelle
wie auch fir die 6kologische Schweinehaltung zu
erhalten, ist die Einrichtung eines neuen For-
schungsstalles erforderlich. Es sollte eine transpa-
rente und erlebbare Bauart gewahlt werden, um
die Akzeptanz fur eine moderne, fortschrittliche
Tierhaltung auch in der Bevdlkerung zu verbes-
sern. Sowohl die Deutsche Agrarforschungsallianz
DAFA als auch der Tierschutzbund haben sich fir
die Entwicklung neuer Haltungssysteme in Zu-
sammenarbeit mit den Landwirten und auf Basis
wissenschaftlicher Fakten ausgesprochen.

Fir die niedersachsischen Landwirte, meine Da-
men und Herren, war die Sauenhaltung und Fer-
kelaufzucht in den letzten Jahren ein schwieriges
Geschaft mit grollenteils sehr unbefriedigenden
Deckungsbeitragen. Allein zwischen 2006 und
2012 hat mehr als die Halfte der Betriebe die Sau-
enhaltung aufgegeben. Die Zahl sank von 6 200
auf weniger als 3 000 Betriebe, die Zahl der gehal-
tenen Zuchtsauen von 630 000 auf 540 000. Die
durchschnittliche Sauenzahl stieg damit in diesem
kurzen Zeitraum von etwa 100 auf 190 Sauen pro
Betrieb. Ich sage das nicht, meine Damen und
Herren, um etwa notwendige Verbesserungen in
der Haltungsform infrage zu stellen, sondern um
deutlich zu machen, dass Investitionen gerade im
Tierhaltungsbereich natirlich Investitionen auf 20
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bis 30 Jahre sind und dass die Landwirte, wenn
solche Veranderungen notwendig und gewulnscht
sind, entsprechend solide Entscheidungsgrundla-
gen brauchen.

Meine Damen und Herren, verlassliche, anerkann-
te Grundlagen fur Investitionen sind also die Vor-
aussetzung, damit wir die Ziele, die diskutiert wer-
den, erreichen koénnen- sowohl fachlich-
wissenschaftlich fundiert, aber auch ganz beson-
ders in der heutigen Diskussion -, also Haltungs-
systeme, die in der Gesellschaft als tiergerechte,
ethisch akzeptierte Nutztierhaltungsformen aner-
kannt sind.

Ich bitte in diesem Sinne, unserem Antrag zuzu-
stimmen, und mdéchte hier erganzend feststellen,
dass die FDP-Fraktion natirlich die Uberweisung
dieses Antrags in den Agrarausschuss zur feder-
fihrenden Beratung beantragt.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank. - Nun hat das Wort fir die SPD-
Fraktion Herr Kollege Pantazis. Bitte!

Christos Pantazis (SPD):

Sehr geehrte Prasidentin! Verehrte Damen und
Herren! Die FDP ist auf die Sau gekommen und
hat nun, wo sie sich in der Opposition befindet, das
wichtige Thema der artgerechten Sauenhaltung
aufgegriffen. So weit, so gut. Nur damit wir uns hier
nicht falsch verstehen: Die wissenschaftliche StofR3-
richtung |hres Antrages teilen wir. Auch wir sind
der Ansicht, dass wir die europaische Sauenhal-
tung auf neueste wissenschaftliche Standards
stellen wollen und mussen. Das liegt im tierschutz-
rechtlichen als auch im gesellschaftlichen Interes-
se - keine Frage!

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN und Zustimmung von Her-
mann Grupe [FDP])

Im Dissens befinden wir uns allerdings mit lhrer am
Ende des Antrags gestellten Forderung. Es han-
delt sich um eine Forderung, die die FDP offen-
sichtlich bei einem ihrer Vor-Ort-Termine aufgegrif-
fen hat und hier nutzt, um finanzwirksame Antrage
zu stellen.

Zur Faktenlage nur so viel: Nach Recherche ist
Anlass der Forderung eines Neubaus einer For-
schungs- und Ausbildungsstatte auf dem Gelande
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in Ruthe ein bereits abgeschlossenes Forschungs-
projekt zur Sauenhaltung der TiHo. Es ging seiner-
zeit um die Abferkelbucht. Das Ergebnis des Pro-
jektes ist nicht zur Zufriedenheit aller Beteiligten
ausgefallen. Ein Grund sollen die baulichen Gege-
benheiten der Stallungen fiir Sauen auf dem Lehr-
und Forschungsgut Ruthe der TiHo gewesen sein.
Der Erfinder und Konstrukteur dieser Bucht hat
sich in dieser Angelegenheit Ubrigens an den Bund
gewandt und erwartet diese Mittel im Rahmen des
Innovationsférderungsprogramms im Verlauf die-
ses Jahres. - Nur so viel zur Faktenlage!

(Petra Tiemann [SPD]: So ist es!)

Ferner stand das damalige Programm nicht im
Zusammenhang mit dem Tierschutzplan Nieder-
sachsens. Auch die gegenwartig laufenden Projek-
te im Rahmen des Tierschutzplanes zur Schwei-
nehaltung finden nicht auf dem Lehr- und For-
schungsgut Ruthe der TiHo statt.

Ich fasse daher nochmals zusammen: Die grund-
satzliche Stolirichtung Ihres Antrages teilen wir.
Aber wenn Sie glauben, auch in Anbetracht der
Faktenlage, im Rahmen einer perfiden Strategie
finanzwirksame Antrage - pardon: Saue - durchs
Parlament treiben zu wollen, mussen wir lhnen
eine Absage erteilen.

Herzlichen Dank fiir Ihre Aufmerksamkeit.

(Starker Beifall bei der SPD und bei
den GRUNEN - Klaus-Peter Bach-
mann [SPD]: Das war saugut!)

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Herr Kollege Pantazis. - Fir die CDU-
Fraktion hat nun Herr Jasper das Wort. Bitte
schon!

Burkhard Jasper (CDU):

Sehr geehrte Frau Prasidentin! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Als Mitglied des Ausschusses fir
Wissenschaft und Kultur habe ich an sich nicht
damit gerechnet, dass ich mich mit den neuesten
wissenschaftlichen Erkenntnissen der europai-
schen Sauenhaltung beschaftigen wirde. Die Ta-
tigkeit als Landtagsabgeordneter scheint aber die
Bildung in Bereichen zu erweitern, in die man
sonst nie vorgedrungen ware.

(Heiterkeit und Beifall)

Schon allein deshalb danke ich der FDP recht
herzlich fir diesen Antrag. So habe ich nun die
Méglichkeit, an meine als Kind auf dem elterlichen

Hof meiner GroRmutter erworbenen Kenntnisse
anzuknupfen. Trotzdem koénnte man sagen, dass
es auferst ungewohnlich ist, dass gerade ich als
stadtischer Abgeordneter hierzu spreche. Wer aber
den Wahlkampf miterlebt hat, wird mir sicherlich
recht geben, dass Tierschutz in den Stadten ange-
kommen ist - und das mit voller Wucht.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Sie beinhalten nicht nur den Tier-, sondern auch
den Umwelt- und Verbraucherschutz. Fur die CDU
sind alle drei Bereiche von sehr gro3er Bedeutung.
Wir wollen, dass die Schépfung bewahrt wird, dass
Tiere artgerecht gehalten werden und dass qualita-
tiv hochwertige Nahrungsprodukte hergestellt wer-
den.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Fur wie wichtig der Landtag den Verbraucher-
schutz halt, wurde am Dienstag mit der Einrichtung
eines entsprechenden Unterausschusses deutlich.
Allerdings war ich zunachst erstaunt, dass SPD
und Grlne nur einen Miniausschuss von funf Mit-
gliedern wollten. Ich begriRe sehr die einvernehm-
liche Einigung. Mit elf Mitgliedern ist nun bei dieser
Querschnittsaufgabe sichergestellt, dass die ver-
schiedenen Bereiche vertreten sind.

Um den Umwelt-, Tier- und Verbraucherschutz
sicherzustellen, brauchen wir eine hervorragende
Ausbildung in der Landwirtschaft. Dies geschieht in
Echem, wo die Uberbetriebliche Ausbildung in Nie-
dersachsen zusammengefasst wird. Hier wird
Sachkunde erworben. Die Landwirtschaftskammer
finanziert das aus Eigenmitteln mit 4,8 Millionen
Euro. Der Bund stellt dafir 13,2 Millionen Euro und
das Land 4 Millionen Euro zur Verfigung. Dies ist
ein Beispiel fur die vielen guten Entscheidungen
der Regierung David McAllister gerade fur das
Agrarland Niedersachsen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Durch die uberbetriebliche Ausbildung und das
Weiterbildungsangebot kdnnen neue Erkenntnisse
und Anforderungen im Tierschutz direkt in die Pra-
xis Ubertragen werden. Hier sind wir in Nieder-
sachsen schon sehr weit. Die Verzahnung von
Forschung und Praxis ist unbedingt erforderlich.
Was nutzen die neuesten Erkenntnisse, wenn sie
nicht angewandt werden?

Wichtig ist, dass die Tierhaltung auf einer wissen-
schaftlichen Grundlage beruht. Es ist nicht ent-
scheidend, was wir meinen, was fir das Tier gut
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ist, sondern was wissenschaftlichen Erkenntnissen
standhalt.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Es darf nicht sein, dass jeder Ahnungslose seine
Meinung zur Tierhaltung als Wahrheit verkiindet.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Deshalb ist es sinnvoll, dass das Land die For-
schung im Bereich der Tierhaltung fordert. Die
Arbeiten auf dem Lehr- und Forschungsgut Ruthe
der Tierarztlichen Hochschule Hannover dienen
vor allem der Gesundheit der Tiere. Dies ist ange-
wandter Tierschutz. Es hat Umwelteffekte und
Einfluss auf die Qualitdt der von Nutztieren ge-
wonnenen Lebensmittel wie Fleisch.

Durch einen Forschungsstall kbnnen Erkenntnisse
fur die konventionelle, aber auch fiir die 6kologi-
sche Schweinehaltung gewonnen werden. In der
Forschung werden die Auswirkungen der Hal-
tungsformen auf die wirtschaftlichen Bedingungen
und die Marktpositionen untersucht. Diese Er-
kenntnisse sollen die Investitionsentscheidungen
malfdgeblich beeinflussen.

Zudem ist die Offentlichkeitsarbeit wichtig. Besu-
chergange erlauben einen Einblick in die Stallun-
gen. So koénnen sich alle Besucherinnen und Be-
sucher selbst eine Meinung bilden. Solch ein Zent-
rum tragt somit zu einer Versachlichung der oft
emotional geflihrten Diskussionen bei.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Es besteht hier die Chance, dass ideologische
Brillen abgelegt werden.

Bei den Beratungen im Ausschuss muss nun ge-
klart werden, wie wir weiter vorgehen wollen. Eines
aber sollte fir uns alle gelten: Als Agrarland Nie-
dersachsen mussen wir ein grofes Interesse dar-
an haben, dass wir in der Wissenschaft bei der
Tierhaltung auf einem hohen Niveau sind. Dies gilt
auch fur die Sauenhaltung. Lassen Sie uns daflr
gemeinsam die richtigen Beschlisse fassen!

Schdnen Dank.
(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Herr Kollege Jasper, das war lhre erste Rede in
diesem Hohen Hause. Das Prasidium gratuliert
Ihnen sehr herzlich.

(Beifall)
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Nun hat fir die Fraktion Blindnis 90/Die Griinen
Herr Kollege Scholing das Wort. Bitte schon!

Heinrich Scholing (GRUNE):

Frau Prasidentin! Meine Damen und Herren! Herr
Jasper, mir geht es ein bisschen ahnlich. Auch ich
bin sehr plétzlich auf die Sau gekommen - so plétz-
lich, dass ich jetzt hier mit meinem Laptop stehe,
weil der Tagesordnungspunkt vorgezogen wurde.
Ich konnte meine Rede noch nicht ausdrucken.
Das macht aber nichts.

(Jens Nacke [CDU]: Wir kénnen damit
leben! - Norbert Béhlke [CDU]: Wer
hat die denn geschrieben? - Heiter-
keit)

- Ich kann ganz gut Reden schreiben, Herr Kolle-
ge. Das werden Sie noch ofter héren. Sie kdnnen
sich schon darauf freuen. Vielleicht haben wir auch
einmal ein gemeinsames Thema.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, jetzt
machen wir weiter. Wir wollen ja auch noch Feier-
abend haben.

(Unruhe)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Moment, bitte, Herr Kollege! - Ich méchte um et-
was Ruhe bitten.

Heinrich Scholing (GRUNE):

Das wird mir alles, bitte, bei der Redezeit gutge-
schrieben.

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Herr Scholing, machen Sie sich keine Sorgen. lhre
Redezeit ist gestoppt. Wenn Ruhe im Plenarsaal
herrscht, erteile ich lhnen das Wort. Dann haben
Sie lhre volle Redezeit, die Sie ausschopfen kon-
nen.

Heinrich Scholing (GRUNE):

Ich glaube, an diesem Punkt werden wir uns einig
sein, wenn ich hier sage: Wir kriegen das jetzt hin,
bis zum Ende. Schweine gehéren zu den Verlie-
rern der modernen Landwirtschaft. Sind wir uns da
einig?

Herr Jasper, ich knipfe wieder an lhre Rede an.
Ich wohne seit 30 Jahren auf dem Land. Meine
ersten Eindriicke waren, dass direkt in meiner
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Nachbarschaft eine Schweineweide war. Immer,
wenn wir schonen Abfall hatten, bin ich mit mei-
nem Pott zu den Schweinen gegangen. Die kamen
dann sofort angelaufen und konnten gefuttert wer-
den.

(Zuruf von der CDU: Das ist vorbei!)

- Ja, das ist vorbei. Deswegen sage ich ja: Die
Schweine gehdren zu den Verlierern: kein Grun-
zen auf griiner Wiese, kein Wihlen im Dreck.

(Beifall bei den GRUNEN)

Das ist so. Ich denke, das tut uns allen leid. Da
brauchen wir jetzt gar nicht ins Detail zu gehen.

Jetzt kimmert sich die FDP - Herr Grupe, darliber
freue ich mich - um die Schweine. Sehr schoén! Ich
sage jetzt einmal bewusst etwas zum Stil des Hau-
ses.

Herr Grupe und ich arbeiten ja im Agrarausschuss
zusammen. Wir beide sind in der glicklichen Posi-
tion, Neue zu sein. Insofern sind wir beide auch in
der glucklichen Position, nicht immer sagen zu
mussen ,Das, was die letztes Jahr gemacht haben,
machen wir jetzt auch usw.“, sondern wir kdnnen
uns wirklich gemeinsam um dieses Thema kim-
mern. Das finde ich sehr schon. Ich bin mir auch
sicher, dass wir eine gemeinsame Linie finden
kénnen und werden.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Herr Grupe und die anderen Kolleginnen und Kol-
legen der FDP, vieles von dem ist richtig. Nattrlich
brauchen wir mehr Tierschutz in der Nutztierhal-
tung. Dafur sind naturlich vor allem auch fir
Schweine- bzw. Sauenhaltung andere Haltungs-
systeme dringend notwendig.

(Zurufe - Unruhe - Glocke der Prasi-
dentin)

- Ja, auf die Weide. Darlber reden wir spater. Jetzt
geht es erst einmal um die Haltungssysteme. Ich
will jetzt nicht abschweifen.

Insgesamt ist unsere Art der Tierhaltung - darauf
hat schon mein Kollege hingewiesen - ins Gerede
gekommen. Das heift, wir alle sind aufgefordert,
fur neue Akzeptanz zu sorgen. Diese Akzeptanz
werden wir nicht aus dem Armel schiitteln. Fir die
Akzeptanz brauchen wir - das ist doch gar keine
Frage - auch die Unterstitzung der Hochschulen.
Naturlich geht es nicht nur um Bauchgefihle, was
Tierhaltung betrifft. Es geht um wissenschaftliche
Erkenntnisse, die wir beférdern wollen. Das pas-

siert im Ubrigen auch schon. Natrlich arbeitet das
Landwirtschaftsministerium schon lange mit der
Tierarztlichen Hochschule in Hannover zusammen.
Gerade im Rahmen des Tierschutzplanes findet
eine intensive Zusammenarbeit statt, und dabei
geht es natlrlich auch um die Verbesserung der
Sauenhaltung.

(Glocke der Prasidentin)

Also: Es ist schon einiges auf den Weg gebracht
worden. Gar keine Frage.

Bei lhrem Antrag, Herr Grupe, wird man sehr gut
hingucken missen und sich fragen: Wer zahlt die
Zeche? - Das wird ja nun auch von lhnen immer
wieder sehr intensiv gefragt. Aber auch gerade
hinsichtlich der Frage, wie es mit der Versuchsan-
stalt weitergeht, muss man klaren, wer schlieRlich
zahlt. Bislang war der Bund in der Zahlpflicht. Ich
habe gehort, dass dort auch ein neuer Antrag ge-
stellt worden ist, der bearbeitet werden muss. Das
andert aber nichts daran - darauf hat schon mein
Kollege von der SPD hingewiesen -, dass wir uns
in der grundsatzlichen Zielrichtung sicherlich einig
sind, namlich darin, dass wir fir Verbesserungen
beim Tierschutz sorgen muissen. Das hat auch
etwas mit Haltungssystemen zu tun, und das hat
auch etwas mit wissenschaftlicher Arbeit zu tun.

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Herr Scholing, Sie missen jetzt bitte zum Schluss
kommen.

Heinrich Scholing (GRUNE):

Ja. - Deswegen freue ich mich auf die weitere
Auseinandersetzung im Ausschuss. Sie haben ja
beantragt, dass dieser Antrag an den Landwirt-
schaftsausschuss Uberwiesen werden soll. Ich
freue mich auf die fachlich fundierten Gesprache.

Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank. - Fur die Landesregierung hat sich
Herr Minister Meyer zu Wort gemeldet. Bitte schon!

(Petra Tiemann [SPD]: Jetzt will ich
aber auch einen saumalig guten Vor-
trag horen!)
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Christian Meyer, Minister fur Erndhrung, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz:

Frau Prasidentin! Meine Damen und Herren! Man
kann wirklich nicht sagen, dass dieses Thema hier
keine Sau interessiert, sondern wir als Landesre-
gierung begriiRen es, dass nun bei allen im Hause
angekommen ist, dass wir den Tierschutz in Nie-
dersachsen, dem Agrarland Nummer eins - wir
sind von der Zahl der Tiere her auch das Schwei-
neland Nummer eins -, auf eine neue wissen-
schaftliche Basis stellen und auch mehr fir den
Tierschutz in Niedersachsen tun missen.

Denn in diesem Bereich sieht es nach wie vor sehr
schlecht aus. Die aktuellen Zahlen der Europai-
schen Kommission belegen, dass Frankreich, die
Niederlande und Danemark bei der Gruppenhal-
tung von Sauen deutlich weiter sind als Deutsch-
land und dass in Deutschland Niedersachsen ge-
genwartig zwar Uber die meisten Sauen haltenden
Betriebe mit ca. 600 000 Zuchtsauen verfiigt, Nie-
dersachsen aber zu den Landern gehdrt, die hin-
sichtlich des Umsetzungsgrades eher im unteren
Drittel angesiedelt sind.

Die FDP spricht in ihrem Antrag vom Weltmarkt
und von China als groRem Absatzmarkt fir
Schweine. Deshalb méchte ich die Diskussion mit
einem chinesischen Sprichwort bereichern, das
lautet: Schlaft das Schwein, wachst das Fleisch,
schlaft der Mensch, wachsen seine Schulden. - Da
fragt man sich naturlich schon, ob es die letzte
Landesregierung verschlafen hat, punktlich zum
1. Januar 2013 die EU-Verordnung zur Gruppen-
haltung von Sauen im Interesse des Tierschutzes
zu 100 % durchzusetzen.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Meine Damen und Herren, deshalb werden wir von
unseren europaischen Nachbarn lernen missen
und nicht nur umgekehrt. Nur so kénnen wir am
Markt bestehen. Wenn Sie sich den Erdball anse-
hen, erkennen Sie auch, wie klein Niedersachsen
im Vergleich zu anderen Marktteilnehmern ist.
Unsere Flachen sind begrenzt. Fir die Zukunft der
Landwirtschaft auf Quantitat zu setzen, ist zu kurz
gesprungen. Unsere Chancen liegen im qualitati-
ven Wachstum und nicht darin, mehr Fleisch in
den Weltmarkt zu driicken, sondern besseres
Fleisch zu produzieren, z. B. aus Tierhaltung mit
vorbildlichem Tierschutz und Umweltstandards.

Bei der Wirtschaft ist das in groflen Teilen schon
angekommen. Wenn man liest, was der Konzern-
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chef Tonnies bei einer Versammlung der CDU zur
Verbesserung des Tierschutzes in der Schweine-
haltung gesagt hat, dann merkt man, dass auch
dort vonseiten des Handels Druck ausgeibt wird,
damit dort etwas verbessert wird. Das heil3t fiir uns
auch, dass wir ebenfalls bei der Ausbildung von
Nachwuchslandwirten in diesem Sinne etwas tun
mussen. Es geht in diesem Zusammenhang nicht
nur um die Ausbildung bei der Tierarztlichen Hoch-
schule, sondern auch - wie erfreulicherweise be-
reits von der CDU-Fraktion angesprochen - um die
Neuplanung der Lehr- und Versuchsanstalt der
Landwirtschaftskammer in Echem. Ich bin sehr
froh und hoffe, dass dort auch eine 6kologische
Schweinehaltung obligatorisch sein wird. Das ist
etwas, was wir als Landesregierung sehr begri-
Ren.

Zu den Planungen der TiHo ist schon einiges ge-
sagt worden. Die Tierarztliche Hochschule ist da-
bei, einen Antrag an das Bundesministerium fur
Ernahrung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz
im Kontext mit dem dortigen Programm fir Innova-
tionsférderung zu stellen. Es ist also eine Bundes-
angelegenheit. Fir uns ist klar, dass wir auch in
Niedersachsen in der Wissenschaft den Tierschutz
vorantreiben wollen. In diesem Sinne hoffe ich auf
konstruktive Beratungen im Ausschuss.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Herr Minister. - Um zusatzliche Re-
dezeit nach § 71 Abs. 3 unserer Geschéftsordnung
hat Herr Grupe gebeten. Bitte schon, fir andert-
halb Minuten!

Hermann Grupe (FDP):

Frau Prasidentin! Meine Damen und Herren! Ich
freue mich sehr, dass hier ein breiter Konsens
herrscht und dass wir in dieser wichtigen Frage
gemeinsam etwas erarbeiten und nicht nur
Schlagworten Vorschub leisten wollen. Dadurch
sind die Probleme namlich nicht zu l6sen.

Herr Kollege Pantazis, ich weild nicht, welches
Projekt Sie im Auge hatten. Wir meinen kein be-
stimmtes Projekt. Hier geht es darum, verlassliche
Grundlagen zu erarbeiten. Ihr Hinweis auf den
Bund ist allerdings insoweit richtig, als der Bund
auf jeden Fall auch in diesem Bereich Projektférde-
rung betreiben kann und soll, in dem es darum
geht, bestimmte Fragestellungen naher zu unter-
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suchen. Insofern ist der Bund dann auch mit im
Boot.

Ich hoffe, Herr Minister - ich habe die Zahlen ja
angefuhrt, dass solche Investitionsschibe auch
den Strukturwandel anschieben -, dass wir auch
dort zu einer Versachlichung kommen. Wie gesagt:
Die BestandsgroRen haben sich innerhalb von
sechs Jahren verdoppelt. Wenn wir jetzt scharfere
Anforderungen stellen, dann wird man auch wirt-
schaftlich vernunftige Einheiten bauen. Das wer-
den wahrscheinlich etwas grof3ere Einheiten sein.

Ich hoffe, dass wir auch diese GroR-Klein-
Diskussion und diese Unterteilung in Gut und Bdse
Uberwinden und gemeinsam die Frage l6sen, wie
man Sauen und Schweine verninftig halten kann.

Vielen Dank.

(Zustimmung bei der FDP und bei der
CDU)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Herr Kollege. - Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor.

Ich schliel’e die Beratung und komme zur Aus-
schussuberweisung.

Die Fraktionen sind Ubereingekommen, dass fe-
derfihrend der Ausschuss fur Ernahrung, Land-
wirtschaft, Verbraucherschutz und Landesentwick-
lung sowie mitberatend der Ausschuss fur Haus-
halt und Finanzen tatig werden sollen. Wer so
beschliefen mochte, den bitte ich um ein Handzei-
chen. - Damit ist das so beschlossen.

Wir sind fir heute am Ende der Beratungen. Ich
wunsche lhnen einen schénen Abend. Bis morgen
um 9 Uhr!

Schluss der Sitzung: 17.07 Uhr.

975



	11. Sitzung am 20.06.2013
	Mitteilungen des Präsidenten
	TOP 34: Dringliche Anfragen

	FDP: Was hat Minister Wenzel unternommen, um für mehr Transparenz bei MOX-Transporten zu sorgen?

	CDU:
Spricht der Ministerpräsident im rot-grünen Streit um die Verkehrspolitik in Niedersachsen ein Machtwort?  
	SPD: Waren die Waldverkäufe unter Schwarz-Gelb ein Verlustgeschäft für das Land? -  
	GRÜNE: Islamfeindlich-�keit in Nieder- sachsen - Was unternimmt die Landesregierung? 

	TOP 35: Aktionärs- rechte stärken! 
	TOP
37:Schulgeld- freiheit in der Altenpflege gesetzlich absichern 
	TOP 38: Wieder-�einführung einer solidarischen Umlagefinanzie- rung in der Altenpflegeausbil- dung 
	TOP 39: Menschen-
rechte bei Auslands-, Delegations- und Ausschussreisen stärker berücksichtigen 
	TOP 40: 
Frei, schnell, für alle, überall: Zugänge zum Internet ausbauen - Netzneutralität bewahren 
	Veranstaltungs-�reihe PARLAMENTSLEBEN 
	TOP 41: Neue Herausforderungen auf dem Wohnungsmarkt meistern, Wohnungswirt- schaft unter-stützen, bezahlbaren Wohnraum schaffen!   
	TOP 45: Europäische Sauenhaltung auf neueste wissenschaftliche Erkenntnisse stellen 
 


